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schrift. Die vier Hefte pro Jahr widmen sich jeweils einem gesundheitspoliti-
schen Schwerpunktthema und finden mittlerweile weit über den Verein hinaus 
Gehör. Vereinsmitglieder bekommen die Zeitschrift kostenfrei zugesandt. 
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Die JHV mit dem Gesundheitspolitischen Forum des vdää* wird dieses Jahr 
vom 11.-13. November in Berlin stattfinden. 
Wir werden uns weiter mit dem Thema des letzten Jahres, der 
Demokratisierung des Gesundheitswesens beschäftigen und uns dabei auf  
die ambulante Versorgung konzentrieren. 
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Liebe Leser*innen

Während wir dieses Editorial schreiben, also Mitte Juni, herr-
schen in Nordindien und Bangladesch die größten Über-
schwemmungen seit Beginn des 20. Jahrhunderts, während 
in Spanien wieder Waldbrände außer Kontrolle geraten, in 
Brandenburg die Wälder brennen, wie man es sonst nur aus 
dem Süden Europas kennt, und es in manchen Teilen von 
Deutschland schon verboten ist, den Garten zu gießen, weil 
das Wasser so knapp ist. Und es ist hier gerade mal Früh-
sommer … 

Was Ihr hier vor Euch habt ist das zweite Themenheft zu 
Klimawandel und Gesundheit (das erste erschien 2018 und 
steht auf unserer Homepage). Vielleicht werdet Ihr ein wenig 
überrascht sein über unsere Textauswahl, denn was Ihr in 
diesem Heft kaum findet, ist das am meisten Naheliegende: 
eine ausführliche Erörterung der Folgen des Klimawandels 
auf die Gesundheit. Wir setzen bei unserer Leser*innen-
schaft voraus, dass diese bekannt sind oder dass Ihr die Orte 
kennt, an denen man sich über diese Zusammenhänge infor-
mieren kann. Deshalb genügen uns der Text aus dem Umfeld 
der Deutschen Allianz für Klima und Gesundheit (KLUG) und 
der Text von Matthias Martin Becker über das relativ neue 
Phänomen der »Eco Anxiety«. Außerdem haben wir gute 
Tipps und Links zum Weiterlesen (S. 28).

Worum es uns in diesem Heft viel mehr geht, ist – 50 
Jahre nach der Veröffentlichung des Club of Rome zu den 
»Grenzen des Wachstums« – eine politische Einbettung der 
Debatte über Klimawandel und Gesundheit. Über diese Frage 
machen wir deshalb den Auftakt mit einer Diskussion zwi-
schen Katharina Thiede, Bernhard Winter, Robin Maitra, die 
Delegierte der Ärztekammern sind, und Nadja Rakowitz für 
die Redaktion von GbP. In dem Gespräch werden die The-
men, aber auch die Widersprüche in der Debatte angeschnit-
ten, die dann in den anderen Texten in diesem Heft weiter 
diskutiert werden.

Eine grundlegende Funktion hat dabei der Text von Mat-
thias Martin Becker über die Frage, ob es möglich ist, eine 
Gesellschaft mit kapitalistischer Produktionsweise zu haben, 
die dennoch nicht Natur und Mensch zerstört. Es geht also 
um die Frage, ob die Klimakrise innerkapitalistisch gelöst 
werden kann oder ob eine andere Wirtschaftsweise notwen-
dig ist, wenn wir den Klimawandel bzw. diese Form der  

Editorial
systematischen Naturzerstörung stoppen wollen. Stefan 
Schoppengerd diskutiert ebenfalls von einem solchen kapita-
lismuskritischen Hintergrund die Probleme, jedoch konkreter 
am Gesundheitswesen – und verweist darauf, dass linken 
Kritiker*innen wenig Anlass für Überlegenheitsgefühle ha-
ben, denn die Beantwortung der drängenden Fragen wird mit 
dieser anderen Perspektive nicht einfacher.

Laurie Laybourn-Langton stellt den Nationalen Gesund-
heitsdienst in Großbritannien (NHS) als Vorreiter gegen den 
Klimawandel dar und somit auch potentielle Lösungsansätze 
für nationale Institutionen. Eine andere Herangehensweise, 
die im einleitenden Gespräch angesprochen wird, wird von 
Dieter Lehmkuhl vertieft: Wie weit ist der Ansatz gediehen, 
über »grüne« Geldanlagen der Versorgungswerke zur ökolo-
gischen Transformation beizutragen?

Noch komplizierter werden die Fragen, wenn man sie 
nicht nur im nationalen oder vielleicht europäischen Rahmen 
angehen will, sondern – und das leuchtet angesichts welt-
weiter Wirtschaftsverflechtungen hoffentlich unmittelbar 
ein – die globale Perspektive miteinbezieht. Dies zu ignorie-
ren bringt eine imperiale Arroganz zum Vorschein, so Radwa 
Khaled-Ibrahim, die in ihrem Text einerseits dieselben globa-
len Folgen des Klimawandels, andererseits aber auch die Be-
nachteiligung des globalen Südens im Sinne eines Neokolo-
nialismus sowie positive Zukunftsutopien aufzeigt. 

Von ihrem Text kommt auch die Idee für die Bebilderung 
dieser Ausgabe: Ist eine Landschaft, sind Häuser und Stra-
ßen erst einmal überflutet, gibt es nur noch wenige Unter-
schiede zwischen Nord und Süd, zwischen mehr oder weni-
ger materiell entwickelten Gesellschaften. Der Klimawandel 
macht weder vor nationalen noch sozialen und kulturellen 
Grenzen halt. Das soll allerdings nicht heißen, dass wir ange-
sichts des Klimawandels »alle gleich sind« oder dieser uns 
alle gleich trifft. Ganz im Gegenteil. Die Auswirkungen sind 
auf die Verursacher und die Leidtragenden äußerst ungleich 
verteilt, im Kleinen wie im Großen.

Außerhalb des Schwerpunkts beschließen wir das Heft mit 
zwei Beiträgen zum Krieg in der Ukraine. Pirous Fateh-Mog-
hadam skizziert eine friedenspolitische Haltung von Beschäf-
tigten des Gesundheitswesens. Felix Ahls, Mitglied der Re-
daktion von »Gesundheit braucht Politik«, notiert dazu einige 
skeptische Anmerkungen. Wir verstehen beide Texte im Pa-
ket als Diskussionsangebot der Redaktion.



4 | Gesundhei t  braucht Pol i t ik  | Zei tschri f t  für eine soziale Medizin 2/2022

Da hilft nur klebrigste Beharrlichkeit
Diskussion zu Klimawandel und Gesundheit unter Ärzt*innen

Am 11. Juni haben Robin Maitra, Katharina Thiede und Bernhard Winter, Delegierte der Gruppierung 
Ärzt*innen in sozialer Verantwortung beim Deutschen Ärztetag, diskutiert über Klimawandel und Ge-
sundheit und die Rolle der Ärzt*innenschaft im Kampf gegen den Klimawandel. Die Fragen der Redak-
tion von GbP stellte Nadja Rakowitz, die das Gespräch moderierte. Wir hoffen, dass dies der Anfang 
einer größeren Diskussion sein wird. Es gibt noch viele Fragen, die wir nicht mehr diskutiert haben.

Gesundheit braucht Politik: Das Thema 
Klimakrise ist in der Ärzt*innenschaft 
und in den Ärztekammern angekom-
men. Der Ärztetag 2019 hat zu ethi-
schem und nachhaltigem Investment 
der Versorgungswerke aufgerufen, die 
Ärztekammern wollen »klimaneutral« 
werden. Sind wir auf einem guten Weg 
mit diesem Beitrag im Kampf gegen 
den Klimawandel?

Robin Maitra: Wir sind zwar auf ei-
nem sehr guten Weg, aber noch ist 
es nicht so, dass das als Top 1 der 
Probleme der Ärzt*innenschaft aner-
kannt ist. Beim Ärztetag 2019 haben 
wir ganz wichtige Zeichen gesetzt und 
eine Bewegung in Gang gebracht, die 
jetzt weiter Fortschritte macht. Wir 
hatten letztes Jahr den großen Kli-
ma-Ärztetag, der ganz wesentlich auf 
unser Betreiben hin erfolgt ist. Jetzt 
bewegt sich auch sehr viel in den 
Kammern und in den KVen und all-
mählich auch in den Versorgungswer-
ken. Kurzum: Wir sind tatsächlich auf 
einem guten Weg, aber wir können 
sicher noch nicht die Hände in den. 
Schoß legen.

Katharina Thiede: Du hast recht, 
Robin viele Ärzt*innen nehmen den 
Kampf gegen die Klimakrise noch 
nicht als wichtige ärztliche Aufgabe 
wahr. Auf der anderen Seite ist aber 
durch diese Rezeption in die Breite der 
Ärztekammern ein Seriösitätsfaktor 
generiert worden, der es Ärzt*innen 
nahezu unmöglich macht zu sagen: 
Es ist kein Thema für uns. Und man 
darf den Aspekt Divest nicht verges-
sen. Wenn das wirklich grundsätzlich 
umgesetzt wird, ist das ein ernstzu-

nehmender Hebel. Und da ist es hilf-
reich, dass die ärztliche Selbstverwal-
tung das Thema erkannt hat, weil die 
Menschen, die mitentscheiden in den 
Versorgungswerken, in der ärztlichen 
Selbstverwaltung vernetzt sind. Je 
klarer und je häufiger das Thema dort 
gesetzt wird, umso mehr kann es Ein-
fluss auf Divest nehmen.

Bernhard Winter: Zweifelsohne sind 
Erfolge da in der Anerkennung des 
Themas. Das wäre vor fünf Jahren nie 
so in den Kammern anerkannt wor-
den. Da will ich auch überhaupt nichts 
klein reden und da ist auch tolle Arbeit 
gemacht worden. Aber ich erlebe jetzt 
vieles, was von der offiziellen Ärzte-
kammer kommt, als ziemliche Ali-
bi-Veranstaltung. Man hängt sich jetzt 
das Label um, aber eigentlich will man 
wenig umsetzen – zumindest in Hes-
sen. Das sollte uns nicht dran hindern, 
auch in diesem Gespräch noch mal 
kritischen Blick auf die Divest-Kam-
pagne zu werfen. Ich würde jetzt 
eine steile These aufstellen: Wenn die 
Wirtschaftskrise so weitergeht, ist das 
Thema demnächst gestorben. 

Katharina Thiede: Ich glaube auch, 
dass manche Projekte in ihrem Ef-
fekt auf den Fußabdruck gering sind. 
Ich denke aber, dass diese Aktivitäten 
in der ärztlichen Selbstverwaltung in 
der Regel kein Feigenblatt sind oder 
Greenwashing. Eher drücken sie die 
Hilflosigkeit aus, nicht genau zu wis-
sen, wo man anfangen soll. Das muss 
man aber als etwas Positives ansehen: 
Hauptsache, man fängt endlich an zu 
handeln. Denn je mehr man sich da-
mit befasst, umso mehr Gelegenheits-

fenster werden erkannt, umso mehr 
Handlungsspielräume werden wir se-
hen, um auch wichtige, größere Pro-
jekte anzustoßen – und umso größer 
ist die Multiplikator*innenfunktion, die 
übernommen werden kann.

Robin Maitra: Das würde ich unter-
stützen. Und da bin ich ganz bei Dir, 
Bernhard, dass ganz viele Kolleg*in-
nen sagen: Klimaschutz ist einfach 
nicht originäre Kammeraufgabe, weil 
nicht im Heilberufekammergesetz so 
festgehalten. Wir machen dann den 
Umweg über die gesundheitlichen Fol-
gen, deshalb kriegen wir unsere Anlie-
gen auch häufig durch. Auch wenn die 
Kammer vielleicht nur eine Alibi-Ver-
anstaltung macht, dann hat das doch 
eine Breitenwirkung und hinterher 
geht es dann eben auch darum, was 
die Kolleg*innen machen – und was 
mit der weiten Bevölkerung passiert. 
Wir agieren als Ärzt*innen ja auch auf 
einem ganz weiten Feld, auf dem wir 
mit diesem Arzt-Sein öffentlichkeits-
wirksam sind und auch einen eduka-
tiven Effekt haben. Der Eigenbeitrag 
der Kammern ist – glaube ich – hin-
terher vergleichsweise gering, selbst 
wenn es da Leuchtturmprojekte gibt. 
Das Thema Divestment im Gesamt-
kontext voranzutreiben, finde ich ganz 
wichtig. Ob das nun wirklich Millionen 
Tonnen von CO2 vermeiden wird, ist 
noch mal eine andere Sache. Aber es 
wird in den Kammern, in den eigenen 
Gremien aufgenommen. Auch kleine 
Beiträge zählen und es wichtig, dass 
man anfängt. 

Oft wird bezogen auf den Klimawan-
del ein Bild von Ärzt*innen verwen-
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det, das eine Ärzt*in mit Stethoskop 
zeigt, der oder die den Planet Erde in 
der Hand hält. Welche Rolle spielt die 
Ärzt*innenschaft im Kampf gegen den 
Klimawandel? Kommt Ärzt*innen eine 
besondere Rolle im Kampf gegen den 
Klimawandel zu?

Katharina Thiede: Punkt 1: Ich 
denke nicht, dass es nur dieses eine 
Bild gibt, aber Bildsprache hilft na-
türlich, um etwas zu erklären. Und in 
dem Moment ist dieses Bild sehr gut. 
Es mag durchaus Zeiten geben, in de-
nen es andere Bilder braucht, um in 
die Breite zu wirken. Um die gesund-
heitliche Dimension der Klimakrise zu 
vermitteln, haben die Ärzt*innen eine 
ganz wichtige Rolle. Die Auswirkungen 
auf ihre individuelle Gesundheit zu er-
kennen, hilft Menschen zu verstehen, 
dass sie auch für sich handeln müssen 
und dass sie die Handlung nicht an die 
nächste oder übernächste Generation 
delegieren können. Diese Kernbot-
schaft, ist extrem stark und wichtig. 
Ich hoffe schon, dass das Menschen, 
die man sonst schwerer erreichen 
würde, wenn es um ihre eigene Ge-
sundheit geht, packen kann und ih-
nen sagen: Du musst Deinen Beitrag 
leisten und zwar am besten im politi-
schen Handeln oder auf Organisations-
ebene, weil der Beitrag groß ist, aber 
gerne auch im Kleinen. Und der zweite 

ganz wichtige Aspekt ist der primäre 
Präventionsaspekt: Je besser die Um-
weltbedingungen und die Klimabedin-
gungen sind, umso eher können wir 
Gesundheit erhalten. Und drittens: 
Das andere zentrale Handlungsfeld ist 
die Anpassung an die Klimakrise. Da 
die gesundheitlichen Auswirkungen 
enorm sein werden, ist es klar, dass 
wir uns dieser Aufgabe annehmen.

Bernhard Winter: Von Deinen drei 
Punkten möchte ich Dir bei dem zwei-
ten vollkommen zustimmen. Bei dem 
ersten Punkt möchte ich Dir vehement 
widersprechen: Ich habe niemandem 
zu sagen: Du musst das und das jetzt 
machen für die zukünftige Generation. 
Ich kenne von vielen Patient*innen 
ihre Lebensumstände relativ gut und 
weiß auch, dass sie diese gar nicht so 
ändern können, wie z.B. ich es kann. 
Ich muss denen erstmal gar nichts sa-
gen, sondern: Für uns alle muss sich 
etwas ändern. Das würde ich aber kei-
nesfalls personifizieren. Zum dritten 
Punkt mit dem Anpassen an die Kli-
makrise: Natürlich müssen wir das 
machen, aber das machen wir ja auch 
ohne Klimakrise. Natürlich berate ich 
seit eh und je meine Patient*innen mit 
entsprechenden Erkrankungen, was 
sie zu tun haben, wenn es besonders 
heiß ist. Wir müssen aber – und das 
wäre für mich ein zentraler Punkt – 

den Leuten klar sagen: Wir werden 
Euch nur partiell helfen können, wenn 
es so weitergeht. Wir werden ein paar 
Anpassungsleistungen machen können 
beim Bluthochdruck und ähnlichem. 
Aber es wird viele Themen geben, bei 
denen wir genauso hilflos sein werden 
wie sonst die Gesellschaft. Das sollten 
wir auch betonen.

Katharina Thiede: Ich habe nicht 
gesagt, dass wir Patient*innen sagen 
müssen, was sie zu tun haben. Das 
habe ich an keiner Stelle formuliert, 
sondern dass die Erkenntnis zu den 
gesundheitlichen Auswirkungen der 
Klimakrise auf die eigene, individuelle 
Gesundheit oder die einer dritten Per-
son, ein klarer Motivator dafür ist, ins 
Handeln zu kommen. Dem kannst Du 
gerne widersprechen. 

Bernhard Winter: Ok, dann nehme 
ich das zurück. Bei mir ist es so an-
gekommen.

Robin Maitra: Seit dem Bericht des 
Club of Rome 1972 wird über die Um-
weltzerstörung geredet und es ist 
nichts passiert. Erst seit es Fridays 
For Future gibt, passiert etwas. In 
dem Moment, wo wir diese Bilder mit 
der Erde auf der Intensivstation ver-
wendet haben, ist es uns gelungen, 
tatsächlich eine breiten Diskurs zu er-
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reichen zu dem Thema, so habe ich 
Katharina verstanden. Und ich glaube, 
dass wir da als Ärzt*innen auch ganz 
wichtig sind, einfach weil wir sa-
gen: An dieser Stelle geht‘s um Eure  
Gesundheit. Natürlich geben wir als 
Ärzt*innen bei Hitze oder ähnlichem 
Empfehlungen und können unsere 
Funktion natürlich ganz stark nutzen 
und den Leuten deutlich machen, dass 
das ein gesundheitliches Problem ist. 
Aber mit diesem Bild haben wir es ge-
schafft, das in die breitere Bevölke-
rung zu tragen. 

Nadja Rakowitz: Meinst Du im Ernst, 
dass es das Verdienst der Ärzt*innen 
ist, dass das jetzt so ein Thema ist?

Robin Maitra: Nein, das ist das Ver-
dienst von Fridays For Future und der 
Klimawandel ist jetzt auch für jeden 
erfahrbar. Es war in den Jahrzehnten 
zuvor so, dass Klimawandel irgend-
eine abgefahrene theoretische Ge-
schichte war. Inzwischen – Stichwort 
Ahrtal letztes Jahr oder auch die Bilder 
von den Eisbären auf der schmelzen-
den Eisscholle – ist das alles sehr viel 
konkreter und auch dem Letzten klar 
geworden, dass das Wetter sich än-
dert. Es ist erfühlbar geworden, dass 
das Klima sich ändert, und dann kam 
eben noch dieser Push von Fridays 
for future. Wir haben dem ganzen auf 
der ärztlichen Seite noch einen Schub 
gegeben und tragen das jetzt rein in 
unsere Organisationen. Solche Ereig-
nisse wie der Deutsche Ärztetag wer-
den schon sehr wahrgenommen. Das 
ist kein Gamechanger, das glaube ich 
auch nicht. Aber in unserem Arbeits-
bereich, sprich Gesundheit, haben wir 
eine wichtige Aussage zu treffen, die 
jeden angeht. 

Katharina Thiede: Ich möchte Bern-
hard noch bei dem Punkt Adaptation 
und Hitzeberatung widersprechen: 
Das ist natürlich wunderbar, wenn 
Du Deine Patient*innen immer schon 
diesbezüglich beraten hast. Aber ich 
sehe zwei Unterschiede zu heute. Wie 
in anderen medizinischen Bereichen 
auch braucht es hier noch mehr Fach-
wissen. Da ist der kollegiale Austausch 
wichtig, aber auch die konkrete For-
schungsförderung und solche Dinge. 
Und das andere ist die Vernetzung mit 

anderen Akteuren im Gesundheits- 
und Sozialsektor. Das kann eben nicht 
auf der Ebene des individuellen Arztes 
gelöst werden, sondern ist politisch zu 
verankern bzw. kommunal zu organi-
sieren. Das kann und muss durch die 
Ärztekammern vorangetrieben wer-
den – aber nicht als einziger Akteur 
oder Institution. Der andere Punkt ist 
jetzt ein bisschen provokativ, aber ich 
würde es gerne mit Euch diskutieren:  
Du hast gesagt, wir müssten den Pa-
tient*innen sagen, dass wir ihnen 
nicht helfen können werden. Das sagt 
auch die IPPNW zum Atomkrieg und zu 
anderen Themen. Ich habe das Gefühl, 
dass das eine Formulierung aus einer 
anderen Zeit ist. Einer Zeit, in der wir 
eine paternalistischere Ärzt*innenrolle 
hatten. Menschen erwarten nicht von 
Ärzt*innen, dass diese ihnen helfen 
können angesichts von Krieg, atoma-
rer Bedrohung oder Klimakrise. Ich 
glaube, es ist allen klar, dass wir da 
auch nichts tun können. 

Bernhard Winter: Jetzt muss ich 
Dir widersprechen, weil ich das so 
nicht gesagt habe. Ich habe davon 
gesprochen, dass das eine partielle 
Geschichte ist. Natürlich müssen wir 
solche Anpassungsleistungen in der 
Medizin machen und müssen dabei 
auch unsere Patient*innen unterstüt-
zen. Das ist das eine; das andere ist, 
dass wir keine Illusionen schüren soll-
ten, dass die medizinische Katastro-
phe – je nach Ausmaß, das ja vollkom-
men unklar ist, denn wir wissen nicht, 
was auf die Gesellschaft zukommen 
wird – beherrschbar wäre, wenn wir 
nur entsprechende Leistung vollbrin-
gen. Hier würde ich ganz klar sagen: 
Nein, wir können das nur bis zu einem 
gewissen Grad machen. Und ansons-
ten wird das soziale Verwerfungen ge-
ben und da wird es sehr schwierig für 
uns alle werden. 

Nadja Rakowitz: Ich komme hier 
noch mal zurück auf das Bild von dem 
Arzt mit dem Stethoskop, der die Erde 
rettet. Für mich ist das Bild vom Bild-
gestus her stockkonservativ. Und es 
suggeriert genau das: Ärzt*innen 
können die Erde retten. Ich finde das 
überhaupt nicht gut. Es suggeriert et-
was ganz anderes als das, was Du, Ka-
tharina, dazu erklärt hattest. Mir sagt 

das Bild, dass die Ärzt*innen die zen-
trale Berufsgruppe sind im Kampf ge-
gen den Klimawandel. Der Halbgott in 
Weiß ersteht hier wieder auf. Ich halte 
das für extrem ungeschickt.

Robin Maitra: Wir wollen natürlich 
nicht die Halbgötter in Weiß wieder 
auferstehen lassen oder ein paterna-
listisches Ärzt*innen-Bild zu zeich-
nen. Noch mal in aller Deutlichkeit: 
Die Ärzteschaft hat eine gewisse Rolle 
und wenn sie die übernimmt, kann sie 
die ganze Problematik in einem guten 
Sinne befördern. Sie wird keine zen-
trale Rolle spielen. Wenn man aktu-
ell die Situation verfolgt, dann wirkt 
alles im Prinzip so beherrschbar und 
mit diesem Bild von der Erde kann 
man auf jeden Fall einen Blick auf das 
Problem lenken. Meines Erachtens 
ist es wichtig, in Bildern zu arbeiten 
und Rahmen und Narrative zu schaf-
fen, etwas zu ändern. Dieses Plaka-
tive mit dem Stethoskop sollte einfach 
nur ausdrücken, dass wir erstmal eine 
Diagnose stellen, dass man den Kli-
mawandel auch als gesundheitliches 
Problem begreift. Das Bild wurde im 
Übrigen sehr gut von der Presse auf-
gegriffen und in die Öffentlichkeit ge-
tragen. 

Nadja Rakowitz: Manchmal erzäh-
len Bilder etwas anderes, als die die-
jenigen, die es gemacht haben, inten-
diert haben. Ich weiß auch nicht, ob 
ich mich da in einer Mehrheit befinde. 

Katharina Thiede: Ich finde es sehr 
spannend, dass Du das so spiegelst 
und es ist wertvoll, dass wir in die-
sen Austausch treten. Das Bild hat 
eine Doppeldeutigkeit: Zum einen 
möchte man den Zusammenhang zwi-
schen Klimakrise und Gesundheit evi-
dent machen durch Kittel, Stethos-
kop und Erdball. Die planetare Krise 
ist eine Gesundheitskrise. Die andere 
Botschaft: Die Erde ist eine Patientin, 
die im Prinzip intensivpflichtig ist und 
dringend eine umgehende Therapie 
benötigt. Das habe ich als starkes Bild 
empfunden, aber nicht in dem Sinne, 
dass die Ärzt*innen sie jetzt heilen 
können. Diese Arroganz hätte ich uns 
so nie zugesprochen. Aber das sind 
vielleicht auch Altlasten, die man als 
Ärzt*in mit sich herumträgt. Zu Robin: 
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Ich erlebe es bei Patient*innen oder 
auch im privaten Umfeld so, dass Un-
sicherheit ein allgegenwärtiges Gefühl 
ist und dass sich niemand mehr darauf 
verlässt, dass Dinge managebar sind. 
Das hat bei Vielen elementar in der 
Corona-Pandemie begonnen mit ganz 
viel Angst um die individuelle Gesund-
heit und dann verbunden mit Angst 
um Arbeitsplatz, Sozialleben, Zu-
kunft der Kinder, die volkswirtschaft-
liche Ebene… Das sind so viele The-
menfelder, die alle eher überfordern. 
Und das erlebe ich genauso in der Kli-
makrise: Das, was da kommt, ist un-
glaublich bedrohlich und mit unglaub-
lich viel Unsicherheit verbunden und 
deswegen entsteht bei vielen ein Ge-
fühl: »Damit kann ich mich überhaupt 
nicht befassen, weil es mich überfor-
dert«. Was Ähnliches passiert jetzt mit 

diesem Krieg. Das Gefühl, dass man 
diese Krisen managen könne, gehört 
vergangenen Tagen an. Es ist nur noch 
eine Elite, die an dem Glauben fest-
hält, dass das Leben sicher und mana-
gebar sei, die breite Bevölkerung hat 
das Gefühl schon lange nicht mehr.

Robin Maitra: Wahrscheinlich hängt 
das auch ein bisschen von der persön-
lichen Erfahrung ab. Wenn man jetzt 
diese Kriegssituation nimmt, dann ist 
das für Viele etwas, was weit weg ist. 
Das finden zwar alle irgendwie bedroh-
lich, aber ansonsten läuft das Leben 
einfach so weiter. Es ist nicht so, dass 
diese Unsicherheit dazu führt, dass 
die Leute massenhaft auf die Straße 
gehen oder sonst irgendwas machen. 
Man lässt die Regierenden machen 
und dabei werden Positionen bezogen, 

die bisher undenkbar waren. Vielleicht 
ist das auch ein großer Unterschied 
zwischen Berlin, wo Du lebst, Katha-
rina, und hier auf dem flachen Land 
in Baden-Württemberg. Hier haben die 
meisten Leute schon ein Sicherheits-
gefühl. 

Bernhard Winter: Ich erlebe das 
auch als ein sehr schichtgebundenes 
Phänomen. Es sind eher Menschen 
aus der Mittelschicht, die jetzt die Si-
cherheit verlieren. Wenn ich mich bei 
uns in der Praxis mit unseren Mitarbei-
ter*innen unterhalte, die schon zwei-
mal in ihrem Leben migrieren muss-
ten, dann haben die dazu ein ganz 
anderes Verhältnis als ich. Das ist 
ein wichtiger Unterschied. In meinen 
Kreisen ist das schon so, dass man 
das Gefühl hat, man verliert eine Si-
cherheit, die man früher vorausgesetzt 
hat.

Manchmal scheint es inzwischen so, 
als ob es bezüglich des Themas Klima-
wandel eine Einigkeit von konserva-
tiven und fortschrittlichen Ärzt*innen 
gibt. Ist das gut, oder sollte uns diese 
Allianz als oppositionelle Ärzt*innen 
stutzig machen? Ist sie ein Indiz dafür, 
dass die Forderungen aus den Reihen 
der oppositionellen / linken Ärzt*in-
nen ihren kritischen Stachel verloren 
haben?

Katharina Thiede: Wir sind uns als 
konservative und nicht-konservative 
Ärzt*innen auch einig bei dem Prob-
lem der Antibiotika-Resistenzen. Wir 
sollten diese ganze Diskussion eher 
als Fachfrage begreifen, als Teil unse-
rer Professionalität und da unterschei-
den wir uns ja auch nicht entlang der 
politischen Lager. 

Robin Maitra: Aber die Klimafrage ist 
eine zutiefst politische Frage. Da geht 
es um Wasserverteilung und ähnli-
ches. Es ist eher so, dass der Klima-
schutz als solches der geringste Nen-
ner über alle politischen Lager hinweg 
ist und die politische Lager übergrei-
fend Thema sein kann. Zur Frage, 
ob uns diese Allianz stutzig machen 
sollte: Wir sollten sie einfach nutzen, 
d.h., wir arbeiten in dem Zusammen-
hang ganz zielorientiert auch mit Leu-
ten zusammen, mit denen wir sonst 
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nicht unbedingt zusammenarbeiten 
würden. Ich erlebe das auch in den 
Gremien in Baden-Württemberg; die-
jenigen, die das Thema vorantrei-
ben wollen, werden von den anderen 
wahrgenommen als jemand, mit dem 
man zu dem Thema arbeiten kann.

Bernhard Winter: Ich bin beim 125. 
Ärztetag aus der Szene mit dem Bal-
lon, der da hochgehalten wurde, ganz 
bewusst weggegangen, als ein Ärzte-
kammer-Präsident dazu kam, der vor-
her in sehr manipulativer Weise das 
Tempolimit gekippt hat. Ich bin mir 
nicht so sicher, welche Rolle wir da 
wir da im Moment spielen. In Hessen 
wollen die Kolleg*innen, die die Kam-
merarbeit dominieren, in der Kam-
mer dazu selbst nicht arbeiten und 
sind wenig engagiert . Aber natürlich 
wollen sie Ideen abschöpfen und nach 
außen plakatieren. Wenn man die auf 
ihre weitergehenden Vorschläge ab-
klopft, kommt da nicht viel. Die müs-
sen ja im Moment alle Grün sein oder 
sich ein grünes Mäntelchen umhän-
gen, weil die Faktenlage nun so ist. 
Aber wie weit sie weitere Wege mit-
gehen wollen oder das nur vor sich 
hintragen wollen als Monstranz, muss 
man sehen.

Katharina Thiede: Ich weiß nicht, ob 
es uns oder dem Thema etwas nutzt, 
das wird man ganz am Schluss erst 
sehen, aber es gibt keine Alterna-
tive zum Zusammenarbeiten auch mit 
Konservativen. Man würde ja schlech-
terdings nicht in die Opposition dazu 
gehen. Sondern eigentlich muss man 
sich über alles freuen, was passiert 
und sagen: Und jetzt noch ein biss-
chen weiter, und noch mal ein bisschen 
weiter etc. Je länger man diese grund-
sätzliche Diskussion darüber führt, 
wie der Zusammenhang ist, umso we-
niger können sich nachher auch Kon-
servative den für viele schmerzhaften 
Handlungsnotwendigkeiten entziehen. 
Es gehört zu unserem professionellen 
Handeln, auf Klimaschutz hinzuwirken 
unter Präprimärpräventionsaspek-
ten, und es gehört zu unserer Profes-
sionalität, Adaptation zu betreiben. 
Und dann werden irgendwann auch 
die Konservativen Dinge entscheiden 
müssen, die ihrer gewohnten Lebens-
weise widersprechen. Es ist eine große 

Chance, dass wir uns erst mal bei den 
Fakten einig sind, auch wenn wir uns 
in den Konsequenzen noch unterschei-
den werden. 

Robin Maitra: Vor fünf Jahren galten 
wir noch als Spinner und jetzt ist das 
Thema durch. Wir müssen uns Stück 
für Stück weiter damit beschäftigen 
und dabei natürlich auch Koalitionen 
eingehen. Ich hätte mich beim Ärz-
tetag auch neben einen Idioten ge-
stellt, der gegen das Tempolimit wet-
tert, weil ich den an einer anderen 
Stelle habe. Mit dieser Beharrlichkeit 
ist es uns gelungen, in diese Institu-
tion rein zu kommen. Aber wirklich nur 
mit klebrigster Beharrlichkeit sind wir 
nach 20 Jahren Vorarbeit mit unserer 
Gruppe im Verwaltungsrat der Versor-
gungsanstalt angekommen und kön-
nen uns jetzt konkret in Sachen Dives-
tment aufmachen. Da hat man auch 
sicherlich manche Kröte schlucken 
müssen. Wir hätten den Klima-Ärz-
tetag nicht bekommen, wenn wir uns 
nicht mit manchen unangenehmen 
Leuten zusammengesetzt und diese 
auf unsere Seite gezogen hätten. Da 
wo die Leute in Sachen Klima zumin-
dest auch unsere Position vertreten, 
habe ich gar keine Schwierigkeiten, 
Kompromisse einzugehen. Wir kom-
men ohne Koalition nicht weiter.

Bernhard Winter: Aber die Frage 
ist dann: Was ist unsere Position? 
Schwierig wird es immer, wenn es 
etwas kostet. Was medizinisch das 
Vernünftigste wäre im Autover-
kehr – nämlich ein Tempolimit auf 
der Autobahn von 100 km/h, auf der 
Landstraßen 80 km/h –, davon sind 
wir meilenweit entfernt. Und inzwi-
schen formulieren wir das auch gar 
nicht mehr so. Man kann miteinan-
der reden und auch temporär Bünd-
nisse eingehen, das kann man alles 
machen, aber unsere Zielvorstellung 
werden häufig nicht mehr formuliert, 
obwohl wir sie gut begründen können. 
In Hessen hätte ich keine Chance mit 
dieser Forderung; damit bin ich schon 
oft genug untergegangen. Auf dem 
Ärztetag haben sie die Forderung nach 
der Annahme der WHO-Kriterien für 
die Luftverschmutzung angenommen. 
Aber das kostet sie natürlich nichts. 
Ich finde es gut, dass der Antrag ge-

stellt wurde und noch besser, dass er 
durchkam, aber das ist immer das alte 
Spiel. Ich denke, das wäre schon un-
sere Aufgabe, das dann auch zu be-
nennen.

Katharina Thiede: Ich verstehe 
Deine Unzufriedenheit bei der Tem-
polimitfrage, aber in die Öffentlich-
keit wirkt doch vielmehr hinein, dass 
sich der Deutsche Ärztetag im zweiten 
Jahr in Folge für ein Tempolimit aus-
gesprochen hat. Wir haben einen brei-
ten gesellschaftlichen Konsens, dass 
es ein Tempolimit braucht, und der 
Präsident der Bundesärztekammer hat 
mit großer Klarheit anmoderiert, dass 
es selbstverständlich sei, dass wir 
alle dafür sind. Das ist viel wichtiger 
als die Diskussion über 120 oder 130 
km/h.

Jetzt noch mal eine grundsätzliche 
Frage. In den meisten Analysen und 
Politikvorschlägen aus dem ärztlichen 
Umfeld in Deutschland findet man 
keine Auseinandersetzung mit der ka-
pitalistischen Produktionsweise und 
deren immanentem Zwang zum Wirt-
schaftswachstum, der die Klimakrise 
entscheidend befördert. Ist das eine 
Taktik? Ist es strategisch klug, sich 
ganz auf das eigene berufliche Um-
feld zu konzentrieren, oder gehören 
größere gesellschaftliche Zusammen-
hänge in den Vordergrund und müsste 
man dann nicht über Kapitalismus und 
auch darüber reden, wie und warum 
die Krankenhäuser dermaßen kapita-
listischen Zwängen unterworfen wur-
den?

Bernhard Winter: Die Frage hat auch 
einen empirischen Hintergrund. Ich 
hatte einige Diskussionen mit medizi-
nischen Umweltaktivist*innen, in de-
nen dieses Thema ganz konsequent 
ausgespart wurde und wo auch gesagt 
wurde, dass man das aussparen wolle, 
weil das eigentlich eher ein ökonomi-
sches Thema sei. Das lässt bei mir 
dann schon die Alarmglocken klingeln. 
Mir ist wichtig, das Ganze zu sehen 
und man kann mal schauen, was diese 
Wachstumstreiber im Gesundheitswe-
sen so anrichten und ob man sich da-
mit mal offensiver auseinandersetzt. 
Das wäre zum Beispiel ein ganz wich-
tiges Thema. Ich hatte große Hoffnun-
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gen gesetzt auf Choosing wisely, bin 
aber bitter enttäuscht. Wenn ich mein 
Fachgebiet anschaue, dann da kommt 
nichts bei rum, das ist unbedeutend 
für meine tägliche Praxis. Trotzdem 
erlebe ich wöchentlich die Situation – 
das ist mein Lieblingsbeispiel, aber 
es ist leider so –, dass Patient*innen 
kommen mit einem CT und MRT und 
mir sagen: Sie sind der erste Doktor, 
der mir mal auf den Bauch greift. Wie 
wir damit umgehen und wie wir dar-
aus, aus einer Wachstumskritik eine 
andere Medizin oder eine andere Vor-
stellung von Medizin kreieren, das 
wäre wichtig. 

Robin Maitra: Diese Frage nach Wirt-
schaftswachstum ist eine entschei-
dende Frage. Aber ich erhoffe mir im 
Moment viel eher, dass mit der Klimaf-
rage auch Fragen z.B. von Flucht und 
Vertreibung, Fragen von Globalisie-
rung und so weiter mitbetrachtet wer-
den. Das gemeinsame Moment dieser 
ganzen »Klimabewegung«, die aus 
ganz vielen gesellschaftlichen Berei-
chen kommt, ist eben nicht, dass sie 
Linke sind. Die meisten bei den ganz 
tollen Fridaysfor-Future-Leuten sind 
das nicht. Die würden nicht 10% un-

serer Positionen unterschreiben. Unser 
Part an der Stelle ist, dass wir diese 
Bewegung ein bisschen in unsere Rich-
tung bewegen, sofern das in unserer 
Macht liegt. Deshalb ist es so wichtig, 
dass wir da mit unseren linken Stand-
punkten dabei sind. Klima ist nur ein 
Punkt, aber an dem kann man jetzt 
nicht eine gesellschaftlich progressive 
Bewegung aufhängen. 

Nadja Rakowitz: Dieses Klima-Pro-
blem ist doch so ernst, dass man 
auch wissen muss, auf welchen Geg-
ner man sich einlässt und was eigent-
lich die Größe des Problems ist. Wenn 
man das Problem nicht richtig erkennt, 
dann hat man auch nicht die richtigen 
Lösungen. Diese »Lösungen« müs-
sen Große sein, das Klima-Problem 
wird sich nur weltweit lösen lassen. 
Das werden wir nicht in Deutschland 
lösen. Es wird sich nur lösen lassen, 
wenn wir wegkommen davon, in die-
ser Weise Ausbeutung an Erde und 
Mensch zu betreiben. Wir müssen 
nach den Gründen für diesen Raubbau 
fragen. Ob wir Linke sind oder nicht, 
wir müssen uns diesen Gründen stel-
len. Mit dem Glauben an einen Green 
New Deal, an einen grünen Kapitalis-

mus oder an technologische Lösungen 
des Klimaproblems, schürt man mei-
nes Erachtens Illusionen, mit denen 
man sich politisch verzettelt und durch 
die man letztlich noch mehr Zeit ver-
liert, von der wir in bei dieser drama-
tischen Problemlage nicht so viel ha-
ben. Deshalb beharre ich so auf dieser 
Frage.

Katharina Thiede: Ok. Die Frage ist 
völlig zu Recht, ob wir bezüglich der 
Klimakrise eine grundsätzliche Ver-
änderung herbeiführen müssen. Ich 
glaube aber – und hier würde ich Robin 
widersprechen –, dass es eine Riesen-
chance ist, dass in der Gemeinsamkeit 
der Bearbeitung der Klimakrise kon-
servative, liberale und linke Menschen 
zusammenkommen, weil die Bear-
beitung der Klimakrise darin münden 
muss, ganz grundsätzliche sowohl eine 
Transformation im Gesundheitssektor 
anzustreben wie auch in anderen Fel-
dern unserer Gesellschaft. Die Riesen-
schere zwischen Arm und Reich, der 
grässliche Wachstumsglaube, natür-
lich müssen wir das ändern. Natürlich 
müssen wir das bremsen, die globale 
Ungerechtigkeit, den Zusammenhang 
zwischen Armut und Gesundheit, die 
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Tatsache, dass Menschen aus einem 
armutsgefährdeten Umfeld viel stär-
ker unter den Klimakrise leiden. 

Robin Maitra: Aber das siehst Du so; 
sag das mal den Leuten von FFF, die 
sehen das nicht so.

Katharina Thiede: Das wird schon 
noch ankommen. Das dauert dann 
eben ein bisschen länger. Es dauert 
bei Vielen ein bisschen länger, um zu 
verstehen, was wir ändern müssen, 
wenn wir uns dem Problem ernsthaft 
zuwenden wollen. Natürlich brau-
chen wir im Gesundheitswesen eine 
grundlegende Veränderung von die-
ser Rechtfertigungs-, von dieser Absi-
cherungsmedizin, die zu einem wahn-
sinnigen Zuviel an Diagnostik führt, 
was wir ganz oft nicht deswegen ma-
chen, weil wir die bestmögliche Medi-
zin machen wollen, sondern weil wir 
den Menschen die maximale Sicher-
heit geben wollen. Da sind wir bei 
dem Punkt von vorhin, dass wir al-
les managen und regeln wollen. Man 
möchte keine Unsicherheit über mög-
licherweise seltene, im Raum stehende 
Diagnosen bestehen lassen. Natürlich 
brauchen wir grundsätzliche Änderun-
gen, aber nicht nur aus Gründen der 
Nachhaltigkeit oder der CO2-Reduk-

tion im Gesundheitswesen, sondern 
das fordern die Patient*innen auch 
ein: Die Menschen haben das Gefühl, 
mit ihnen wird nicht gesprochen, sie 
werden abgefertigt, die Sektorengren-
zen usw… Beides geht zusammen: wir 
wissen, aktive Mobilität und Fleisch-
verzicht sind gut für die Gesundheit 
und den Planeten. Viele Dinge, die 
wir tun müssen für ein nachhaltige-
res Gesundheitswesen werden mit ei-
ner besseren Patient*innenversorgung 
einhergehen. Oder andersherum: Eine 
bessere Patient*innenversorgung wird 
dazu führen, dass wir unsere Medizin 
an vielen Stellen grundsätzlich ändern 
müssen zu einem nachhaltigeren Ge-
sundheitswesen. Das ist eine Trans-
formation an vielen Stellen. Diese 
Verknüpfung sorgt ja auch dafür, dass 
man eben Koalitionen mit Akteur*in-
nen findet, die vielleicht das Klima-
thema gar nicht ganz vorne stehen 
haben, sondern sich mit der Kommer-
zialisierungskritik befassen oder mit 
den unglaublich schlechten Arbeitsbe-
dingungen im Gesundheitswesen, vor 
allem in der Pflege. Ich glaube schon, 
dass das dazu führen kann, dass wir 
in den unterschiedlichsten Feldern an-
dere Handlungsallianzen bilden.

Bernhard Winter: Auf dem 125. Ärz-

tetag war Professor Gabrysch die ein-
zige, die in einem Nebensatz auf die 
schweren Kämpfe verwiesen hat, die 
uns bevorstehen und was das bedeu-
tet. Das hat sonst kein*e Referent*in 
gemacht. Das finde ich schon merk-
würdig, dass da nichts von der Schärfe 
des Problems rüberkommt.

Robin Maitra: Natürlich ist es schön, 
wenn die Leute hinterher über diese 
Diskurse dazu kommen, linke Position 
einzunehmen, aber der Deutsche Ärz-
tetag ist bekanntermaßen nicht das 
Forum, wo linke Position gesetzt wer-
den. 

Nadja Rakowitz: Vielen Dank für die 
Diskussion, die wir sicher fortsetzen 
müssen.

Robin Maitra ist hausärztlicher Internist 
und vdää*-Mitglied aus der Region Stutt-
gart, Mitglied im Vorstand und Klima-
schutzbeauftragter der LÄK Baden-Würt-
temberg, er ist Mitglied im Vorstand der 
Deutschen Sektion der IPPNW, Abgeordne-
ter beim Deutschen Ärztetag und Mitglied 
der Arbeitsgruppe Klimawandel der BÄK; 
Katharina Thiede ist angestellte Allgemein-
medizinerin, Sprecherin der FrAktion Ge-
sundheit in der Ärztekammer Berlin und 
lebt und arbeitet in Berlin; Bernhard Win-
ter ist Niedergelassener Gastroenterologe 
in Offenbach, Co-Vorsitzender des vdää*, 
Delegierter der ldää Hessen.

Wir trauern um Gerd Glaeske
Am 27. Mai ist der Pharmakologe Gerd Glaeske im Alter von 77 Jahren gestorben. Welch ein Verlust für die kritische Bewe-
gung im Gesundheitswesen, welch ein Verlust für die Patient*innen in Deutschland. Wir verlieren einen streitbaren Verfechter 
einer rationalen Pharmapolitik und mutigen Kritiker der Pharmaindustrie.

Gerd Glaeske war Mitbegründer unserer Schwesterorganisation Verein demokratischer Pharmazeutinnen und Pharmazeuten. 
Sein Mantra war: Wir brauchen eine wirksame und glaubwürdige, also wissenschaftlich fundierte Gegenöffentlichkeit, wenn 
wir die Interessen der Patient*innen vertreten und eine rationale (evidenzbasierte) Arzneimitteltherapie erreichen wollen. 
Seine Forderungen stießen bei der konservativen Standesvertretung der Apotheker*innen auf Kritik. Das hielt Gerd Glaeske 
nicht davon ab, seine Positionen konsequent, evidenzbasiert und mit hoher wissenschaftlicher Kompetenz öffentlich deutlich 
zu machen und nachvollziehbar zu vertreten. In den Medien war er deshalb ein gern gesehener Gast – einer, der kämpferisch 
und laienverständlich kritische Sachverhalte vermitteln konnte. Seine Kooperationspartner waren Patientenorganisationen, 
Selbsthilfegruppen, Verbraucherschützer, Gewerkschaften, Krankenkassen, auch andere Berufsorganisationen wie auch der 
vdää*, wo er zuletzt 2016 beim Gesundheitspolitischen Forum einen tollen Vortrag gehalten hat – kritisch, kompetent und 
im Auftreten bescheiden und empathisch. 

Gegen viele seiner Arbeiten blieben heftige Angriffe nicht aus. Etliche Klagen der Industrie gegen Bewertungen bei Stiftung 
Warentest und andere Publikationen wurden eingereicht; Glaeske hat in allen Prozessen gesiegt.

Mit dem Tod von Gerd Glaeske ist eine pharmazeutische Stimme verstummt, die politisches und gesellschaftliches Gewicht 
hatte. Viele seiner Vorschläge wurden aufgegriffen, zum Teil wurden sie umgesetzt, immer aber wurden sie sehr ernsthaft 
diskutiert. Das Einzigartige an ihm war: Er genoss als Vertreter der Pharmazie breite Anerkennung für seine wissenschaftliche 
und publizistische Arbeit; die Orientierung auf Patient*innen und Verbraucher*innen war für ihn maßgebend.
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Divestment 
Ein Update von Dieter Lehmkuhl

2018 hatte Dieter Lehmkuhl in dieser Zeitschrift zu Divestment und über ärztlichen Initiativen berich-
tet, die ärztliche Versorgungswerke zu nachhaltigen Investitionen ihrer Kapitalanlagen bewegen woll-
ten. Wir haben bei ihm nachgefragt, was sich seitdem getan hat.

I n den vier Jahren seit 2018 hat 
sich eine große Dynamik entwi-
ckelt auf den internationalen Fi-

nanzmärkten, dem Gebiet der staatli-
chen Regulierung und der interna- 
tionalen Klimapolitik, insbesondere der 
EU. Nachhaltige Geldanlagen sind 
weitgehend Mainstream geworden, 
obwohl viel Greenwashing und Etiket-
tenschwindel dabei ist. Inzwischen 
fließt weit mehr Anlagekapital in er-
neuerbare Energien, die inzwischen in 
vielen Regionen preiswerter sind als 
fossile Energieträger. Die EU ist dabei, 
eine Taxonomie zu verabschieden, die 
definiert, was nachhaltige Investments 
sind und gibt damit – zumindest für 
die EU – einen Rahmen vor. Immer 
mehr Länder geben sich Ziele für Kli-
maneutralität bis spätestens 2050 
(obwohl dies nicht ausreicht, um die 
Erderwärmung auf unter 1,5 Grad zu 
begrenzen) und große Investoren, wie 
auch große Unternehmen verpflichten 
sich auf Netto Null-Emissionen bis 
spätestens 2050 und geben sich z.T. 
Zwischenziele, die mit Maßnahmen zur 
Zielerreichung unterlegt und regelmä-
ßig und transparent überprüft und 
notfalls angepasst werden müssen. So 
z.B. die Net-Zero Asset Owner Al-
liance, ein Bündnis klimaorientierter 
Anleger, das 2019 von der UN initiiert 
wurde und das große Pensionsfonds, 
Versicherungsunternehmen und insti-
tutionelle Investoren umfasst. 

Die EU-Offenlegungsrichtlinie 
schreibt ab 2021 vor, dass Banken und 
große Finanzinstitute ihre Klimarisiken 
offenlegen müssen und die staatliche 
Regulierung verpflichtet zunehmend 
auch (große) Unternehmen, ihren 
Treibhausgasfußabdruck offen zu le-
gen. Wenn es auch noch an Standards 
und einheitlichen Kriterien für das Re-

porting fehlt, so werden diese inzwi-
schen entwickelt und auch immer 
mehr geeignete Verfahren (Tools) zu 
Klimarisikoanalysen erstellt. 

�� Finanzielle/ökonomische 
Klimarisiken

Klima-und umweltökonomische Analy-
sen beziffern die ökonomischen Kosten 
durch Klimawandel und Umweltzerstö-
rung bei einem »weiter so« auf ein 
Vielfaches der Kosten für Klimaschutz 
mit steigender Tendenz (z.B. Stern 
2008). Ökonomische Studien zeigen, 
dass die physischen Risiken der Erder-
wärmung, sowohl durch Extremwette-
rereignisse und deren Folgen (Hitze- 
und Trockenperioden, Überflutungen, 
Stürme, Hagel, Waldbrände, Lawinen) 
als auch durch langfristige Verände-
rungen klimatischer und ökologischer 
Bedingungen, die transitorischen Risi-
ken (durch Umstellung auf eine koh-
lenstoffarme Wirtschaft, politische 
Maßnahmen, Durchsetzung neuer 
Technologien) und Reputationsrisiken 
(keine gesellschaftliche und politische 
Akzeptanz von klima- und umwelt-
schädigende Geschäftsmodellen) er-
hebliche Auswirkungen auf die Rendite 
von Kapitalanlagen bis zum totalen 
Werteverlust (so genannte stranded 
assets) haben können.  

Laut einer aktuellen Studie unter 
Beteiligung der London School of Eco-
nomics (LSE), der ETH Zürich und der 
Universität Cambridge könnte das 
Bruttoinlandsprodukt klimabedingt 
weltweit in diesem Jahrhundert um 
37% sinken, 6 mal stärker als bisher 
angenommen. Die sozialen Kosten für 
eine Tonne CO2 werden mit 3.000 Euro 
angegeben. Laut einer Stresstest-Ana-
lyse des Swiss Re Institutes (2021) 

drohen der Weltwirtschaft bis 2050 
Verluste des Bruttoinlandsproduktes 
von bis zu 18% (ohne Gegenmaßnah-
men), dagegen nur 4 % bei Einhaltung 
des Pariser Klimaziels (unter 2 Grad). 
55% des globalen BIP, das entspricht 
ca. 42 Billionen US-Dollar, sind abhän-
gig von funktionierenden Ökosyste-
men und Biodiversität. Einem Fünftel 
der Länder droht der Zusammenbruch 
der Ökosysteme, wie die Studie des 
Rückversicherers Swiss Re zeigt, und 
der Klimawandel wird als langfristig 
größte Gefahr für die Weltwirtschaft 
bezeichnet. Die 30 Milliarden Euro 
Schäden der Flutkatastrophe 2021 im 
Rheinland und in NRW sind nur ein 
Vorgeschmack, was auf uns mit weite-
rer Erderwärmung zukommen wird.

Dass kein Klimaschutz viel teurer 
ist als Klimaschutz, wird inzwischen 
auch von der Politik anerkannt, auch 
wenn sie (noch) nicht dieser Einsicht 
gemäß handelt. Auch immer größere 
Teile der Wirtschaft und der Investo-
ren verstehen inzwischen, dass der 
Klimawandel die Grundlagen ihres 
Wirtschaftens gefährdet und drängen 
die Politik zum Handeln. Wirtschaftli-
che Prosperität kann langfristig nur 
halbwegs gesichert werden, wenn man 
Klima- und Umweltschutz energisch, 
konsistent, sektorübergreifend und 
umgehend angeht. Das betrifft alle ge-
sellschaftlichen Bereiche: Politik, Wirt-
schaft, Gesellschaft sowie jeden Ein-
zelnen nach seinen Möglichkeiten und 
Fähigkeiten. 

�� Die ärztlichen Versorgungs-
werke als Investoren

Dieser Imperativ gilt auch für die ärzt-
lichen Versorgungswerke, die über ein 
Anlagevermögen von etwa 120 Mrd. 



12 | Gesundhei t  braucht Pol i t ik  | Zei tschri f t  für eine soziale Medizin 2/2022

Euro verfügen. Über kurz oder lang 
werden auch sie die Klimarisiken ihrer 
Geldanlagen offenlegen und ihre Port-
folios auf Klimarisiken und CO2-Bilan-
zen überprüfen müssen; zum einen, 
weil es von ihnen verlangt wird, zum 
anderen, um ihrer treuhänderischen 
Pflicht gegenüber ihren Mitgliedern 
nachzukommen, ihre Anlagen nach-
haltig anzulegen, um langfristig wert-
beständige Renten für ihre Mitglieder 
zu sichern.

Sie müssen die Klima- und Umwelt-
risiken nicht zuletzt auch im Hinblick 
auf ihre jüngeren Mitglieder berück-
sichtigen. Das Bundesverfassungsge-
richt hat im Mai 2021 das Klimagesetz 
der Bundesregierung in Teilen für ver-
fassungswidrig erklärt, weil es die 
Freiheitschancen zukünftiger Generati-
onen unzulässig einschränke. Mit die-
sem Urteil hat der Klimaschutz de 
facto Verfassungsrang und theoretisch 
könnten sich aus dem Urteil auch Kla-
gen von Mitgliedern gegen ihre Versor-
gungswerke ableiten. In Australien 

gab es eine entsprechende Klage, die 
weitgehend im Sinne des Klägers ge-
regelt wurde1. 

Die derzeitige Entwicklung stellt die 
für Kapitalanlagen Verantwortlichen 
vor große Herausforderungen, weil an-
gesichts der multiplen ökologischen 
und anderer Krisen alte Gewissheiten 
nicht oder nur noch begrenzt gelten.2 

Andererseits bieten sich durch die 
Transformation ökonomische Chancen 
(Stichwort Green Economy). Inzwi-
schen gibt es hinreichend Evidenz, 
dass nachhaltige Anlagen i.d.R. bes-
ser, zumindest aber gleichwertig per-
formieren als konventionelle, obwohl 
sie von traditionellen Investoren oft 
noch als Risikoinvestments angesehen 
werden.   

�� Ärzteschaft und 
Kapitalanlagen

Das British Medical Journal, der Wel-
tärztebund, große nationale Ärztever-
bände (AMA, BMA, CMA) haben die 

Klimakrise zu einem medizinischen 
Notfall erklärt und haben zu Divest-
ment, also dem Abzug von Kapital aus 
Industrien der fossilen Energiebranche 
und ihrer Förderer aufgerufen. Denn 
Divestment spielt für die Umlenkung 
von Finanzströmen in klima- und um-
weltfreundliche Anlagen eine zentrale 
Rolle. Der Finanzsektor wird als zent-
raler Hebel und wichtiger sozialer 
Kipppunkt für die sozialökologische 
Transformation angesehen. 

Viele medizinische Fachgesellschaf-
ten in Großbritannien und Kanada fol-
gen inzwischen mit ihren Kapitalanla-
gen diesem Aufruf. Das British Medical 
Journal startete 2020 seine Divest-
kampagne »Investing in Humanity«3 
und hat dies ausführlich begründet. 

�� Das ethische Argument

Ärzt*innen und ärztliche Institutionen 
sollten nicht in eine Industrie investie-
ren, die der menschlichen und plane-
taren Gesundheit schadet und den Kli-
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mawandel- und die Umweltzerstörung 
befördert mit einer potenziell existen-
ziellen Gefährdung der Menschheit. 
Ein Divestment-Aufruf von US-Ärzt*in-
nen an medizinische Institutionen und 
ärztliche Pensionsfonds im NEJM vom 
März dieses Jahres schließt mit den 
Worten: »Lassen Sie uns bei unseren 
institutionellen Investitionspraktiken 
die gleichen ethischen Maßstäbe anle-
gen, die wir auch bei der Verpflichtung 
gegenüber unseren Patienten anwen-
den: Zuallererst keinen Schaden an-
richten.« (Übersetzung d. A.)

Auch die Musterberufsordnung der 
Bundesärztekammer sieht vor, dass es 
Aufgabe der Ärzt*innen sei, an der Er-
haltung der natürlichen Grundlagen 
mitzuwirken, soweit sie sich auf die 
Gesundheit auswirken. Dass der Kli-
mawandel als eine der größten, wenn 
nicht die größte Bedrohung der globa-
len Gesundheit anzusehen ist (WHO, 
Lancet), ist inzwischen unbestritten. 
Inzwischen hat auch der Deutsche 
Ärztetag 2019 zu ethischem und nach-
haltigem Investment der Versorgungs-
werke aufgerufen. 

�� Die Kapitalanlagen der ärzt-
lichen Versorgungswerke 
und die AG Divestment

Das Thema Nachhaltigkeit scheint in-
zwischen in vielen Versorgungswerken 
angekommen zu sein, und das Be-
wusstsein für Klimarisiken ist gewach-
sen. Wirklich lässt sich das aber nicht 
beurteilen, da es dafür immer noch 
keine hinreichende Transparenz gibt. 
Ob es überhaupt Nachhaltigkeitsricht-
linien gibt und welche Kriterien diese 
leiten, ist oft intransparent. Die Situa-
tion in den Versorgungswerken ist da-
bei sicher unterschiedlich. Mit einigen 
Versorgungswerken bzw. den Landes-
ärztekammern sind wir von der KLUG 
und Health for Future (H4F) Divest-
ment AG im Kontakt und adressieren 
sie mit unterschiedlichem Erfolg. Das 
Versorgungswerk Berlin und die Baye-
rische Versorgungskammer, der auch 
das Bayerische Versorgungswerk an-
gehört, scheinen Vorreiter zu sein. So 
lässt Berlin z.B. den CO2-Fußabdruck 
seines Portfolios analysieren und war 
auch das erste Versorgungswerk mit 
einem Divestmentbeschluss zu Kohle 
(2015). Die Bayerische Versorgungs-

kammer ist vor einem Jahr als erster 
großer deutscher Finanzinvestor der 
Net-Zero Asset Owner Alliance beige-
treten (s.o.). Auch die Rendite der Ka-
pitalanlagen beider Versorgungswerke 
ist vergleichsweise vorbildlich. 

Die gemeinsame AG Divestment 
von KLUG und H4F, der auch einige 
Mitglieder einiger psychotherapeuti-
schen Versorgungswerke angehören, 
tauscht sich regelmäßig aus, hat ver-
schiedene Online-Seminare zum 
Thema nachhaltige Kapitalanlagen 
durchgeführt, Experten eingeladen, 
verschiedene Artikel zur Nachhaltigkeit 
in Medizinzeitschriften publiziert, und 
war über ein Mitglied auch an wissen-
schaftlichen Untersuchungen zum An-
lageverhalten ärztlicher Versorgungs-
werke und privater Krankenkassen 
beteiligt. Sie hat Basisinformationen 
zu nachhaltigen Kapitalanlagen erstellt 
sowie eine Liste von Best-Practice-Bei-
spielen, die zeigen, dass es auch an-
ders geht und dass Transparenz und 
Nachhaltigkeit nicht im Gegensatz zu 
Rendite stehen müssen: eher im Ge-
genteil. 

Wir sind im Gespräch mit einem Fi-
nanzinstitut über die Auflage eines Im-
pact Fonds, der sich an planetarer Ge-
sundheit ausrichten soll. Auch mit der 
Arbeitsgemeinschaft Berufsständischer 
Versorgungswerke (ABV) sind wir in-
zwischen im Gespräch. Am 19. Mai 
2022 fand eine Konferenz des Umwelt-
bundesamtes mit Asset Ownern, dar-
unter auch ärztliche Versorgungs-
werke, statt, an der wir beteiligt 
waren. Die Seminarserie soll fortge-
setzt werden. Von der Bundesregie-
rung wird derzeit ein neuer Beirat für 
Sustainable Finance berufen. 

Derzeit erstellen wir ein Konzept für 
ein Seminar, um maßgeblich Verant-
wortlichen berufsständischer Versor-
gungswerke Gelegenheit zu geben, 
sich jenseits üblicher Diskussionsforen 
auszutauschen und Wege zu erörtern, 
wie Versorgungswerke ihre Portfolios 
perspektivisch 

�� klimaneutral (Net Zero Emissionen) 
bzw. 1,5 Grad kompatibel ausrich-
ten, 
�� bei ihrer Investitionstätigkeit die 
planetaren Grenzen (bzw. Planetary 
Health) beachten, 
�� und das Nicht-Schadens-Prinzip der 

ärztlichen Ethik und die Mitwirkung 
am Erhalt der natürlichen Lebens-
grundlagen (Berufsordnung für 
Ärzt*innen) berücksichtigen kön-
nen.

Leitend soll dabei sein: Es gibt nicht 
die eine Lösung, Grundsätze der Ver-
gangenheit haben angesichts der mul-
tiplen ökologischen und ökonomischen 
Krisen und den mit ihnen einherge-
henden disruptiven Veränderungen 
nur noch begrenzt Gültigkeit für die 
Zukunft. Das erfordert offenen Aus-
tausch, gedankliche Öffnung, Lernen 
von Best-Practice-Beispielen (die Au-
ßenperspektive). Die Transformation 
bietet mehr Chancen als Risiken auch 
in wirtschaftlicher Hinsicht gegenüber 
einem »weiter so«. Mit den Worten 
des Dichters und Schriftstellers Er-
ich Fried: »Wer will, dass die Welt so 
bleibt wie sie ist, der will nicht das sie 
bleibt.«

Dieter Lehmkuhl ist Arzt, aktiv bei der 
IPPNW und bei MEZIS und Gründungsmit-
glied von KLUG und Mitglied der AG Dives-
tment von KLUG und H4F.

1 https://www.ipe.com/news/australian- 
pension-fund-settles-climate-change- 
related-lawsuit/10048759.article; 

 https://www.jstor.org/stable/26554653 
bzw. https://www.lawtimesnews.com/
practice-areas/environmental/pension- 
fund-trustees-obligated-to-consider- 
climate-change-risk-lawyer/356834

2 Larry Fink, der Chef von Blackrock und 
größter und einflussreicher Vermögens-
verwalter/Investor der Welt, hat 2020 
in einem Brief an die Investoren mit-
geteilt, dass der Klimawandel Blackrock 
dazu bringen würde, grundlegende An-
nahmen über moderne Finanzen neu 
zu bewerten und dies später präzi-
siert und eine Strategie vorgelegt, wie 
die gesamten Blackrock Investments 
2050 klimaneutral werden sollen. Er tut 
dies – wie er betont – primär aus finan-
ziellen Erwägungen.

3 https://www.bmj.com/content/368/
bmj.m167

https://www.ipe.com/news/australian-pension-fund-settles-climate-change-related-lawsuit/10048759.article
https://www.ipe.com/news/australian-pension-fund-settles-climate-change-related-lawsuit/10048759.article
https://www.ipe.com/news/australian-pension-fund-settles-climate-change-related-lawsuit/10048759.article
https://www.lawtimesnews.com/practice-areas/environmental/pension- fund-trustees-obligated-to-consider- climate-change-risk-lawyer/356834
https://www.lawtimesnews.com/practice-areas/environmental/pension- fund-trustees-obligated-to-consider- climate-change-risk-lawyer/356834
https://www.lawtimesnews.com/practice-areas/environmental/pension- fund-trustees-obligated-to-consider- climate-change-risk-lawyer/356834
https://www.lawtimesnews.com/practice-areas/environmental/pension- fund-trustees-obligated-to-consider- climate-change-risk-lawyer/356834
https://www.bmj.com/content/368/bmj.m167
https://www.bmj.com/content/368/bmj.m167
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�� Das Anthropozän

Seit Beginn der kapitalistischen Industrialisierung ist die 
Weltbevölkerung von ca. 1 Milliarde auf nun fast 8 Milliarden 
Menschen angestiegen. Die Lebenserwartung hat sich in den 
letzten 100 Jahren fast verdoppelt.[1], [2] Gleichzeitig ist die 
Anzahl in extremer Armut lebender Menschen gesunken, bis 
vor wenigen Jahren hat auch die Nahrungsmittelunsicherheit 
kontinuierlich abgenommen.[3], [4] Ein enormes Wirt-
schaftswachstum bildete die Grundlage für (wenn auch un-
gleich verteilte) Zunahme an Wohlstand.[5] Die dafür not-
wendige Energie wurde durch die Verbrennung gigantischer 
Mengen fossiler Energieträger gewonnen.[6] 

Den Errungenschaften gegenüber steht die menschenge-
machte oder anthropogene Klimakrise. Die atmosphärische 
Gesamtkonzentration von Treibhausgasen ist von ca. 280 
ppm in CO2-Äquivalenten vor der Industrialisierung auf über 
500 ppm im Jahr 2020 angestiegen. Die Klimakrise verläuft 
nicht nur schneller und folgenschwerer als bislang gedacht, 
auch das Fenster zu ihrer Begrenzung auf eine Erwärmung 
von 1,5°C schließt sich rasend schnell.[7] Aktuelle Ereig-
nisse mitten in Europa belegen es zusehends: Fehlendes 
Kühlwasser führt zur Leistungsreduktion in französischen 
Atomkraftwerken, Tornados wüten in deutschen Städten. 
Dabei gibt es jedoch global gesehen eine deutliche unge-
rechte Verteilung von Verursachung und Folgen der Klimak-
rise. Die Hälfte der seit 1990 weltweit getätigten Emissionen 
wurden von den reichsten 10% der Menschheit verursacht.
[8], [9] Die negativen Folgen der Klimakrise tragen dagegen 
überwiegend die Armen in äquatornahen Regionen und glo-
balem Süden.[10]

Nicht nur das Klima, auch alle anderen Ökosysteme sind 
stark von den Auswirkungen der menschlichen Wirtschafts-
weise betroffen. Die Ozeane versauern und an ihren entle-
gensten Stellen findet sich Plastik. Die Stickstoff-, Phosphor- 
und Wasserkreisläufe der Erde sind verändert und sämtliche 
auf ihr lebenden Organismen werden immer stärker mit un-
natürlichen Substanzen belastet.[11], [12] Infolge dieser 
Veränderungen nimmt die Biodiversität im erdgeschichtli-
chen Vergleich rasend schnell ab. Bezogen auf die globale 
Biomasse der Säugetiere machen Wildtiere nur noch etwa 

3% aus, den Rest teilen sich Menschen (32%) und Nutztiere 
(65%). Immer mehr sogenannte planetare Belastungsgren-
zen (»planetary boundaries«) sind für den Menschen in exis-
tenziell gefährdender Weise überschritten. [13], [14] All 
diese Veränderungen bedrohen die Bewohnbarkeit des Pla-
neten.[7]

�� Folgen für den Gesundheitssektor

Der Gesundheitssektor ist bereits jetzt mit den zunehmen-
den gesundheitlichen Auswirkungen der Überschreitung pla-
netarer Grenzen konfrontiert. Neben der deutlichen Zu-
nahme von Krankheiten bedingt durch geringe Gesund- 
heitskompetenz, oft als »lebensstilassoziierte« Krankheiten 
bezeichnet, manifestieren sich die Auswirkungen der Klima-
krise bereits heute in der Gesundheitsversorgung in Form 
von verstärktem Auftreten von Lungenerkrankungen, erhöh-
tem Vorkommen internistischer Notfälle, Übersterblichkeit 
während Hitzeperioden und der Zunahme von Zoonosen und 
anderen Infektionskrankheiten.[12], [15], [16] In Kombina-
tion mit ökologischen Faktoren wie Verlust von Biodiversität, 
Verschmutzung von Luft, Wasser und Erde, sowie politischen 
Krisen sind die Auswirkungen auf marginalisierte Bevölke-
rungsgruppen und diejenigen mit einem geringen sozio-öko-
nomischen Status besonders gravierend und lassen sich in 
nahezu allen Fachgebieten der Medizin nachweisen.[7] Aus 
medizinischer Sicht ist das 1,5°C-Ziel des Pariser Klima-
schutzabkommens daher unverhandelbar. Auf der anderen 
Seite ist der Gesundheitssektor mit 5% der Treibhausgase-
missionen selbst wesentlicher Treiber der Klimakrise und der 
damit assoziierten Erhöhung der Krankheitslast. Um diese 
Nebenwirkungen zu reduzieren, muss Gesundheitsversor-
gung klimaneutral und möglichst ressourcenschonend gelin-
gen.

�� Planetary Health als Gegenentwurf

Basierend auf einem zunehmenden Verständnis dieser Zu-
sammenhänge wurde 2018 das Konzept von Planetary He-
alth entwickelt und in der Canmore-Erklärung veröffentlicht. 
In dieser Grundsatzdeklaration wird festgestellt, dass Ge-

Gesunder Mensch, gesunder Planet
Ferdinand Lehmann, Charlotte Samwer, Christian M. Schulz über Planetary Health 
als Grundlage der ökologischen Transformation

Wir dokumentieren hier einen Text aus dem Umfeld der Deutschen Allianz für Klima und Gesundheit 
(KLUG) zum Konzept Planetary Health, das zu zeigen versucht, wie die Gesundheit der Menschen un-
trennbar mit der Gesundheit der Ökosysteme des Planten zusammenhängt. Das beziehen sie auch auf 
das Gesundheitswesen, weil nur eine ressourcenschonende und klimaneutrale Gesundheitsversorgung 
nebenwirkungsfrei sein könne.
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sundheit der Menschen untrennbar mit der Gesundheit der 
Ökosysteme unseres Planten zusammenhängt.[17] 

Ein zentrales Element ist die Analyse von Abhängigkeiten 
und Wechselwirkungen zwischen den Ökosystemen. Auf 
diese Weise zeigt Planetary Health, wie die Krisen miteinan-
der verknüpft sind und welche gesundheitlichen Auswirkun-
gen sie auf die Menschen haben. Eine transdisziplinäre Her-
angehensweise ist entscheidend, um Transformationspfade 
hin zu Gesundheit innerhalb planetarer Grenzen zu identifi-
zieren. 

Dabei zeigt sich auf der einen Seite, dass Krisen sich 
selbst oft gegenseitig verstärken, auf der anderen Seite be-
stimmte Lösungen gegen viele Probleme gleichzeitig helfen. 
Beispielsweise werden derzeit drei Viertel der weltweiten 
Ackerflächen genutzt, um tierische Lebensmittelprodukte zu 
erzeugen. Auf diese Weise werden riesige Mengen Treibhaus-
gase freigesetzt, welche die Klimakrise verstärken, die wie-
derum zu häufigeren und heftigeren Dürreperioden führt. 
Demgegenüber senkt eine pflanzenbasierte Ernährung nicht 
nur Morbidität und Mortalität, sie käme auch mit einem 
Bruchteil der Flächen zurecht. Dadurch würden riesige Flä-
chen frei, die dringend für den Schutz der Biodiversität be-
nötigt werden, um mit Wäldern CO2 aus der Atmosphäre 
langfristig zu binden, auch als benötigtes Bauholz.[18]  

Das Beispiel zeigt, wie eine Maßnahme sowohl unsere Ge-
sundheit und Lebensgrundlagen schützt (Mitigation) als 
auch, wie Anpassungen an eine sich grundlegend veränderte 

Umwelt gelingen können (Adaptation). Mit einer stärkeren 
Verbindung zur Natur, mit der Beachtung kultureller, sozialer, 
politischer und wirtschaftlicher Abhängigkeiten, durch die 
Überwindung von Elitismus, Marginalisierung und kultureller 
sowie gesellschaftlicher Vorbehalte und unter der Hinwen-
dung zu Empathie, Zusammenhalt und Verantwortung lassen 
sich tragfähige Lösungen erarbeiten. Der Gesundheitssektor 
und vor allem die Menschen, die dort arbeiten, spielen in die-
sem Transformationsprozess eine Schlüsselrolle.

�� Die Transformation des Gesundheitssektors 

Die Folgen der globalen Klimakrise auf den Gesundheitssek-
tor sind augenscheinlich. Zuletzt ließ die Pandemie Lieferket-
ten reißen, von denen auch das Gesundheitssystem betrof-
fen ist. Dazu kommen Personalmangel, Nachholbedarf bei 
der Digitalisierung, Überversorgung, Fehlanreize im Vergü-
tungssystem, eine alternde Gesellschaft mit stark wachsen-
dem Bedarf an medizinischen Leistungen und eine hohe In-
flation, gegebenenfalls auch eine Stagnation oder gar 
Rezession. Erst kürzlich beklagten die gesetzlichen Kranken-
kassen aufgrund der gehemmten Wirtschaft zurückgehende 
Einnahmen.[19]

Eine Steigerung des Wirtschaftswachstums ist physika-
lisch nur möglich mit einer absoluten Entkopplung vom Res-
sourcenverbrauch. Nur ist diese an keiner Stelle rechtzeitig 
in Reichweite. Darauf zu warten wäre, als behandelte man 

PI
XN

IO
-1

74
15

9-
38

88
x2

91
6



16 | Gesundhei t  braucht Pol i t ik  | Zei tschri f t  für eine soziale Medizin 2/2022

eine Krebserkrankung nicht, in der Hoffnung, das Allheilmit-
tel würde schon noch rechtzeitig erfunden. Multiple Krisen 
und global geringer werdende Ressourcen werden uns nicht 
gestatten, die Herausforderungen sequentiell abzuarbeiten. 
Da wir den Anteil des Bruttosozialprodukts, den wir für Ge-
sundheit ausgeben, nicht unermesslich steigern können, wird 
die Vorstellung sehr real, dass wir mittel- und langfristig gute 
Medizin mit weniger Mitteln machen müssen. 

Die dafür notwendige Transformation im Gesundheitssek-
tor ist tiefgreifend. Damit sie gelingt, müssen sich Leistungs-
träger und Leistungserbringer ambitioniert den Handlungs-
feldern Mitigation (Abschwächung der Krisen) und Adaptation 
(Anpassung an die Krisen) zuwenden. Politische Entschei-
dungsträger*innen, Gesetzgeber*innen auf Bundes- und 
Landesebene und die Organe der Selbstverwaltung im Ge-
sundheitssektor haben eine zentrale Verantwortung in Bezug 
auf die Anpassung des Regelungsrahmens und das Setzen 
der richtigen Anreize. Da nur 5–20% der Gesundheitsleistun-
gen durch den Gesundheitssektor erbracht werden und ein 
wesentlich größerer Teil von gesundheitlicher Chancenge-
rechtigkeit und sozialen Determinanten abhängt, muss die 
öffentliche Gesundheit bei der Ressourcenallokation eine viel 
stärkere Berücksichtigung finden als bislang.[20] 

Weil nur eine ressourcenschonende und klimaneutrale Ge-
sundheitsversorgung nebenwirkungsfrei ist, müssen ökologi-
sche Folgekosten (z.B. über eine CO2-Bepreisung) internali-
siert werden und damit eine steuernde Wirkung erlangen. 
Dafür muss auch in den Sozialgesetzbüchern das Gebot der 
Wirtschaftlichkeit flankiert werden von einem Gebot der 
Nachhaltigkeit. In Bezug auf die Investitionen gerade auch 
im Krankenhausneubau dürfen ausschließlich Häuser gebaut 
werden, die über ihren ganzen Lebenszyklus möglichst emis-
sionsarm betrieben werden, möglichst viel CO2 binden und 
eine hohe Resilienz gegen extreme Wetterereignisse aufwei-
sen. Darüber hinaus muss die Leistungsvergütung auch an 
Erfolge in der Umsetzung einer ressourcen- und klimascho-
nenden Medizin geknüpft werden. Dafür sind Indikatoren 
notwendig, die Mehrkosten und die Ambitioniertheit der Ein-
richtungen abbilden, dem Lieferkettensorgfaltspflichtenge-
setz und der Corporate Sustainability Reporting Directive der 
EU gerecht werden, und neben ökologischen auch soziale 
und Governance-Kriterien beinhalten und auf diese Weise ei-
nen orientierenden Rahmen geben.[21] All das muss gegen-
finanziert werden. Voraussetzung für eine erfolgreiche Neu-
verhandlung der finanziellen Lastenverteilung ist eine 
Beteiligung der Länder, privaten und gesetzlichen Kranken-
kassen und der Leistungserbringer.

Mit vielen Maßnahmen können Gesundheitseinrichtungen, 
Forschungseinrichtungen und Fachgesellschaften unmittelbar 
beginnen. [22], [23] Dazu zählen die Bereiche Energieein-
sparung, pflanzenbasierte Ernährung für Patient*innen und 
Mitarbeitende, Reporting über die Treibhausgasemissionen in 
der ambulanten und stationären Versorgung, Hitzeaktions-
pläne, Reduktion der Emission von direkten Treibhausgasen 
(beispielsweise Vermeidung des Narkosemittels Desfluran 
sowie Pulverinhalatoren statt Dosieraerosole) und der konse-
quente Abbau von Überversorgung in Form nicht notwendi-
ger Therapien und Untersuchungen.[24], [25] Aufgrund des 
großen Anteils der Emissionen in den vor- und nachgeschal-

teten Lieferketten gilt es, ökologische, ethische und soziale 
Kriterien für den Einkauf von Medizinprodukten anzuwenden, 
Abfall zu vermeiden sowie kreislaufwirtschaftliche Ansätze zu 
unterstützen.[26] In Bezug auf Einweg- vs. Mehrwegpro-
dukte sind neben Life-Cycle-Assessments die Erarbeitung 
evidenzbasierter Hygiene-Leitlinien notwendig, die unter 
Wahrung von Patient*innensicherheit auf die Reduktion des 
Ressourcenverbrauchs abzielen. 

�� Gesunde Menschen auf einem gesunden 
Planeten 

Aus Sicht von Planetary Health spielen Mitarbeitende im Ge-
sundheitssektor eine wichtige Rolle. Sie sind wichtige Multi-
plikator*innen beim Erreichen des sozialen Kipppunkts – als 
positiver Gegenentwurf zu ökologischen Kipppunkten – hin 
zu einer tiefgreifenden Transformation der Gesellschaft, die 
ein gesundes Leben auf einem gesunden Planeten ermög-
licht. Aus diesen Gründen haben die Delegierten des 125. 
Deutschen Ärztetags im November 2021 für ein klimaneutra-
les Gesundheitssystem bis 2030 votiert.[27] Nun gilt es, 
nicht nur entsprechende Forderungen zu stellen, sondern 
dass wir Angehörige der Heilberufe in Interaktion treten mit 
den Entscheider*innen und Multiplikator*innen im Gesund-
heitswesen und Politik sowie Umsetzung zielgerichteter 
transformativer Anpassungen fordern. In transdisziplinären 
Konstellationen und neuen Allianzen werden wir für viele 
Hürden neue Perspektiven und Ansatzpunkte finden.

�� Zusammenfassung

Der Mensch kann nicht unabhängig von biologischen Syste-
men existieren. Durch diese enge Vernetzung ist der Ge-
sundheitssektor bereits jetzt mit den gesundheitlichen Fol-
gen der Überschreitung planetarer Grenzen konfrontiert. 
Gleichzeitig ist er selbst wesentlicher Treiber dieser Entwick-
lung. Aus Planetary-Health-Perspektive hat der Gesundheits-
sektor eine zentrale Rolle, diese Entwicklung abzuschwächen 
(Mitigation) und sich daran anzupassen (Adaptation). Dazu 
gehört auch eine Debatte darüber, wie wir mit limitierten 
Ressourcen bei steigenden Kosten gute Medizin gewährleis-
ten wollen. Diese Debatte ist wichtig, um angesichts multip-
ler miteinander verknüpfter Krisen den intrinsischen Aufga-
ben des Gesundheitssektors gerecht zu werden. Für eine 
sequentielle Bearbeitung der Herausforderungen bleibt keine 
Zeit. 

Dr. med. Ferdinand Lehmann ist Assistenzarzt für Anästhesiologie, 
in Elternzeit und schreibt den Artikel für die Deutsche Allianz für 
Klima und Gesundheit e.V.. Er hat keine Interessenskonflikte. Dr. 
med. Charlotte Samwer ist Assistenzärztin für Anästhesiologie und 
arbeitet in der Klinik für Anästhesiologie m.S. operative Intensiv-
medizin, Universitätsmedizin Charité, Berlin. Sie hat keine Interes-
senskonflikte. Dr. med. Christian M. Schulz, AG Klimwandel, Klinik 
für Anästhesiologie und Intensivmedizin, Klinikum rechts der Isar, 
TUM Fakultät für Medizin, Technische Universität München. Er hat 
keine Interessenskonflikte.

Den Text mit den Fußnoten und Literaturverweisen finden Sie auf 
der Homepage von Gesundheit braucht Politik: http://gbp.vdaeae.
de/ oder bekommen ihn bei der Geschäftstelle.

http://gbp.vdaeae.de/
http://gbp.vdaeae.de/
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Das Wissen um den Treibhausef-
fekt und seine folgenreiche Be-
einflussung durch menschen-

gemachte Emissionen ist inzwischen 
Allgemeingut. Daran vermag auch die 
kleine Szene von »Klimaskeptikern« 
nichts Grundsätzliches mehr zu än-
dern, die – oft gestützt auf bezahlte 
Studien im Auftrag von Energiekonzer-
nen – Zweifel zu säen versucht und 
klimapolitische Maßnahmen ablehnt. 
Auf die offensive Leugnung des Prob-
lems zu setzen, zahlt sich nur in be-
scheidenem Maße aus. Weitaus weiser 
war deswegen ein Coup des Ölkon-
zerns BP. Mit viel Geld machte dieser 
kurz nach der Jahrtausendwende den 
Begriff des »ökologischen Fußab-
drucks« populär. Wer sich für die Ab-
wendung der ökologischen Katastro-
phe einsetzen will, wird mit diesem 
Konzept im Kopf zum kleinen Sünder-
lein, das über die ständige Überprü-
fung der eigenen Konsumgewohnhei-
ten vergisst, auf die Entmachtung der 
fossilen Riesen hinzuarbeiten. Mit 
Kohle, Öl und Gas lassen sich unter-
dessen weiter beachtliche Gewinne 
einfahren.1

Die Deutsche Allianz Klimawandel 
und Gesundheit, kurz KLUG, operiert 
zwar auch mit dem Begriff des ökolo-
gischen Fußabdrucks, hat aber deut-
lich größere Ambitionen als den mora-
lischen Appell an »Verbraucherinnen 
und Verbraucher«. Einerseits leistet 
sie Aufklärungsarbeit zu den gesund-
heitlichen Folgen des Klimawandels 
und warnt etwa vor häufigeren und in-
tensiveren Hitzewellen, vor einer Aus-
breitung vektorübertragener Krankhei-

ten, vor der Häufung von Allergien 
oder den gesundheitlichen Implikatio-
nen zunehmender Wasser- und Nah-
rungsmittelunsicherheit. Andererseits 
will sie zur Mitigation (Eindämmung) 
des Klimawandels beitragen und setzt 
dazu am – beachtlich großen – Fußab-
druck des Gesundheitswesens an. Ein-
zelne Praxen und große Einrichtungen 
wie Krankenhäuser sind aufgefordert, 
ihre Strukturen und Abläufe auf den 
Nachhaltigkeits-Prüfstand zu stellen: 
Woher kommt der Strom, wie effizient 
ist die Heizung? Wo lässt sich der Ab-
fallberg verkleinern? Mit welchen Ver-
kehrsmitteln bewegen sich Patient*in-
nen und Mitarbeiter*innen zur 
Einrichtung und zurück? Wie fleisch-
zentriert ist die Küche? Halten sich die 
Zulieferer an ökologische Mindeststan-
dards? Lassen sich klimaschädliche 
Narkosegase durch intravenöse Anäs-
thetika substituieren, ohne dass dies 
den Behandlungserfolg beeinträchtigt? 
Gibt es Fälle von medizinischer Über-
versorgung, die unter Umweltgesichts-
punkten einen verschwenderischen 
Umgang mit Ressourcen darstellen?2

Diese Fragen gehören zweifellos auf 
die Tagesordnung in einer Situation, in 
der jeder einzelne Beitrag zur Begren-
zung der Erderwärmung sinnvoll ist. 
Ihre zufriedenstellende Beantwortung 
wird aber schnell an systemische 
Grenzen stoßen, die ihrerseits Gegen-
stand des politischen Streits sein 
müssten. Die erste dieser Grenzen fin-
det sich im Gesundheitswesen selbst. 
Wenn Krankenhäuser zum Beispiel in 
der Vergangenheit entschieden haben, 
auch über behördliche Vorgaben hin-

aus auf Einwegmaterial zu setzen statt 
wiederverwendbares Equipment vor 
Ort zu sterilisieren, oder wenn die an-
fallende Wäsche hunderte von Kilome-
tern umhergefahren wird, statt sie im 
Haus zu waschen, dann steckt dahin-
ter ein betriebswirtschaftliches Kalkül, 
das alle Prozesse im ökonomisierten 
Krankenhausalltag beherrscht. Seine 
erste Seite ist das Drängen auf Kos-
tensenkung beim Personal, im Einkauf 
und bei der Beauftragung externer 
Dienstleister. Die andere ist das Be-
streben, Einnahmen zu generieren. 
Statistiken zur Entwicklung der Fall-
zahlen bei verschiedenen Eingriffen le-
gen deutlich nahe: Überversorgung 
findet dort statt, wo es sich finanziell 
auszahlt.3 

Hinter dem Streben nach einer po-
sitiven Bilanz steckt nicht unbedingt 
böser Wille von kaufmännischen Di-
rektor*innen im Krankenhaus, son-
dern vor allem systemischer Zwang. 
Alles, was nicht über die Investitions-
kostenfinanzierung der Bundesländer 
bezahlt wird, müssen Krankenhäuser 
im Fallpauschalensystem darüber er-
wirtschaften, dass sie möglichst lukra-
tive Fälle zu möglichst geringen Kos-
ten behandeln. Chronisch rote Zahlen 
können die Schließung bedeuten. Noch 
einmal verschärft ist diese Logik in 
den Häusern privater Konzerne, die 
auf Profit aus sind und große Stücke 
auf ihre Fähigkeiten zur »Optimie-
rung« und »Verschlankung« halten. Es 
gibt sicher Beispiele für die Reduktion 
von Abfall und Emissionen, die zu-
gleich eine Kostenersparnis bedeuten 
und deswegen auch in der kaufmänni-

Mit selektivem Wachstum aus  
der Zangenkrise?
Der Stellenwert des Gesundheitswesens in verschiedenen Strategien gegen den 
Klimawandel – von Stefan Schoppengerd

Initiativen wie KLUG laufen Gefahr, in die Fußabdruck-Falle zu tappen und den Enthusiasmus für eine 
tiefgreifende sozialökologische Transformation im Kleinklein versanden zu lassen. Aber auch eine sys-
temkritische Perspektive steht vor vielen strategischen und praktischen Problemen. 
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schen Abteilung begrüßt werden. Grö-
ßere Erwartungen müssen hier aber 
frustriert werden. 

Das gilt, und damit kommen wir zu 
einer zweiten systemischen Grenze 
auf größerer Maßstabsebene, auch für 
die Erwartung, dass die drohende Ka-
tastrophe absehbar eine Minderung 
oder gar einen Stopp des Wirtschafts-
wachstums erzwingen wird. Maßloses, 
in die Unendlichkeit verlängerbares 
Wachstum ist eine gefährliche Ideolo-
gie. Sie gehört aber nicht, wie es die 
Erzählung vom »Anthropozän« nahe-
legt, zur Grundausstattung »des Men-
schen«, sondern ist das notwendige 
Korrelat der historisch spezifischen Art 
und Weise, auf die die Menschheit ge-
genwärtig ihr wirtschaftliches Leben 
organisiert. Zugespitzt wird diese Posi-
tion in dem verschiedentlich vorge-
brachten Vorschlag, das gegenwärtige 
Erdzeitalter lieber als »Kapitalozän« zu 
bezeichnen.4 Unter der abstrakten 
Herrschaft des Kapitals ist die Meh-
rung abstrakten Reichtums, die Ver-
mehrung des eingesetzten Geldes um 
seiner selbst willen, das Leitmotiv 
wirtschaftlichen Handelns. Der Tausch-
wert der Waren wird wichtiger als ihr 
konkreter Gebrauchswert.

Konkret greifbar sind aber die 
Schäden, die das anrichtet. Der kapi-
talistische Produktionsprozess entwi-
ckelt sich, so ein in diesem Zusam-
menhang vielzitierter Satz von Karl 
Marx, indem er »zugleich die Spring-
quellen alles Reichtums untergräbt: 
die Erde und den Arbeiter«5. Der Kapi-
talvermehrung wohnt eine Steige-
rungslogik inne, die durch die Konkur-
renz exekutiert wird: nicht bloß mehr 
(als der Konkurrent), sondern mehr 
mehr, und das in möglichst zunehmen-
der Geschwindigkeit – dabei aber an-
gewiesen auf die Aneignung von Ar-
beitskraft und von natürlichen 
Ressourcen. Die Formulierung vom 
Untergraben dieser »Springquellen 
des Reichtums« verweist auf die Maß-
losigkeit im Ausbeuten von Rohstoffen 
und im Hinterlassen von Abfällen im 
weiteren Sinne, aber auch auf die ge-
sundheitlichen Folgen des Wachstums-
zwangs. Die Geschichte der Lohnarbeit 
kann auch erzählt werden als eine Ge-
schichte des körperlichen Verschlei-
ßes.6 Die psychischen Konsequenzen 
einer Arbeitswelt, die stetig mehr Leis-

tung abverlangt, sind nicht nur in vie-
len Büroetagen sattsam bekannt.7

Wie es auch das Konzept von »Pla-
netary Health« klimapolitisch bean-
sprucht, sprächen für einen Bruch mit 
der kapitalistischen Wachstumslogik 
also nicht nur ökologische, sondern 
auch gesundheitliche und soziale 
Gründe. 

Wir Vertreter*innen der Position, 
dass wir damit letztlich über die Über-
windung der kapitalistischen Wirt-
schaftsordnung reden, haben aller-
dings wenig Anlass für Überlegen- 
heitsgefühle gegenüber bescheidene-
ren Herangehensweisen. Noch immer 
gilt die bedrückende Wahrheit über 
unsere beschädigte Fähigkeit zur kon-
kreten Utopie: Es ist einfacher, sich 
das »Ende der Welt« vorzustellen, als 
das Ende des Kapitalismus.8 Die Ver-
bindung von Gesundheitswesen und 
Klimawandel durch eine kapitalismus-
kritische Brille zu betrachten, ver-
schiebt zwar die strategischen Fragen, 
macht deren Beantwortung aber nicht 
einfacher.

Der Soziologe Klaus Dörre be-
schreibt die zentrale Herausforderung 
heute als »ökonomisch-ökologische 
Zangenkrise«. Ein Großteil klima-
schädlicher Emissionen entfällt dem-
nach auf den Sektor industrieller Pro-
duktion. Dessen Umbau droht auf 
Kosten der dort Beschäftigten stattzu-
finden. Solche sozialen Verwerfungen 
können aber nicht mehr an einen So-
zialstaat delegiert werden, der die 
Früchte weiteren Wirtschaftswachs-
tums umverteilt. Damit stehen große 
»sozial-ökologische Transformations-
konflikte« ins Haus.9

Eine Gruppe von Mitarbeiter*innen 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung plädiert 
in dieser Situation für eine Neukon-
zeption von Sozialstaatlichkeit und be-
zeichnet diese Herangehensweise als 
»Infrastruktursozialismus«. Mit Infra-
strukturen sind hier neben Verkehrs-
netzen, Energieversorgung etc. öffent-
liche Einrichtungen gemeint, die die 
Erfüllung elementarer Lebensbedürf-
nisse ermöglichen: Wohnen, Bildung, 
und eben Gesundheit. »Investitionen 
in soziale Dienstleistungen sind ökolo-
gisch sinnvoll, da die Arbeit mit Men-
schen kaum Umweltzerstörung mit 
sich bringt und deren Ausweitung 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten er-

AK Knast des vdää*: 
Medizinische Versorgung 
von Menschen in Haft 
hg. vom Verein Solidarisches 
Gesundheitswesen e.V.,  
September 2021, 56 Seiten

Aus der Einleitung: »Wir können also bei ei-
ner Diskussion (und Kritik) der medizini-
schen Versorgung inhaftierter Menschen 
nicht einfach alle Rahmenbedingungen ak-
zeptieren und unseren Blick einschränken 
auf die »bloße Medizin«. Eine bloß imma-
nente Kritik des Gefängnisses im Sinne des 
Abgleichs von Anspruch und Wirklichkeit 
reicht für eine Beurteilung nicht aus. Sie 
lässt entscheidende Fragen unberührt: Wer 
kommt überhaupt ins Gefängnis und für 
welche Delikte? Aus welcher gesellschaftli-
chen Situation landen Menschen im Ge-
fängnis und müssen ›resozialisiert‹ werden? 
Wir müssen auch fragen: Warum wurden 
diese Menschen vorher ›entsozialisiert‹? Wir 
gehen davon aus, dass sie daran nicht al-
leine und individuell schuld sind, sondern 
dass sie auch durch die gesellschaftlichen 
Bedingungen dort gelandet sind. Mit den 
Forderungen für eine bessere medizinische 
Versorgung von inhaftierten Menschen sind 
wir als demokratische Ärzt*innen also ge-
zwungen, grundsätzliche gesellschaftliche 
Fragen anzusprechen.«

Die Broschüre beschäftigt sich mit der 
Frage, wo das Äquivalenzprinzip gilt und wo 
es verletzt wird. Sie schlägt systemimma-
nente Veränderungen in der medizinischen 
Versorgungvor, über eine immanente Kritik 
am Vollzug und stellt letztlich die Frage, wie 
ein anderer Vollzug aussehen könnte. Sie 
endet mit einem Forderungskatalog und 
hat eine Menge nützlicher und kritischer Li-
teratur zusammengestellt.

Zu beziehen über die Geschäftsstelle: info@
vdaeae.de oder beim Verein Solidarisches 
Gesundheitswesen: solid.g-wesen@gmx.
de  – oder als download: https://www.
vdaeae.de/images/Med_Versorgung_in_
Haft_10-2021.pdf oder http://www.solidari-
sches-gesundheitswesen.de/wp-content/
uploads/2021/10/Med-Versorgung-in-
Haft_10-2021-2.pdf

Herausgeber 
Solidarisches Gesundheitswesen e.V.
Falkstr. 34 • 60487 Frankfurt/Main
solid.g-wesen@gmx.de
www.solidarisches-gesundheitswesen.de
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öffnet auch als Ausgleich für die Jobs, 
die in den rückzubauenden Bereichen 
klimaschädlicher Industrien verloren 
gehen werden.«10 Dieses Nebeneinan-
der von Schrumpfung und Ausbau be-
zeichnen sie (und andere) auch als 
»qualitatives Wachstum«. Die Institu-
tionen der sozialen Infrastruktur wie 
zum Beispiel Krankenhäuser, Pflege-
heime und -dienste oder Einrichtungen 
der ambulanten Gesundheitsversor-
gung sind in diesem Modell gedacht 
als nicht gewinnorientierte, über Staat 
und/oder Sozialversicherungen ausrei-
chend finanzierte Einrichtungen.

Zugrunde liegt dem auch die Hal-
tung, das praktische Wachstumskritik 
für eine übergroße Mehrheit nicht als 
Verzicht ausbuchstabiert werden 
muss, sondern ein anderes, men-
schenfreundlicheres Verständnis von 
Wohlstand bedeuten kann. Soziale Si-
cherheit und stressfreies Leben statt 
verschwenderischer (Luxus-)Konsum. 

Das Modell kennt aber auch Verlie-
rer*innen; es setzt auf erhebliche Um-

verteilung gesellschaftlichen Reich-
tums (denn ein Ausbau sozialer 
Infrastrukturen auf Grundlage weite-
ren Wachstums verbietet sich, s.o.). 
Hier lauern auch inhärente Widersprü-
che: Der Staat, wie wir ihn kennen, ist 
zu seinem Erhalt immer auf die Ab-
schöpfung eines Teils des Geldes an-
gewiesen, das in der Ökonomie erwirt-
schaftet wird. Hochwertige soziale 
Infrastrukturen wie die skizzierten 
sind immer auf finanziellen Input von 
außen angewiesen. Wenn Umvertei-
lung von Gewinnen und Schrumpfung 
energie- und emissionsintensiver In-
dustrien gleichzeitig die Akkumulati-
onsbedingungen des Kapitals ver-
schlechtern, wie weit kann dieses 
Spiel getrieben werden? Angesichts 
der globalen Herausforderung, die die 
Klimakrise darstellt, steht eine Politik 
der Umverteilung zugunsten des Auf-
baus von Gesundheits-, Sozial- und 
Bildungsinfrastruktur zusätzlich vor 
der Frage, wie sie jene Teile der Welt 
berücksichtigt, in denen es wenig zu 

schrumpfen, aber viel aufzubauen 
gibt.

Auch wenn die Antworten auf sol-
che Fragen noch nicht im Detail aus-
formuliert sind, ist aber die Herange-
hensweise überzeugend, für einen 
vernünftigen, menschen- wie umwelt-
freundlichen Einsatz gesellschaftlichen 
Reichtums als Ankerpunkt einer Stra-
tegie gegen die Klimakrise zu streiten. 
Streit jedenfalls ist dabei unvermeid-
bar.

Stefan Schoppengerd ist Politikwissen-
schaftler und arbeitet mit in der Geschäfts-
stelle des vdää*.
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Wirtschaftswachstum  
ohne Ressourcenverbrauch?
Warum der Kapitalismus nicht grün wird – von Matthias Martin Becker

Matthias Martin Becker erläutert uns vor dem Hintergrund der Kritik der politischen Ökonomie die 
Zwänge der kapitalistischen Produktionsweise, angesichts derer von Hoffnungen auf die »Lösung« des 
Problems der systematischen Naturzerstörung ohne grundsätzliche Änderung der Wirtschaftsweise und 
der Eigentumsstrukturen nicht viel übrig bleibt. 

Welche Voraussetzungen 
müsste ein nachhaltig wirt-
schaftender Kapitalismus er-

füllen und welche Schwierigkeiten 
hätte er zu überwinden? Ein ökolo-
gisch reformierter Kapitalismus 
müsste weiterhin Wachstum ermögli-
chen und dennoch die Klimakrise ent-
schärfen. Zu diesem Zweck müsste er 
Energiegewinnung, Treibstofferzeu-
gung und agrarische Landnutzung in-
nerhalb der planetaren Belastungs-
grenzen betreiben. Dabei handelt es 
sich nicht nur um eine technische He-
rausforderung, sondern mehr noch um 
eine wirtschaftliche und politische. Op-
ponierende Interessengruppen müss-
ten entmachtet (oder wenigstens auf 
diese Linie verpflichtet) werden. Die 
Reformen müssten von nennenswer-
ten Teilen des Kapitals, des Staates 
und ihrer Apparate mitgetragen wer-
den. Die Reformer müssten zudem 
nicht nur auf nationaler Ebene, son-
dern auch im internationalen Staaten-
system die Vorherrschaft erringen. Se-
hen wir uns diese Voraussetzungen 
nacheinander an (und lassen uns da-
bei von Karl Marx beraten).

�� Kreislauf und Spirale

Die Erde bildet ein System, das von 
der Sonne Energie empfängt. Fast al-
les auf diesem Planeten bewegt sich 
im Kreis. Wie das Wasser, das an der 
Meeresoberfläche verdunstet, sich zu 
Wolken sammelt, die zum Land trei-
ben, wo sie als Regen niedergehen 
und dann mit den Flüssen ins Meer zu-
rückkehren. »Vier chemische Ele-

mente – Kohlenstoff, Wasserstoff, 
Sauerstoff und Stickstoff – machen 
das Gros aller lebenden Materie aus«, 
schreibt der US-amerikanische Um-
weltschützer Barry Commoner. »Sie 
bewegen sich in riesigen, ineinander 
verflochtenen Kreisläufen in den Ober-
flächenschichten der Erde: mal als Be-
standteil der Luft und des Wassers, 
mal als Baustein eines lebenden Orga-
nismus, mal als Element eines Abfall-
produkts und nach einer gewissen Zeit 
vielleicht als Mineralvorkommen oder 
fossiler Überrest.« Die biogeochemi-
schen Erdkreisläufe drehen sich mit 
unterschiedlicher Geschwindigkeit und 
unterschiedlicher räumlicher Ausdeh-
nung. Bislang versteht die Wissen-
schaft ihr Zusammenspiel nur in gro-
ben Zügen.

Viele Kreisläufe führen durch den 
Stoffwechsel lebender Organismen. 
Auch wir Menschen sind nur eine 
Durchgangsstation. Der Kohlenstoff, 
den wir ausatmen, nährt Bäume, Grä-
ser und andere Pflanzen. Ihre Photo-
synthese ist sozusagen eine umge-
kehrte Atmung, die Kohlendioxid 
wieder in Sauerstoff verwandelt. Die 
Lebewesen auf der Oberfläche der Pla-
neten bilden sozusagen ein unver-
zichtbares Makrobiom. 

Auf diesen Strömen von Energie 
und Materie beruhen selbstverständ-
lich auch kapitalistische Gesellschaf-
ten. Aber sie sind anders gerichtet. 
»Das Kapital durchläuft während sei-
ner Reproduktion einen Zyklus, in dem 
es sich nicht einfach reproduziert, son-
dern auf erweiterter Stufenleiter, nicht 
einen Zirkel beschreibt, sondern eine 

Spirale«, erklärt Karl Marx. Daher das 
Wort Akkumulation, von Anhäufen. Die 
Unternehmen müssen Kapital akku-
mulieren, um am Markt zu überleben. 
Die Konkurrenz zwingt sie dazu, ihre 
Produktion zu rationalisieren und pro-
fitabler als ihre Wettbewerber zu sein. 
Ihre Gewinne müssen sie wieder in-
vestieren und die Produktion auswei-
ten. Innovationen verschaffen ihnen 
für eine Weile überdurchschnittlichen 
Profit. Aber die Konkurrenz schläft 
nicht und übernimmt ihre Methoden, 
sodass der Vorsprung schnell wieder 
schmilzt. »Die Konkurrenz herrscht je-
dem individuellen Kapitalisten die im-
manenten Gesetze der kapitalistischen 
Produktionsweise als äußere Zwangs-
gesetze auf«, schreibt Marx. »Sie 
zwingt ihn, sein Kapital fortwährend 
auszudehnen, um es zu erhalten, und 
ausdehnen kann er es nur vermittelst 
progressiver Akkumulation.«

Dieser Ablauf lässt den Energiebe-
darf wachsen. Denn um die Produktion 
rationeller zu machen, ersetzen die 
Unternehmen menschliche Arbeits-
kräfte durch Maschinen. »Die Kapital-
akkumulation bedarf eines immer hö-
heren Anteils an Maschinerie und 
technischer Ausstattung«, schreibt 
Bruno Kern. »Die kapitalintensivere 
Produktion und der entsprechende 
Konsum beschleunigen den Verbrauch 
von Energie und Rohstoffen.« Deshalb 
mobilisiert eine Arbeitsstunde eines 
Beschäftigten immer größere Energie-
mengen und wandelt immer mehr 
Ressourcen um.

Der Rationalisierungszwang führt 
weiterhin zu einem anhaltenden Druck 
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auf die Preise von Arbeit, Boden und Rohstoff: »Es ist der 
immanente Trieb und die beständige Tendenz des Kapitals, 
die Produktivkraft der Arbeit zu steigern, um die Ware und 
durch die Verwohlfeilerung der Ware den Arbeiter selbst zu 
verwohlfeilern«, so Marx. Indem die Waren, die von den Be-
schäftigten konsumiert werden, durch Rationalisierung güns-
tiger werden, wird auch ihre Arbeitskraft günstiger. Der be-
sondere Nutzen einer Arbeit oder die Schädlichkeit des 
Hergestellten – sein »Gebrauchswert« – interessiert das Ka-
pital nur, »weil und sofern sie materielles Substrat, Träger 
des Tauschwerts sind.« Natur ist bedeutsam, sofern sie ver-
arbeitet wird und einen Preis hat.

Jede Produktion ist abhängig von natürlichen und gesell-
schaftlichen Voraussetzungen. Besonders deutlich wird dies 
im Fall der landwirtschaftlichen Produktion. Ein gepachtetes 
Stück Land ist überhaupt nur fruchtbar aufgrund der klima-
tischen und biologischen Kreisläufe, Wind, Niederschlag, In-
sekten und Bodenbakterien. Solche Ökosystemleistungen 
nutzen die Unternehmen gratis, und darin besteht ein Grund 
für die strukturelle Verantwortungslosigkeit des Kapitals. Die 
natürlichen Grundlagen des Lebens tauchen in den Kalkülen 
der Unternehmen nicht auf. Die Volkswirtschaftslehre spricht 
von »externen Effekten« oder »Externalitäten«– Folgen der 
Produktion, von denen die Produzenten selbst nicht betroffen 
sind. 
Für Boden und Arbeit bezahlen die Unternehmen dagegen. 
Sie erwerben Nutzungsrechte für vertraglich geregelte Nut-
zungszeiten. Innerhalb der (immer unvollständigen) umwelt- 
und arbeitsrechtlichen Bestimmungen können sie dieses 
Recht nach Belieben ausüben. Für die langfristige Erhaltung 
der Beschäftigten und des Bodens – ihre »Reproduktion« – 

sind sie nicht verantwortlich (so wenig wie für die Herstel-
lung der grundlegenden kostenlosen Produktionsbedingun-
gen). Die Folgen durch die Inanspruchnahme von Arbeit und 
Boden dauern aber häufig länger an als die Nutzungszeit, 
und eine lokale Produktion kann sich regional oder, wie im 
Fall der Treibhausgase, sogar global auswirken.

�� Kapitalistische Zeit und ökologische 
Regeneration

Das Kapital muss die Umschlagzeit der Waren so weit wie 
möglich beschleunigen, um der Konkurrenz zuvorzukommen. 
Aber vieles im Erdsystems braucht lange, um sich zu rege-
nerieren. Die Landwirtschaft ist ein eindringliches Beispiel 
dafür, wie unterschiedliche Zeitdauern aufeinander prallen. 
Je nach Klimazone bildet sich zwischen einem bis zweiein-
halb Zentimetern neuer Humusschicht pro Jahrhundert. Die 
industrielle Landwirtschaft orientiert sich stattdessen an 
Quartalszahlen. Sie ersetzt Humus durch Mineraldünger, teil-
weise sogar die Erde durch Steinwolle oder Kokosfasern. In-
nerhalb von Wochen verbraucht sie fossile Energieträger, die 
über Millionen Jahre entstanden sind.

Während Ressourcen begrenzt sind, ist die kapitalistische 
Akkumulation prinzipiell unersättlich. Absatzmärkte müssen 
ausgedehnt und neue Märkte erobert werden. Genug ist nie-
mals genug, daher eine rastlose und unaufhörliche Suche 
nach mehr Nachfrage und mehr Nachschub. Die Arbeit formt 
immer mehr Material um (und hinterlässt entsprechend im-
mer größere Mengen Abluft, Abwasser und Schadstoffe). Die 
kapitalistische Wirtschaftsweise »unter dem objektiven 
Zwang zur Profitanhäufung und Kapitalverwertung (muss) 
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die natürlichen Ressourcen in prinzi-
piell grenzenlos vermehrbaren Geld-
werten ausdrücken und damit deren 
Endlichkeit ignorieren«. Aber dem Erd-
system wird nichts hinzugefügt, so-
lange wir keine anderen Planeten aus-
beuten können. Nichts verschwindet, 
solange wir unsere Abfälle nicht ins 
Weltall schießen, was uns außerirdi-
sche Lebewesen übel nehmen könn-
ten. Auf dieser sehr allgemeinen 
Ebene zeigt sich bereits, wie schlecht 
kapitalistische Produktion und die 
Kreisläufe des Erdsystems zueinander 
passen.

�� Wachstum, Wachstum über 
alles

Die fortgesetzte Akkumulation des Ka-
pitals treibt das Wirtschaftswachstum 
an. Dabei handelt es sich nicht um ei-
nen Nebenaspekt dieser Gesellschaft: 
stetiges Wachstum ist die Vorausset-
zung dafür, dass sich kapitalistische 
Gesellschaften erhalten können. Nur 
Wirtschaftswachstum öffnet Vertei-
lungsspielräume, sodass mehr oder 
weniger große Bevölkerungsgruppen 
an einem hohen Lebensstandard parti-
zipieren können. Der Wachstums-
zwang entsteht aus der Unterneh-
menskonkurrenz, aber die Konkurrenz 
zwischen den Nationalstaaten wirkt 
ähnlich. Ein stockendes Wachstum be-
droht die eigene Stellung im internati-
onalen Staatensystem. Es vermindert 
die Staatseinnahmen und damit die 
Handlungsfähigkeit nach innen und 
außen. In diesem System sind Macht 
und Reichtum untrennbar miteinander 
verflochten.

�� Risse im Erdsystem

Menschen haben immer schon in die 
planetaren Kreisläufe eingegriffen, 
Bäume gefällt und Flüsse umgeleitet. 
Dennoch blieb der menschliche Eingriff 
in das Erdsystem bis zur Entstehung 
des Kapitalismus begrenzt. Er drohte 
niemals, planetare Kreisläufe zu über-
wältigen oder entgleiten zu lassen, 
schon weil die Menschheit zu klein war 
und sie niemals entsprechende Ener-
giemengen mobilisieren gekonnt 
hätte. Erst seit Dampfmaschinen Kohle 
in Bewegungsenergie verwandeln, 
destabilisiert der Mensch das Erdsys-

tem auf gefährliche Weise. Gleichzeitig 
musste die Arbeit auf den Feldern pro-
duktiver werden, um eine wachsende 
Bevölkerung zu ernähren, die nicht 
mehr selbst das Land bearbeitete. 
Sonst würden die Erträge abnehmen 
und Nahrungsmittel müssten aus dem 
Ausland eingeführt werden. Daher be-
herrschte die Erschöpfung des Bodens 
die wirtschaftspolitische Debatte im 
späten 18. und frühen 19. Jahrhun-
dert. Die chemische Wissenschaft ent-
wickelte neue Düngemethoden, mit 
denen die Ernten gesteigert werden 
konnten. Der deutsche Chemiker Jus-
tus Liebig entdeckte, dass die Boden-
fruchtbarkeit auf den Nährstoffkreis-
läufen von Nitrat, Phosphor und 
Kalium beruht: »Wenn ein Boden seine 
Fruchtbarkeit dauernd bewahren soll, 
so müssen ihm nach kürzerer oder 
längerer Zeit die entzogenen Bodenbe-
standteile wieder ersetzt werden«, so 
Liebig 1865. Zum ersten Mal musste 
sich die Landwirtschaft vorwerfen las-
sen, den Boden auszulaugen: »Eine 
solche Wirtschaft trägt mit Recht den 
Namen einer Raubwirtschaft.«

Karl Marx beschäftigt sich mit die-
ser zeitgenössischen Agrardebatte. 
»Stoffwechsel« und »Raubbau« sind 
zentrale Begriffe in seinem Denken, 
wie auch der Gegensatz zwischen 
Stadt und Land und seine Folgen für 
die natürlichen Kreisläufe. Das Kapital, 
schreibt er, reduziere die Landbevölke-
rung »auf ein beständig sinkendes Mi-
nimum und setzt ihr eine beständig 
wachsende, in großen Städten zusam-
mengedrängte Industriebevölkerung 
entgegen«. Justus Liebig habe ge-
zeigt, dass diese Form der Landwirt-
schaft auf Raubbau beruhe. So ent-
stehe »ein unheilbarer Riss … in dem 
Zusammenhang des gesellschaftlichen 
und durch die Naturgesetze des Le-
bens vorgeschriebenen Stoffwech-
sels«, durch den »die Bodenkraft ver-
schleudert und diese Verschleuderung 
durch den Handel weit über die Gren-
zen des eignen Landes hinaus getra-
gen« werde.

�� Warten auf die große 
Entkopplung

Die planetaren Belastungsgrenzen 
werden nicht straflos überschritten. 
Aber die Weltwirtschaft muss weiter 

expandieren, mehr Energie umsetzen, 
mehr Land bewirtschaften, mehr Roh-
stoffe verarbeiten. Das Kapital frisst 
sich durch die Welt, verwandelt Ener-
gie und Materie in Geld und lässt hin-
ter sich Verwüstung zurück. Aber kann 
die Wirtschaft nicht auch wachsen, 
ohne mehr Ressourcen zu verbrauchen 
und mehr Schadstoffe auszubringen?

Der Ausweg aus dem Dilemma wird 
Entkopplung genannt. Die Wirtschaft 
wächst weiter, aber ohne mehr fossile 
Energie aufzuwenden (Dekarbonisie-
rung) und mehr Ressourcen zu ver-
brauchen. Parteien, Unternehmen und 
ihre Verbände, internationale Organi-
sationen wie die Weltbank und der In-
ternationale Währungsfonds und Teile 
der Wissenschaft propagieren »grünes 
Wachstum«. Linke wie Rechte halten 
geradezu verbissen an der Möglichkeit 
des Entkoppelns fest. »Einen wie auch 
immer gearteten direkten Zusammen-
hang mit einem Mehrverbrauch nicht 
regenerativer Rohstoffe gibt es nicht«, 
schreibt z.B. der linke Blogger Jens 
Berger.

Das ist theoretisch richtig, aber em-
pirisch falsch. Bisher hängen Wachs-
tum und Energieaufwand / Treibhaus-
gase eng zusammen. Wenn Wirt- 
schaftswachstum und Energieaufwand 
auseinanderstrebten, handelte es sich 
fast immer um eine relative Entkopp-
lung. Der Verbrauch von Energieträ-
gern (und damit auch die Abgase) 
wuchs weiter, nur eben nicht mehr so 
schnell wie die Wirtschaft. Für ein 
wirklich nachhaltiges Wachstum 
müsste der Energieumsatz absolut 
sinken – und zwar genug, um den an-
thropogenen Treibhauseffekt zu brem-
sen. Aber eine Auswertung der verfüg-
baren Studien aus dem Jahr 2019 
stellte fest: »Es existieren keine empi-
rischen Belege für eine absolute, glo-
bale, anhaltende, ausreichend schnelle 
und ausreichend umfassende Entkopp-
lung von Umweltbelastungen (sowohl 
bezüglich der Ressourcen als auch der 
Folgen).«

Nur wenn die Weltwirtschaft 
schrumpfte, verlangsamte sich der 
Ausstoß. Aber bekanntlich verfügt kein 
Land über seine eigene Atmosphäre. 
Die bisherigen Beispiele für eine er-
folgreiche nationale (relative) Ent-
kopplung scheinen eng mit dem Struk-
turwandel zusammenzuhängen. »Die 
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hoch entwickelten industriellen Ökonomien wachsen stärker 
durch Sektoren wie Banken, Versicherungen, Datenverarbei-
tung, Forschung und Entwicklung, Verkauf und Lizenzver-
gabe von Patenten als beispielsweise durch Bergbau und 
Stahlproduktion«, betont Bruno Kern. »Aber das ist ein Null-
summenspiel. Ihre Bilanz – nämlich das Verhältnis von Ener-
gie- und Rohstoffinput zum BIP ‒ kann dadurch zwar besser 
aussehen, aber die Bilanz der Weltwirtschaft bleibt unverän-
dert.« Wenn der Anteil von Dienstleistungen am Sozialpro-
dukt wächst, wird in der Regel energieintensive Produktion 
ins Ausland verlagert.

�� Weniger Ressourcenverbrauch durch Wachstum?

Eine Variante der These von der Entkopplung zielt auf die 
Möglichkeit, auf einem höheren wissenschaftlich-technischen 
Niveau umwelt- und ressourcenschonender zu produzieren. 
Bis zur Jahrtausendwende vertrat die Wirtschaftswissen-
schaft ziemlich einhellig die Ansicht, dass die ökologischen 
Probleme sich durch Wirtschaftswachstum langfristig in 
Wohlgefallen auflösen. Zwar nähmen Ressourcenverbrauch 
und Umweltbelastung zunächst zu, dann sänken sie zuver-
lässig wieder. 

Aber der Ressourceneinsatz sinkt bislang nur, wenn eine 
Volkswirtschaft am Ende von internationalen Wertschöp-
fungsketten steht und ihre Emissionen ins Ausland verlagern 
kann. So hört die Abholzung von Wäldern auf (oder verlang-
samt sich wenigstens), sobald das Land Agrar- und Forstpro-
dukte über den Weltmarkt einführt. Aber auch hier entschei-
det die globale Bilanz, nicht die nationale. In der 
internationalen Arbeitsteilung spielen die Nationen unter-
schiedliche Rollen. Manche verfügen über Rohstoffe oder Ag-
rarprodukte, die sie exportieren. Manche stellen Vorprodukte 
oder einfache Waren für den Weltmarkt her. Andere stehen 
an der vordersten Front der wissenschaftlich-technologi-
schen Entwicklung. Mit dieser Rollenverteilung gehen jeweils 
besondere ökologische Belastungen einher. Gemeinsam ver-
dichten sie sich zu planetaren Belastungen wie Ozeanversau-
erung, Artensterben oder Klimawandel. 

In seinem Plädoyer gegen die »Verteufelung des Wachs-
tums« argumentiert Jens Berger: »Wenn der Personalschlüs-
sel in der Kranken- und Altenpflege verbessert wird, erzeugt 
dies Wachstum. Wenn mehr Menschen einen Musikdienst wie 
Spotify abonnieren, ins Kino gehen, sich ein Computerspiel 
kaufen oder ins Restaurant gehen, erzeugt dies Wachstum. 
Dieses Wachstum hat aber nichts mit einem direkten – und 
nur sehr, sehr wenig mit einem indirekten – Mehrverbrauch 
an Ressourcen zu tun.« Aber diese Beispiele überzeugen 
nicht. Pflegekräfte kommen mit dem Auto zur Arbeit, benut-
zen Medikamente und Zellstoffunterlagen und drehen die 
Zentralheizung hoch, wenn es kühl wird. Viele Dienstleistun-
gen sind nur die letzte Station in einer Produktionskette, bei 
der möglicherweise wenig CO2-Emissionen anfallen, die aber 
ohne die energieintensiven Stationen vor ihnen unmöglich 
wären. So wie die Gastronomie, die letztlich bis zurück auf 
den Acker reicht.

Eine absolute Entkopplung entspräche einer Demateriali-
sierung des Wirtschaftswachstums, einer »Entstofflichung«. 
Die Digitalisierung soll eine zukünftige Entkopplung plausibel 
machen: »Wir erfanden den Computer, das Internet und di-
verse andere digitale Technologien, die uns unseren Konsum 
dematerialisieren ließen. Diese Technologien machten es 
möglich, dass wir immer mehr konsumieren, während wir 
zugleich dem Planeten immer weniger Rohstoffe entneh-
men … weil Materie durch Bits ersetzt wird«, so der Sach-
buchautor und MIT-Wissenschaftler Andrew McAfee.

In Wirklichkeit ersetzen Bits nur dann Materie, wenn ein 
Prozess mithilfe von Digitaltechnik durch einen weniger ener-
gieintensiven Prozess ersetzt wird. Das ist beispielsweise der 
Fall, wenn eine Geschäftsreise ersetzt wird durch eine On-
line-Konferenz. Es ist nicht der Fall, wenn das Spielen auf 
dem Fußballplatz durch das Tippen auf der Computer-
spiel-Konsole ersetzt wird! Bits benötigen Materie – hand-
greifliche Endgeräte, Glasfaser- und Stromnetze und Inter-
netserver, die zudem mit hohem Energieaufwand gekühlt 
werden müssen. Laut einer Schätzung des Wuppertal Insti-
tuts für Klima, Umwelt, Energie verursachen Internet und 
Endgeräte in Deutschland etwa 33 Millionen Tonnen 
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CO2-Emissionen im Jahr, so viel wie 
der innerdeutsche Flugverkehr! Welt-
weit liegt der Anteil des Internet am 
Elektrizitätsbedarf bei zehn Prozent.

�� Umweltschutz als Wachstum-
streiber? Die Mär vom »Grü-
nen Kapitalismus«

Eine weitere Variante der These von 
der Entkopplung ist der »Grüne Kapi-
talismus«. Er wächst angeblich nicht 
trotz, sondern wegen des Umwelt-
schutzes. »Das klingt fast wie die Qua-
dratur des Kreises: Ökologie als Jung-
brunnen der Ökonomie«, argumen- 
tieren Ralf Fücks und Kristina Steen-
bock, zwei Vordenker des neoliberalen 
Flügels der Grünen. »Investitionen in 
Klimaschutz sind volkswirtschaftlich 
hoch rentabel – und sie können zum 
Auslöser eines grünen Wirtschafts-
wunders werden.« Mit Bezug auf das 
EU-Investitionsprogramm Green Deal 
versprechen die Grünen-Politiker Fran-
ziska Brantner und Robert Habeck: 
»Wir können zwei Fliegen mit einer 
Klappe schlagen: Investieren, um eine 
neue CO2-freie Infrastruktur aufzu-
bauen. Der Wirtschaftskrise den Um-
bau der Wirtschaft entgegensetzen.«

Auch einige linken Analytiker*innen 
gehen davon aus, dass ein grüner Ka-
pitalismus entstanden ist oder dem-
nächst entstehen wird. So der Politik-
wissenschaftler und Umweltforscher 
Christoph Görg, der ein neues (»post-
fordistisches«) Verhältnis zur Natur 
am Werk sieht: »Schutz der Natur, so 
ließe sich die Transformation um-
schreiben, findet nicht mehr im Kont-
rast zu Formen ihrer kapitalistischen 
Nutzung statt, sondern als ein inhä-
rentes Element ihrer Inwertsetzung.« 
Einfacher ausgedrückt: um an natürli-
chen Ressourcen zu verdienen, müs-
sen sie erhalten bleiben und gerade 
die Erhaltung dient der Akkumulation.

Der Kapitalismus erweise sich als 
so flexibel, dass er selbst noch die zer-
störerischen Folgen seiner Produktion 
profitabel mache. Trotz des gesell-
schaftskritischen Anspruchs stimmt 
diese Analyse weitgehend mit den Be-
fürwortern des »Grünen Kapitalismus« 
überein. Allerdings dauert das Warten 
auf die große Transformation mittler-
weile seit den 1980er Jahren. Wegen 
der eskalierenden Klimakrise wächst 

die Kluft zwischen den behaupteten 
Anpassungsmöglichkeiten und den 
empirisch zu beobachtenden, gera-
dezu aufdringlichen Katastrophen. 

�� Kein grüner Kapitalismus 
ohne grüne Kapitalisten

Sofern mit »Grüner Kapitalismus« 
mehr gemeint ist als eine Vermark-
tungsstrategie, muss die kommende 
Dekarbonisierung im materiellen Inte-
resse der jeweiligen Kapitalgruppe lie-
gen. Die entscheidende Frage lautet, 
ob Unternehmen von einem ökologi-
schen Reformprogramm profitieren 
oder aber geschädigt würden. Das fos-
sile Kapital im engeren Sinne umfasst 
Branchen wie die Stromproduzenten 
aus Kohle, Erdöl und Erdgas, Auto- 
und Luftfahrt (einschließlich der Rüs-
tungsindustrie). Im weiteren Sinne ge-
hören auch Bau, Agrarindustrie und 
Lebensmittel dazu, weil die Dekarboni-
sierung für sie steigende Kosten und 
Schrumpfung bedeuten würde. Zu den 
Grünen Kapitalisten dagegen gehören 
vor allem die Erzeuger erneuerbarer 
Energie und die Hersteller von Um-
welttechnik.

Unter den zehn größten Konzernen 
der Welt sind sechs Öl- und Gasunter-
nehmen. Mit Volkswagen und Toyota 
finden sich außerdem zwei Autokon-
zerne in dieser Top Ten. Das fossile 
Kapital dominiert nicht nur an der 
Spitze: »2018 entfällt rund ein Drittel 
des Gesamtumsatzes der >Global 
500< auf Öl, Auto und Flugzeugbau.« 
Je stärker eine Kapitalgruppe, umso 
besser kann sie ihre Interessen in 
staatliches Handeln übersetzen. Diese 
Stärke beruht auf dem Umsatz und 
der Zahl der Beschäftigten, aber auch 
und mehr noch auf der Profitabilität 
und der Menge des investierten Kapi-
tals. Während die Erneuerbaren immer 
noch eher mittelständisch und von 
starker Konkurrenz geprägt sind, kann 
der fossile Block koordiniert handeln, 
»mit einer Stimme sprechen«.

Der Staat ist in diesem Konflikt kein 
unparteiischer Schiedsrichter. Ein nati-
onaler Alleingang bei der Dekarboni-
sierung wäre im Wettbewerb um In-
vestitionen und Weltmarktanteile ein 
»Standortnachteil«. Wer alternative 
Energiequellen nutzt, verteuert seine 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse und 

Industriegüter. Außerdem ist der 
»graue Block« über Luft- und Raum-
fahrttechnik eng mit der Rüstungsin-
dustrie verbunden. Ihn abzuwickeln 
würde bedeuten, sich von ernsthaften 
geopolitischen Ambitionen zu verab-
schieden, weil diese »militärisch un-
terlegt« sein müssen. »Eine Transfor-
mation zu einer kohlenstoffarmen 
Wirtschaft bedeutet die Entmachtung 
einer der global stärksten und bestor-
ganisierten Kapitalgruppen«, fasst Jo-
nas Rest zusammen. »Ihre Interessen 
bleiben von hervorgehobener Relevanz 
für die staatlichen-ökonomischen Kon-
kurrenzstrategien einige der mächtigs-
ten Staaten.«

Eine konsequente ökologische Re-
form widerspricht schließlich gemein-
samen Interessen der verschiedenen 
Kapitalfraktionen. Billige Strompreise 
und niedrige Steuern wollen alle Un-
ternehmen, ob grün, grau oder lila. 
Christian Stache spricht von dem ge-
meinsamen Klasseninteresse, das 
»despotische Verhältnis« und die 
»Überausbeutung der Natur« aufrecht 
zu erhalten: »Durch den Ausgleich der 
Profitrate wirkten sich politische Ein-
griffe für einen echten Naturschutz 
nicht nur negativ auf bestimmte Frak-
tionen oder Einzelkapitalisten aus, 
sondern auch auf die allgemeine Pro-
fitrate.

�� Wie lernfähig ist das 
System?

Das Anthropozän markiert nicht den 
Höhepunkt unserer Naturbeherr-
schung als »Hüter des Erdsystems«, 
sondern einen völligen Kontrollverlust. 
Die Kreisläufe des Erdsystems sind wie 
ein Haus, das wir bewohnen; es einzu-
reißen ist deutlich einfacher als es zu 
errichten. Zerstörungskraft entspricht 
nicht Herrschaft. Diese Naturaneig-
nung wird von der Akkumulation an-
getrieben, einem blinden, chaotischen 
Prozess, eine Naturbeherrschung au-
ßer Kontrolle.

Daher verhallt der Appell an die 
Verantwortung oder Einsicht folgenlos. 
Die Unternehmen können nicht aus ih-
rem Dilemma ausbrechen, dem »Wi-
derspruch zwischen individueller Rati-
onalität und gesamtgesellschaftlicher 
Irrationalität«: Für jedes einzelne ist 
überlebensnotwendig, was für alle zu-
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sammen ein Todesurteil bedeutet. Ein gleichartiges Problem 
besteht im Staatensystem. Statt ihr Wissen und ihre Res-
sourcen zu teilen, um so schnell wie möglich die THG-Kon-
zentration zu senken, kreisen die Mächte wie Hyänen um 
eine sterbende Beute und nutzen jede Gelegenheit, um ihre 
Konkurrenten zu schwächen. Eine ökologische Reform wird 
erst möglich sein, nachdem massive Zerstörungen die ge-
genwärtigen Blockaden gesprengt haben werden. Für die Kli-
magerechtigkeitsbewegung bedeutet das, dass sie sich nicht 
darauf verlassen kann, dass ihr die Entwicklung in die Hände 
spielt. 

�� Unterproduktion der  
planetaren Produktionsbedingungen

Wie der Elastizität der Natur sind allerdings auch der Flexibi-
lität des Kapitals gewisse Grenzen gesetzt. Die Produktivität 
beruht auf ökologischen und gesellschaftlichen Vorausset-
zungen. Sie werden den Unternehmen üblicherweise erst be-
wusst, wenn sie ausfallen. Der Wirtschaftswissenschaftler 
James Richard O‘Connor prägte für diese Situation den Be-
griff »Unterproduktion der Produktionsbedingungen«. Dabei 
dachte O‘Connor an natürliche Lebensgrundlagen wie atem-
bare Luft oder fruchtbare Felder, aber auch an »persönliche 
Produktionsbedingungen« wie die seelische und geistige Ge-
sundheit oder geeignete familiäre und öffentliche Verhält-
nisse, damit Arbeitskraft entsteht. Diese Produktionsbedin-
gungen erhalten die Unternehmen in der Regel kostenfrei Mit 
der Zeit untergräbt das Kapital diese Grundlagen seiner ei-
genen Existenz. »Die kapitalistische Akkumulation hemmt 
oder zerstört die Voraussetzungen seiner Akkumulation und 
bedroht daher seine Profite und die Fähigkeit, zu produzieren 
und mehr Kapital zu akkumulieren.« Das Kapital sägt am 
Ast, auf dem es sitzt.

Die Knappheit von Produktionsbedingungen kann die Pro-
fite senken, aber dies muss nicht der Fall sein. Die Unterneh-
men bemerken zunächst steigende Preise. »Die Grenzen des 

Wachstums erscheinen, wenigstens anfangs, nicht als abso-
lute Knappheit von Arbeitskraft, Rohstoffen, klarem Wasser 
und Luft und städtischem Raum und so weiter, sondern als 
Verteuerung von Arbeitskraft, Ressourcen, Infrastruktur und 
Raum.« Die Unterproduktion trifft das Kapital weiterhin in 
Form von Klassenkampf und politischem Konflikt. Der 
»zweite Widerspruch des Kapitals« (O‘Connnor) senkt also 
die Profite, sofern er sozialen Widerstand auslöst oder Pro-
duktionsfaktoren verteuert. Er wirkt indirekt, aber er wirkt, 
und er kann das System in eine tiefe Krise treiben. Die Kli-
makrise ist eine Unterproduktion einer globalen Produktions-
bedingung. Aber auch sie trifft, von der Landwirtschaft ein-
mal abgesehen, die Akkumulation nicht direkt. Zunächst 
erhöht sie lediglich den Druck auf Kapital und Arbeit und da-
mit den gesellschaftlichen Konflikt.

Die Reproduktion der Arbeitskräfte und die Resilienz der 
ökologischen Systeme sind in gewissem Umfang und für ei-
nige Zeit nachgiebig und anpassungsfähig. Auch nachlas-
sende Ökosystemleistungen können eine Weile durch stei-
genden Input ausgeglichen werden. Die ökologische 
Gesellschaftskritik hat allzu oft »die letzte Chance« bemüht 
und von »fünf Minuten vor 12« gesprochen. Wann die ökolo-
gische Belastbarkeit und unsere Anpassungsfähigkeit er-
schöpft sind, lässt sich nicht mit einer Mengenangabe oder 
einem Datum ausdrücken. Sie gleichen eher einem Frontge-
biet als einer Mauer. Deshalb wird die kapitalistische Ent-
wicklung nicht an eine Grenze stoßen wie ein fahrendes Auto 
gegen eine Hauswand prallt. Ein abrupter Zusammenbruch 
ist unwahrscheinlich, nicht aber ein allmählicher Abstieg, in 
dessen Verlauf sich die Unterproduktion der Produktionsbe-
dingungen immer stärker fühlbar macht.

(Bei diesem Text handelt es sich um eine von uns stark gekürzte Fas-
sung des Kapitel 4 aus dem sehr empfehlenswerten Buch von Matth-
ias Martin Becker: Klima, Chaos, Kapital: Was über den Kapitalismus 
wissen sollte, wer den Planeten retten will, Köln 2021, Papyrossa Ver-
lag, 184 Seiten, 14,90 Euro, ISBN 978-3-89438-754-9. Wir danken 
dem Autor für die Möglichkeit, den Text drucken zu dürfen.)
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Teil der Welt
Re-membering Europa – von Radwa Khaled-Ibrahim

Unter dem Stichwort »Re-membering Europa« diskutiert Radwa Khaled-Ibrahim wie uns in der Klima-
katastrophe die Reaktionen aus dem globalen Süden auf das Hochwasser im Ahrtal mit der Welt ver-
binden. Wir danken medico international für die Erlaubnis des Nachdrucks.

Nachrichten auf Al-Jazeera am 18. Juli 2021. Vor dem 
Hintergrund der Stimme des arabischen Nachrichten-
sprechers sehe ich Bilder der Überschwemmungen in 

Deutschland. Die Meldung danach: Überschwemmungen in 
Oman. Danach ein Bericht aus dem syrischen Idlib, wo Bäu-
er*innen gemeinschaftlich auf ihren Äckern Solaranlagen in-
stalliert haben.

Einen Tag später erzählen die Kolleg*innen im medi-
co-Büro, dass sich Partnerorganisationen aus Somalia, Indo-
nesien und den Philippinen, aus Sierra Leone, Mexiko und 
dem Libanon bei ihnen gemeldet und nach dem Wohlergehen 
des medico-Teams erkundigt haben. »Wir haben die Bilder 
gesehen, ist alles ok?« Auch Angehörige aus Ägypten haben 
angerufen: »Wir konnten kaum glauben, dass die Bilder in 
den Nachrichten aus Deutschland kommen« und: »Gut, dass 
der Himmel diesmal an Euch vorbeischoss«, sagen sie. Auf 
Twitter: Kirchen in Botsuana, der Demokratischen Republik 
Kongo, Kamerun, Ruanda, Südafrika und Tansania spenden 
20.000 Euro für die Fluthilfe in Deutschland.

Ich schalte um. Rennen der Formel 1 in Silverstone. Ha-
ben die eigentlich Elektro-Motoren? »Hybrid«, sagt mein 
Bruder. Der Afro-Brite Lewis Hamilton gewinnt. Ein Banner 
hängt zwischen den britischen Zuschauer*innen, die Kamera 
zoomt: »It´s coming home!« Sie meinen den Pokal.

Ich scrolle durch Facebook. Auch die »Saudi Gazette« be-
richtet. Auf dem Bild zur Meldung sieht man zwei Häuser in 
den Fluten, beziehungsweise: Man sieht die Dachziegel, da-
neben einen grünen Fleck, wahrscheinlich Überbleibsel einer 
Baumkrone und einen gelben Fleck. Ich zoome in das Bild. 
Der gelbe Fleck gehört zur oberen Hälfte der Werbe-Fahne 
einer Supermarktkette. Sie weht, nur halb über Wasser. Ir-
gendwo in der WG lag noch ein Prospekt der Kette, in dem 
Grillfleisch zum Spottpreis beworben wurde. Hat die Saudi 
Gazette unabsichtlich ein Sinn-Bild der gegenwärtigen Situ-
ation geliefert? Das Bild einer implodierenden imperialen Le-
bensweise, eben halb unter Wasser? Dabei sah es doch so 
gut aus für den grünen Kapitalismus! Green New Deal in den 
USA, in der EU und in China.

Aber es sieht aus, als wären wir schon jenseits des Kipp-
punkts. Es sieht so aus, als würde der Planet schneller altern 
und sterben als vorhergesehen, schneller als die schlimms-
ten Befürchtungen. Wirkt gar nicht so, wenn man den Green 
New Deal der EU-Festung betrachtet, der die Möglichkeit 
suggeriert, zusammen zu (über)leben. Klimaneutralität + 
Wirtschaftswachstum + soziale Gerechtigkeit. Auch hybrid. 

Gemeint ist eine sozial ausgeglichene Transformation der 
Volkswirtschaften, die es sich leisten können. In den Staa-
ten, die »systemrelevant« sind. Nicht eingerechnet werden 
die menschlichen Kosten an »anderen« Orten, auf denen 
diese Transformation aufbaut und ohne die sie nicht möglich 
wäre. Einfach nicht mitgedacht. Sie werden als gegeben an-
genommen in der Formel der Transformation, die die Wider-
sprüche des globalen kapitalistischen Systems grün anmalt.

�� Green New Deal oder Grüner 
Neokolonialismus?

Ein Beispiel, um es plastischer zu machen: Die philippinische 
Klima-Journalistin und ehemalige Programm-Managerin des 
Klimagerechtigkeits-Büros der Rosa-Luxemburg-Stiftung in 
Manila, Alanah Torrabla, beschreibt die anstehenden Folgen 
des chinesischen, des US-amerikanischen und des europäi-
schen Green New Deals auf die Philippinen. Die damit ver-
bundenen Konjunkturpakete deuten auf eine höhere Nach-
frage nach Kupfer hin. Alle Technologien, die als 
»klimafreundlicher« gelten, benötigen Kupfer. Unter ande-
rem, weil es die Energiemenge, die zur Stromerzeugung be-
nötigt wird, senkt. Man findet Kupfer in allen »grünen« Mo-
toren und in »grüner« High-Tech-Elektronik. Zum ersten Mal 
stieg der Kupferpreis 2018 auf 7.000 US-Dollar pro Tonne.

»Wenn die globale Nachfrage steigt, wird ihr mit einer Po-
litik begegnet, die mehr ausländische Investitionen zulässt. 
Die Bergbauindustrie der Philippinen dient weder unseren 
Bedürfnissen noch denen unserer Wirtschaft. […] Wenn es 
mehr Bergbaukonzessionen gibt, kommt es auch zu mehr 
Menschenrechtsverletzungen. Das ist unsere Befürchtung, 
denn das Bergbaugesetz der Philippinen enthält derzeit keine 
starken Maßnahmen zum Schutz vor Menschenrechtsverlet-
zungen«, sagt Lia Alonzo, Geschäftsführerin des philippini-
schen Center for Environmental Concerns (CEC), einer Orga-
nisation, die mit Bergbau-Gemeinden und Umweltschüt- 
zer*innen zusammenarbeitet, im Gespräch mit Alana Tor-
rabla. Es bleibt aber nicht bei dem Kupfer aus den Philippi-
nen. Ähnlich ist es im Kongo wegen des Kobalts und in Chile, 
Argentinien und Bolivien wegen des Lithiums. Die Rohstoffe 
werden verschifft, verarbeitet und sollen dann von den  »Ent- 
wicklungsländern« importiert werden, um gemeinsam die 
Energiewende mit grünen Motoren zu schaffen. Die Green 
New Deals bauen auf ökonomische Abfederung des Wandels 
nach innen, Ausbeutung und Abschottung nach außen.
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Der European Council for Foreign 
Relations hat es auf dem Punkt ge-
bracht: Der Green New Deal der EU ist 
vor allem eine außenpolitische Agen- 
da, die die europäische Geopolitik prä-
gen wird. Ziel sei es, »bis 2050 Klima-
neutralität zu erreichen und die Transi-
tion in eine wirtschaftliche und 
industrielle Chance für Europa zu ver-
wandeln.«

Wenn man die Architektur der Kon-
junkturpakete anschaut, erinnert sie 
an die Häuser der Kolonialzeit in Kairo 
oder Kolkata – in Ägypten wurde ihr 
Stil euphemistisch »Belle Époque« ge-
nannt. Diese Häuser wurden so ge-
baut, dass die Kolonialherr*innen so-
wie die zu Diener*innen gemachten 
Menschen zusammen in einem Haus 
wohnen konnten. Allerdings lebten sie 
in Parallelwelten. Räume, Treppen und 
Gänge waren geschickt voneinander 
getrennt, so dass die Kolonialherr*in-
nen nur die Ergebnisse der Arbeit zu 
Gesicht bekamen, der Prozess der Ar-
beit und die Arbeiter*innen selbst aber 
unsichtbar gemacht wurden. Dann 
kam der Wasserschaden.

�� Mitteleuropa ist Teil der Welt

Der Wasserschaden wurde nicht jetzt 
erwartet und nicht so. Mit Warnungen 
wurde offenbar grob fahrlässig umge-
gangen. Diese Ignoranz bringt die im-
periale Arroganz zum Vorschein. Der 
Mythos der europäischen Moderne löst 
sich im Flutwasser. »Die deutsche 
Sprache kennt kaum Worte für die 
Verwüstung, die hier angerichtet ist«, 
sagte Merkel bei einem Besuch des 
Überschwemmungsgebiets im rhein-
land-pfälzischen Schuld. Zumindest 
für einen Moment ist Europa plötzlich 

und unfreiwillig ein Teil der Welt ge-
worden. Die Logik der Klimakatastro-
phe unterscheidet nicht zwischen ver-
meintlich systemrelevanten und irre- 
levanten Ländern. Und außerdem ist 
die Lage der Welt den Deals längst vo-
raus.

Dieser Moment, so flüchtig und 
brüchig er ist, birgt etwas in sich. Er 
war ein Blick in eine mögliche Zukunft. 
Die Zukunft einer Welt, die dringend 
eine (Re-)Konstruktion braucht. Dafür 
muss Zentraleuropa »re-member-n«. 
Eine Mischung aus remembering, erin-
nern, sich kritisch mit der eigenen Ge-
schichte in der Welt beschäftigen, und 
re-membering, also wieder Mitglied 
werden.

�� Re-member-ing Central 
Europe

Sich erinnern heißt, sich ins Labyrinth 
der eigenen Geschichte zu wagen, sie 
noch einmal anders zu erzählen, ler-
nend und mit Demut. »Großbritannien 
hat zwischen 1765 und 1938 umge-
rechnet rund 45 Billionen Dollar aus 
Indien abgeschöpft. 45 Billionen Dol-
lar, das entspräche in heutigen briti-
schen Pfund dem 17-fachen des BIP 
des heutigen Großbritannien«, wie die 
indische Wirtschaftswissenschaftlerin 
Utsa Patnaik ausgerechnet hat. Diese 
Summe floss nicht nur nach Großbri-
tannien selbst, sondern verteilte sich 
mit dem Beginn der Industrialisierung 
über Europa, Nordamerika und andere 
Siedlerkolonien. So kann man darin 
eine der Wurzeln der heutigen ökono-
mischen Dominanz »des Westens« se-
hen, wie es die internationale Finanz-
architektin Bhumika Muchhala tut. Aus 
solchen historischen Fakten sollte ein 

Gefühl der Verantwortlichkeit entste-
hen. Nicht in schlecht kaschierter, fort-
gesetzter imperialer Form einer von 
Europa ausgehenden Rettung der 
Welt, sondern als Mitglied der Welt.

Wieder Mitglied der Welt zu wer-
den, würde bedeuten sich auf eine Art 
in die Welt zu fügen, die für alle und 
alles ein gutes Leben ermöglichen 
kann. Es würde heißen, die Katastro-
phe eben nicht zu einer »wirtschaftli-
chen und industriellen Gelegenheit für 
Europa« zu machen, wie der European 
Council for Foreign Relations vor-
schlägt. Mitglied der Welt zu werden 
würde bedeuten, die Geschichten der 
Menschen fortzuschreiben, die sich ge-
genseitig unterstützten, die Essen ver-
teilten, die gemeinsam ihre Keller aus-
pumpten, die halfen, Schutt beiseite 
zu räumen. Ob in Ahrweiler, in Lagos 
oder in Zhengzhou.

Schon heute gibt es diese Verbun-
denheit der Welt, verkörpert in indige-
nen Widerstandsbewegungen gegen 
Öl-Pipelines oder Bergbauprojekte, in 
den weltweit demonstrierenden Schü-
ler*innen von Fridays for Future, 
transnationalen Öko-Feminist*innen, 
in den Besetzer*innen des Dannenrö-
der Forsts oder den Wächter*innen 
des Lake Poso, um nur einige zu nen-
nen. Sie verkörpern die Möglichkeit ei-
ner nicht allzu dystopischen Zukunft.

Radwa Khaled-Ibrahim ist Referentin für 
Kritische Nothilfe in der Öffentlichkeitsar-
beit von medico international. Außerdem 
ist die feministische Politikwissenschaftle-
rin in der Spender*innenkommunikation 
tätig.

(Quelle: medico international Blog, veröf-
fentlicht am 22. Juli 2021 https://www.
medico.de/blog/teil-der-welt-18299)

Hochwasser in Lagos, Nigeria, Mitte Juli 2021. (Foto: NAN, Twitter) Hochwasser in Zhengzhou, China, Mitte Juli 2021. (Foto: MoEl, Twitter)

https://www.medico.de/blog/teil-der-welt-18299
https://www.medico.de/blog/teil-der-welt-18299
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https://www.researchgate.net/publi 
cation/332422285_The_contradiction_
of_the_sustainable_development_
goals_Growth_versus_ecology_on_a_
finite_planet

NOT ZERO: How ›net zero‹ targets 
disguise climate inaction. Joint techni-
cal briefing by climate justice organi-
sations: 
https://demandclimatejustice.org/ 
2020/11/18/not-zero-how-net-zero-
targets-disguise-climate-inaction/

Die Ausgabe Nr. 8/9 des deutschspra-
chigen JACOBIN Magazins zum The- 
ma: Ihr Planet und unserer: 
https://jacobin.de/ausgabe/ihr-
planet-und-unserer/

Klaus Dörre: Die Utopie des Sozialis-
mus. Kompass für eine Nachhaltig-
keitsrevolution: Nachhaltig kann eine 
Gesellschaft nur sein, wenn sie den 
Zwang zu immer neuen Landnahmen 
bricht, der im kapitalistischen Eigen-
tum als Strukturprinzip angelegt ist. 
Eine Gesellschaft, die dieses expansive 
Prinzip auf demokratische Weise über-
windet, muss eine sozialistische sein, 
argumentiert Dörre in diesem grundle-

Tipps zum Weiterlesen
�� Klimawandel und 

Gesundheit

Homepage von KLUG Klimawandel und 
Gesundheit, einer Alllianz, die sich im 
Oktober 2017 als Netzwerk von Einzel-
personen, Organisationen und Verbän-
den aus dem gesamten Gesundheits-
bereich gründete: 
https://www.klimawandel-gesundheit.
de/

Homepage des am 15. Juni 2022 der 
Öffentlichkeit vorgestellten Centre For 
Planetary Health Policy (CPHP), eine 
unabhängige, außeruniversitäre Denk- 
fabrik in Berlin, ein Ort der wissen-
schaftlichen Politikberatung am Nexus 
globale Umweltveränderungen und 
Gesundheit mit dem Ziel einer nach-
haltigen und gerechten Transformation 
des gesellschaftlichen Zusammenle-
bens in Deutschland und in der Welt: 
https://cphp-berlin.de/de/ueber-uns/

Health For Future sind Angehörige der 
Gesundheitsberufe, die sich für den 
Erhalt unserer natürlichen Lebens-
grundlagen einsetzen: 
https://healthforfuture.de/

�� Zur Kritik von Grünem  
Kapitalismus und verwand-
ten Konzepten

Broschüre von »Systemchange not Cli-
matechange« zum Thema: Geld wächst  
nicht auf Bäumen – oder doch? Wie 
die Natur und deren »Leistungen« zu 
Waren gemacht werden: 
https://systemchange-not-climatech-
ange.at/de/geld-waechst-nicht-auf-
baeumen-oder-doch-broschuere/

Dossier der Heinrich Böll Stiftung zum 
Themenkomplex Green Economy. Hier 
kritisiert die Stiftung der Partei Die 
Grünen vieles von dem, was die Partei 
als »Lösung« des Problems praktisch 
politisch anbietet: 
https://www.boell.de/de/dossier- 
neue-oekonomie-der-natur

Jason Hickel: The contradiction of the 
sustainable development goals: 
Growth versus ecology on a finite pla-
net, April 2019: 

genden Buch. Matthes und Seitz Ver-
lag, Berlin 2022

Rob Wallace: Was COVID-19 mit der 
ökologischen Krise, dem Raubbau an 
der Natur und dem Agrobusiness zu 
tun hat, Papyrossa Verlag, Köln 2020

�� Kampf gegen den  
Klimawandel und Globale 
Gerechtigkeit

Alanah Torralba: Kein Green New Deal 
ohne globale Gerechtigkeit. Perspekti-
ven von den Philippinen auf eine sozi-
al-ökologische Transformation, Rosa 
Luxemburg Stiftung 16.04.2021: 
https://www.rosalux.de/news/id/ 
44127

Amit Katwala: The spiralling environ-
mental cost of our lithium battery ad-
diction. As the world scrambles to 
replace fossil fuels with clean energy, 
the environmental impact of finding all 
the lithium required could become a 
major issue in its own right: 
https://www.wired.co.uk/article/lithi-
um-batteries-environment-impact
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Vorreiter im Umgang mit  
dem Klimawandel
Laurie Laybourn-Langton über den NHS 

Wir dokumentieren hier einen Text von der englischen Internetseite »Left Foot Forward«, der auf der 
Suche nach einem Weg jenseits des neoliberalen Staates den die  nationale Institution National Health 
Service (NHS) – seit jeher Alternative zum Neoliberalismus – vorstellt als ein Vorbild dafür, wie der 
Staat das Handeln gegen den Klimawandel demokratisieren kann. 

Der NHS ist Großbritanniens 
System der Gesundheitsversor-
gung, das bei Inanspruch-

nahme kostenlos ist und durch allge-
meine Steuern finanziert wird. Die 
Debatten über den NHS konzentrieren 
sich (zu Recht) auf die Finanzierung 
und seine schleichende Privatisierung. 
Dies verdrängt jedoch wichtige Dimen-
sionen der Arbeit des NHS: Sein Ein-
fluss auf die Gesellschaft geht über die 
Behandlung von Menschen hinaus und 
zeigt außerdem, wie ein anderes Re-
gierungsmodell die Maßnahmen gegen 
Umweltzerstörung beschleunigen und 
gleichzeitig deren Schäden beheben 
könnte.

Im Jahr 2018 gab der NHS in Eng-
land jährlich 27 Milliarden Pfund für 
Waren und Dienstleistungen aus und 
war einer der größten Arbeitgeber der 
Welt, mit 1,5 Millionen Mitarbeiter*in-
nen (etwa 5 Prozent aller Erwerbstäti-
gen [in Großbritannien, Anm. d. 
Übers.]) und belegte über 8.000 
Standorte auf 6.500 Hektar allein in 
England. Die schiere Größe seiner Ak-
tivitäten führt dazu, dass der NHS ei-
nen Einfluss auf die Welt hat, der dar-
über hinausgeht, kranke Menschen 
gesund zu machen.

Das kann gut oder schlecht sein. So 
hat der NHS beispielsweise rigide An-
sichten darüber, was ein gutes 
Preis-Leistungs-Verhältnis bei den Me-
dikamentenpreisen ausmacht. Diese 
Einschätzung wird sowohl vom zentra-
lisierten NHS-Beschaffungssystem für 
Medikamente als auch von vielen me-
dizinischen Diensten auf der ganzen 
Welt verwendet und in der Folge wer-

den die Preise für Medikamente welt-
weit nach unten gedrückt. 

Auf der anderen Seite ist der NHS 
für etwa 3,5 Prozent des gesamten 
Straßenverkehrs in England verant-
wortlich, was zu Treibhausgasemissio-
nen und Luftverschmutzung führt, die 
Krankheiten entstehen lassen, Leben 
verkürzen und geschätzte wirtschaftli-
che Kosten von 345 Millionen Pfund 
verursachen. Wie auch immer, der 
NHS kann seine enorme Macht nutzen, 
um soziale, wirtschaftliche und ökolo-
gische Aspekte in Großbritannien zu 
verbessern – auch über den klinischen 
und medizinischen Bereich hinaus.

Entscheidend ist, dass dies auf eine 
Art und Weise geschehen kann, die 
das Aufblühen einfallsreicher Gemein-
schaften fördert und die Zentralisie-
rung der neoliberalen Ära und des ihr 
vorangegangenen Nachkriegskonsen-
ses hinter sich lässt.

Dies geschieht in der Tat bereits. 
Mehrere Krankenhäuser und Gesund-
heitszentren verfolgen den Ansatz des 
gemeinschaftlichen Wohlstandsauf-
baus [»community-wealth-building« 
im Original], um als »Ankerinstitutio-
nen« aufzutreten und ihre wichtige 
Rolle als Käufer von Gütern und 
Dienstleistungen, als Grundbesitzer 
und Arbeitgeber zu nutzen.

Das hat einige dazu veranlasst, auf 
Krankenhausgeländen erneuerbare 
Energie zu erzeugen, welche durch In-
vestitionen der Gemeinde finanziert 
werden. Folglich bringt es den Men-
schen vor Ort Gewinne, die in einigen 
Fällen auch in einen Fonds fließen, der 
Menschen unterstützt, die von Ener-

giearmut betroffen sind. Gleichzeitig 
wird Wohlstand geschaffen und vor Ort 
gehalten, die Treibhausgasemissionen 
werden reduziert, die Energiekosten 
sinken, und die Gesundheit verbessert 
sich, da die Energiearmut verringert 
wird. 

Inzwischen haben auch andere 
NHS-Einrichtungen Programme einge-
führt, um Personal und Patient*innen 
zur Nutzung von Fahrgemeinschaften, 
zum Radfahren oder zum zu Fuß zu 
gehen zu motivieren, was wiederum 
durch körperliche Aktivität und weni-
ger Luftverschmutzung die Fitness 
steigert, während gleichzeitig die 
Transportkosten gesenkt werden.

Weitere Beispiele sind die Beschaf-
fung von einigen der 300 Millionen 
Mahlzeiten von nachhaltigen, lokalen 
Lebensmittelherstellern, die der NHS 
jedes Jahr serviert oder industrielles 
Abwärme-Recycling1 für die Menschen 
vor Ort, wodurch Rechnungen gesenkt 
und Energie eingespart werden kön-
nen. Die Liste der Projekte lässt sich 
fortsetzen und zeigt in jedem Fall, 
dass eine nachhaltigere Gesundheits-
versorgung gleichbedeutend ist mit ei-
ner effizienteren und effektiveren Ge-
sundheitsversorgung.

Insgesamt haben lokale Maßnah-
men sowie systemweite Veränderun-
gen, einschließlich die Änderung des 
Verhaltens der zentralen NHS-Organe, 
dazu beigetragen, dass der NHS seine 
Umweltauswirkungen in bemerkens-
wertem Maße reduzieren konnte. Zwi-
schen 2007 und 2017 sind die 
NHS-Emissionen um fast ein Fünftel 
gesunken, eine Menge, die den jährli-
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chen Emissionen Zyperns entspricht. 
Dies gelang ihm, während seine Größe 
um mehr als ein Viertel zunahm, wie 
einige Indikatoren für die klinische Tä-
tigkeit des NHS. Zwischen 2010 und 
2017 hat der NHS seinen Wasserver-
brauch um mehr als ein Fünftel ge-
senkt, was der Menge Wasser von 
243.000 olympischen Schwimmbecken 
entspricht und rund 85 Prozent des 
Abfalls landen nicht mehr auf der Müll-
deponie.

Der NHS hat noch einen langen 
Weg vor sich, bis er innerhalb wirklich 
garantierter Umweltauflagen arbeitet. 
Aber in vielerlei Hinsicht ist er weltweit 
führend, wenn es darum geht, seine 
Umweltauswirkungen zu verstehen 
und sie zu verringern. Dabei zeigt er 
uns, dass der Staat unverzichtbar ist, 
wenn es darum geht, auf Umweltkata-
strophen zu reagieren, und zwar auf 
eine faire und besser vorbereitete 
Weise.

Dabei ermöglicht ein einheitliches 
Gesundheitssystem schnellere Verän-
derungen als zersplitterte private Sys-
teme wie in den USA und stellt gleich-
zeitig sicher, dass die Gesundheits- 
versorgung ein grundlegendes Recht 
und kein Privileg bleibt. 

Auf diese Weise könnten die natio-
nalen Strukturen des NHS einen ange-
messenen Schutz vor den enormen 
Gesundheitsbedrohungen bieten, die 
durch Umweltkatastrophen entstehen. 
Dies ähnelt der Reaktion auf die Co-
ronavirus-Pandemie, in der der NHS 
außerordentliche Ressourcen zum Auf-
bau ganzer Krankenhäuser innerhalb 
weniger Tage geboten hatte. Nicht nur 
der chinesische Staat kann dies tun. 
Diese Strukturen können auch den 
NHS in die Lage versetzen, als starker 
landesweiter Motor für Nachhaltigkeit 
zu fungieren und gleichzeitig die enor-
men Vorteile zu nutzen, zu einer nach-
haltigeren Ernährungsweise und um-
weltfreundliches Reisen als Teil eines 
nachhaltigen Lebensstils im Allgemei-
nen zu lehren.

Eine solche Vision für den NHS bie-
tet uns ein alternatives Modell für den 
Staat als Ganzes. Es ist ein Modell, das 
die Konzeption eines Green New Deal 
untermauert – der Plan für enorme, 
staatlich gelenkte Investitionen zur 
Bekämpfung des Klimawandels und 
anderer Umweltkrisen und gleichzeitig 

für die Beseitigung struktureller, sozia-
ler Ungerechtigkeiten und zur Ankurb-
lung von stagnierenden Volkswirt-
schaften.

Die Notwendigkeit und die Möglich-
keit eines grünen und gerechten Auf-
schwungs nach der Coronavirus-Pan-
demie und das Aufbrechen des 
Mythos, dass Regierungen keine Kre-
dite aufnehmen und finanzieren kön-
nen, um in außerordentliches Ausmaß 
zu investieren, um dringende Ziele zu 
erreichen, sind Ausreden für die Nich-
tumsetzung eines Green New Deal. 

Aber selbst dann sind wir noch sehr 
weit von der Annahme eines postneo-
liberalen Modell des Staates entfernt. 
Auch beim NHS führen der Verkauf 
von öffentlichen Anlagen und das 
Outsourcing seiner Funktionen, zu ei-
ner Aushöhlung der staatlichen Macht. 
So haben umfangreiche Haushaltskür-
zungen und »Reformen«, dazu ge-
führt, dass die öffentlichen Dienste 
nun wie private Unternehmen geführt 
werden und eine verschwenderische 
Bürokratie benutzen, die das neolibe-
rale Mantra durchsetzen, welches be-
tont, dass Wettbewerb und nicht Zu-
sammenarbeit der Weg zum Erfolg sei.

Außerdem entzieht sich eine echte 
demokratische Kontrolle unserer knar-

renden politischen Systeme des neun-
zehnten Jahrhunderts, die das Mit-
spracherecht der Wähler*innen ein- 
schränkt und die Einflussnahme von 
Interessengruppen begünstigen.

Im Jahr 1948 hat Großbritannien 
die Gesundheit demokratisiert. Mit 
dem NHS, hatten Generationen des 
Kampfes den Menschen die Freiheit 
von Angst geschenkt. Generationen 
später ist eine stärkere demokratische 
Kontrolle über die Wirtschaft und Ge-
sellschaft eine Voraussetzung für die 
Befreiung von der Angst und dem 
Feuer des ökologischen Zusammen-
bruchs. 

Laurie Laybourn ist ein preisgekrönter For-
scher, Autor und Stratege, er ist Visiting 
Fellow am Chatham House und am Global 
Systems Institute der Universität Exeter 
und Associate Fellow am Institute for Pub-
lic Policy Research (IPPR). 

(Quelle: Laurie Laybourn: The NHS shows 
the way in approaches to climate change, 
16.04.2021, in: https://leftfootforward.
org/2021/04/the-nhs-shows-the-way-in-
approaches-to-climate-change/ – Überset-
zung: Elena Beier / Felix Ahls)

1 https://www.cleanthinking.de/abwaer 
me-recycling-als-eine-technologie- 
der-energiewende/
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Eco Anxiety
Matthias Martin Becker über ein neues Phänomen angesichts der Klimakrise 

Die Klimakrise löst Angst und Verzweiflung aus und hat der psychologischen Forschung ein neues Be-
tätigungsfeld erschlossen. 

D ie Angst vor der unwiderrufli-
chen Zerstörung der menschli-
chen Lebensgrundlagen ist 

nicht neu. Im Verlauf der siebziger 
Jahre wurde sie zu einem wesentli-
chen Antrieb der Umweltschutzbewe-
gung. Schon damals nahmen manche 
Warnungen einen apokalyptischen 
Tonfall an. Es sei fünf vor zwölf oder 
vielleicht schon zu spät, hieß es. Der 
Unterschied zur Gegenwart liegt auf 
der Hand. Bestürzende Bilder der Na-
turzerstörung gibt es fast jeden Abend 
in den Fernsehnachrichten. Teilweise 
sind die Folgen des Klimawandels be-
reits sichtbar – am Zustand der Wäl-
der beispielsweise oder an den Pegel-
ständen der Flüsse im Sommer -, 
teilweise sind sie spürbar, etwa wenn 
Hitzewellen die Innenstädte aufheizen. 
Auch wenn sich ihre Folgen je nach Le-
bensort und Klassenzugehörigkeit er-
heblich unterscheiden: Die ökologi-
sche Krise kommt im Alltag an. 

Wer fürchtet sich jetzt nicht vor 
Flut, Sturm, Dürre und Feuer? Wen 
schreckt nicht die Aussicht, dass sie 
sich häufen werden? Die eigentliche 
Ursache der Angst ist aber eine an-
dere: Bisher werden keinerlei erfolg-
versprechende Maßnahmen ergriffen, 
um die Menge der ausgestoßenen 
Treibhausgase zu senken (Mitigation) 
und die Folgen der Erderwärmung 
durch Anpassungsmaßnahmen abzufe-
dern (Adaption).

�� Eco Anxiety

Ohnmacht und Angst sind Grunderfah-
rungen in der Klimakrise. Wahrschein-
lich war es unvermeidlich, dass sich 
die Psychologie der Sache annimmt 
und ihr einen Namen gibt: Eco Anxi-
ety. Der nordamerikanische Dachver-
band für Psychologie (APA) definiert 

sie als »chronische Angst vor der Zer-
störung der natürlichen Umwelt«. Der 
australische Umweltphilosoph Glenn 
Albrecht wiederum spricht von einer 
»generalisierten Auffassung, dass die 
ökologischen Grundlagen unserer 
Existenz zusammenbrechen«.

Seit einigen Jahren mehren sich die 
Publikationen und Forschungsprojekte 
zur Eco Anxiety. Die Psychologen und 
Psychiaterinnen unterscheiden zwi-
schen angemessenen Gefühlen und 
Verhaltensweisen und übertriebenen, 
krankhaften Reaktionen. Diese Grenze 
zu bestimmen, ist allerdings durchaus 
problematisch. Welche Reaktionen 
sind der Klimakrise angemessen – Su-
izid, Attentat, Leserbrief, Orgie, Ver-
zicht auf Fortpflanzung, Umsturz? Für 
die existenziellen Fragen, die mit der 
Klimakrise einhergehen, sind Psycho-
logie und Psychiatrie nicht zuständig. 
Dennoch können ihre Begriffe und Er-
kenntnisse helfen, die psychische 
Krise, die aus der ökologischen ent-
steht, etwas besser zu verstehen.

Beginnen wir mit dem einfachsten 
und allgemeinsten: Angst macht 
krank, wenn sie überwältigt, wenn 
Menschen sich gegenüber drohenden 
Gefahren hilflos fühlen. Seelische Ge-
sundheit beruht nicht auf dem Ver-
trauen darauf, dass keine schlimmen 
Dinge geschehen werden, sondern auf 
der Erwartung, sie bewältigen zu kön-
nen – psychologisch »Erwartung von 
Selbstwirksamkeit« genannt. Worauf 
kann dieses Vertrauen in Bezug auf die 
Klimakrise gründen? Wenn wir von der 
interessanten Ausnahme der soge-
nannten Prepper absehen, die sich in-
dividuell und fatalistisch auf einen ge-
sellschaftlichen Zusammenbruch 
vorbereiten, muss diese Erwartung auf 
einer irgendwie gesellschaftlichen, kol-
lektiven Antwort beruhen.

In der Literatur ist in diesem Zu-
sammenhang oft von Hoffnung die 
Rede. »Sie ist ein essentieller Faktor, 
um Ängsten vor dem Klimawandel er-
folgreich begegnen zu können«, beto-
nen die Psychotherapeuten Bernd  
Rieken und Paolo Raile. »Fehlende 
Hoffnung kann sich negativ auswirken 
und beispielsweise zu Depressionen 
führen. Wenn eine Person meint, dass 
ihre Handlungen an der Gesamtsitua-
tion nichts ändern, dann könnte es ein 
Ziel des unterstützenden Umfelds 
sein, der Person den Glauben an ihre 
Selbstwirksamkeit zurückzugeben.«

Hoffnungslosigkeit und Isolation 
sind zweifellos ungesund, fragwürdig 
ist allerdings die politische und wirt-
schaftstheoretische Naivität, die die 
Literatur zur Eco Anxiety durchzieht. 
Denn sie verengt Selbstwirksamkeit 
entweder auf einen weniger umwelt-
schädlichen Lebensstil oder auf Pro-
testformen, mit denen die Regierun-
gen doch noch zum Umsteuern bewegt 
werden sollen. Die Macht- und Eigen-
tumsverhältnisse, die der Mitigation 
und Adaption im Weg stehen, tauchen 
nicht auf.

Diese Intervention wird umso frag-
würdiger, je stärker sie sich selbst als 
eine Art Gesellschaftstherapie begreift, 
wie es etwa im Umfeld der Initiative 
Psychologists for Future der Fall ist. 
Ihr Ziel sei es, erklären die Autorinnen 
von Climate Action. Psychologie der 
Klimakrise, »Handlungshemmnisse zu 
beseitigen«. Die Hindernisse und Wi-
derstände werden allerdings nur indi-
vidualpsychologisch gefasst, als Er-
gebnis von Identitätsproblemen, 
verzerrter Wahrnehmung und kommu-
nikativer Fallstricke. Politische Pro-
zesse erscheinen als Summe individu-
eller Entscheidungen, die bei einer 
veränderten Mentalität anders ausfal-
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len würden. Reale Machtlosigkeit wird 
umgedeutet in Fehlinterpretation und 
Hemmung.

Sich ohnmächtig zu fühlen, liegt 
nahe. Die Klimakrise ist nicht nur glo-
bal, sie betrifft jeden Lebensaspekt. 
Treibhausgase entstehen bei jeder Ar-
beit und bei jedem Konsum. Sämtliche 
Infrastrukturen der bestehenden Ge-
sellschaft wurden mit fossiler Energie 
errichtet und werden mit ihr aufrecht-
erhalten. Deswegen lässt sich die Kli-
makrise nicht mit Kaufentscheidungen 
entschärfen. Gerade umweltpolitisch 
Engagierten ist dies häufig bewusst. 
Ihr Versuch, selbst möglichst wenig 
zur Erderwärmung beizutragen, speist 
sich aus dem Wunsch, ein Beispiel zu 
geben oder wenigstens nicht »mit-
schuldig« zu werden.

Die Untersuchungen zur Eco Anxi-
ety zeigen, dass Schuldgefühle bei ei-
nigen Betroffenen eine große Rolle 
spielen. Sie übernehmen Verantwor-
tung für einen Prozess, den sie nicht 
wirklich beeinflussen können und ver-
zweifeln an der Verantwortungslosig-
keit der vermeintlichen Entschei-
dungsträger. Denn bei den Staaten- 
lenkern handelt es sich um Charakter-
masken, die aufgrund ökonomischer 
und machtpolitischer Zwänge ebenfalls 
nicht in der Lage sind, das Notwendige 
zu tun. Dieser Zusammenhang lässt 
sich zwar intellektuell nachvollziehen, 
erträglicher wird er dadurch allerdings 
kaum.

�� Weltanschaulich motivierter 
Zweckoptimismus 

Die Psychologie geht davon aus, dass 
fehlende Hoffnung das ökologische En-
gagement schwächt. »Scheitern ist 
keine Option!«, ist das Motto eines 
weltanschaulich motivierten Zweckop-
timismus. Der Merkspruch lautet: »It’s 
real, it’s us, it’s bad, there’s hope!« 
Aber darüber, ob es begründete Hoff-
nung gibt, kann Naturwissenschaft (al-
lein) nichts aussagen. Aus psychologi-
scher Sicht sprechen allerdings starke 
Argumente dafür, Hoffnung zu schü-
ren. Denn je mehr Angst eine Bot-
schaft auslöst, umso größer der innere 
Widerstand. Einige Untersuchungen 
deuten darauf hin, dass selbst das 
ideologisch verfestigte Bestreiten des 
Klimawandels derart motiviert ist: 

Angst wird empfunden, aber auf an-
dere Erscheinungen verschoben. Die 
gängige, viel häufigere Form der Ab-
wehr besteht in der formellen Aner-
kennung der Realität, während ihre 
emotionale Bedeutung abgespalten 
wird. Die Erkenntnis wird nicht kon-
kretisiert, nicht auf die eigene Person 
bezogen. Sie ist »gefühlt bedeutungs-
los«, wie es die Psychoanalytikerin 
Delaram Habibi-Kohlen formuliert. 

Auch in der Vergangenheit haben 
Gesellschaften ihre natürlichen Le-
bensgrundlagen durch Raubbau zer-
stört. Sie taten dies in der Regel, ohne 
die kausalen Zusammenhänge zu be-
greifen. Ihnen stand es noch offen, in 
andere Regionen abzuwandern. Die 
Rolle der verwissenschaftlichten Arbeit 
und ihre globale Reichweite unter-
scheidet die ökologische Krise des 21. 
Jahrhunderts von allen vorangegange-
nen. Mit der steigenden Konzentration 
der Treibhausgase in der Atmosphäre 
stößt die Menschheit an eine planetare 
Belastungsgrenze. Damit stellen sich 
unbequeme anthropologische Fragen.

Die zerstörerische Gewalt von Na-
turkatastrophen erlebten die Men-
schen vor der Neuzeit als kontingent. 
Flut, Sturm, Dürre und Feuersuchten 
sie heim, ihr Auftreten entzog sich der 
Kontrolle. Die eigene Machtlosigkeit 
gegenüber einer unberechenbaren, 
auch ungerechten Natur war eine gän-
gige Erfahrung. Sie wurde aber nie-
mals nur passiv erlitten. Katastrophen, 
zu denen übrigens auch Epidemien 
zählten, wurden praktisch bewältigt 
und mythisch oder religiös erklärt.

Anders liegen die Dinge heute: Die 
Fortschritte der Naturbeherrschung 
haben dazu geführt, dass die Men-
schen eine umfassende Kontrolle er-
warten, in gewisser Weise sogar be-
nötigen. Die Naturgewalten sind 
weitgehend eingehegt. Nun destabili-
sieren wir das Klima- und Erdsystem 
selbst und verstehen mittlerweile 
recht gut, was geschieht. Die Unbere-
chenbarkeit der einzelnen Ereignisse 
ändert nichts daran, dass uns ihre Ur-
sachen bekannt ist, die wir dennoch 
nicht beseitigen können. Dies ent-
spricht einer tiefen Kränkung. Die Wis-
senschaft, Grundlage der Naturbeherr-
schung, belegt gleichzeitig eine 
offenbar unheilbare Idiotie. Die Gewalt 
dieser Katastrophe wird nicht tech-

»Armut und  
Ausgrenzung  
machen krank« 
Das muss und soll nicht so bleiben. Der 
Verein »Solidarisches Gesundheitswe-
sen e.V.« engagiert sich für ein Gesund-
heitswesen, das allen Menschen einen 
sicheren Zugang zu einer guten medi-
zinischen Versorgung sowie Teilhabe 
an gesundheitlicher Prävention und 
Gesundheitsförderung ermöglicht. Wir 
treten für den Abbau gesundheitsge-
fährdender Verhältnisse in Gesellschaft 
und Umwelt ein. Und wir wollen uns 
besonders dafür einsetzen, dass bisher 
sozial und ökonomisch benachteiligte 
ge sellschaftliche Gruppen (z.B. Arme, 
Geflüchtete, Mi gran t*innen) an der me-
dizinischen Versorgung und Gesundheits- 
förderung teilhaben können. Wir wi-
dersetzen uns deshalb allen Tenden-
zen, soziale Gruppen von der medizi-
nischen Versorgung auszuschließen 
oder ihre Gesundheitsressourcen zu 
beschneiden.

Der gemeinnützige Verein steht al-
len offen, die seine Ziele teilen. Wir 
engagieren uns in Kooperation und 
Vernetzung mit bereits bestehenden 
Organisationen und Initiativen.

Kontakt: 
Solidarisches Gesundheitswesen e.V.
Falkstraße 34, 60487 Frankfurt/Main
solid.g-wesen@gmx.de
http://www.solidarisches- 
gesundheitswesen.de/

Spendenkonto:
Bank: Frankfurter Sparkasse 1822
IBAN: DE07 5005 0201 0200 5795 25
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http://www.solidarisches-gesundheitswesen.de/
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nisch erzeugt – sie hat sozusagen eine 
»natürliche Form« –, aber wir haben 
diese Kräfte entfesselt. Es handelt sich 
eben um eine »anthropogene Naturka-
tastrophe«.

Insofern kann die Menschheit ei-
gentlich nur an sich selbst verzweifeln. 
In der psychischen Verarbeitung ver-
wirren sich die Kategorien. »Natur 
wird entweder grenzenlos idealisiert 
als gute und schöne Mutter … oder 
aber dämonisiert als ›aus dem Ruder 
gelaufen‹, ›zurückschlagend‹«, erklärt 
Delaram Habibi-Kohlen. Der Klima-
wandel erscheint als Rache der Natur, 
die umso schlimmer imaginiert wird, 
je stärker die eigene Schuld empfun-
den wird.

Andererseits nehmen viele Men-
schen Zuflucht in Omnipotenzphanta-
sien. Zu diesem Komplex zählt die 
Vorstellung, die großen Kreisläufe des 
Klimasystems ließen sich mit techni-
schen Mitteln regulieren. Bei solchen 
Wunschphantasien handelt es sich um 
eine Regression hin zum magischen 
Denken, das die Vorstellungswelten 
der Kindheit prägt. Heute bildet das 

magische Denken die Grundlage der 
staatlichen Klimapolitik.

�� Verdrängung und 
Verzweiflung sind erlaubt

Die Klimakrise bedroht den Fortbe-
stand dieser Gattung, das ist die un-
bequemste aller Wahrheiten. Vernünf-
tig reden lässt sich darüber gar nicht. 
Die Warnungen vor einer »Klimahyste-
rie« dienen in erster Linie der Angstab-
wehr. Solche Kritiker*innen beharren 
auf einer rein verstandesmäßigen, 
nüchternen Analyse, führen sie aber 
charakteristischerweise niemals durch: 
Sie würde zur Beruhigung nicht tau-
gen. Emotionalität wird stigmatisiert, 
weil Verleugnung der kulturellen Norm 
entspricht. Die Wahrheit zu konfron-
tierten, ist tatsächlich unsagbar 
schwer. Sie berührt den empfindlichs-
ten Bereich der Psyche, den Umgang 
mit der Sterblichkeit. Um mit der End-
lichkeit der Gattung umzugehen, sind 
Menschen mental und kulturell nicht 
ausreichend ausgestattet. Diese Er-
kenntnis mag entlastend wirken:  

Verdrängung und Verzweiflung sind 
erlaubt. Weitere Verhaltenstipps per-
sönlicher und politischer Art lassen 
sich aus den psychologischen Erkennt-
nissen leider kaum ableiten.

(Quelle: Der Text stand zuerst in der Zeit-
schrift konkret, bei der wir uns wie auch 
bei dem Autoren bedanken für die Nach-
druckerlaubnis. Eine längere Version dieses 
Textes findet sich auf www.textarbeit.net)

Literatur:
Lea Dohm, Felix Peter, Katharina van 

Bronswijk: Climate Action. Psychologie 
der Klimakrise. Gießen 2021

Paolo Raile, Bernd Rieken: Eco Anxiety. 
Die Angst vor dem Klimawandel. Müns-
ter 2021

Freie Assoziation – Zeitschrift für psycho-
analytische Sozialpsychologie: Klima-
wandel, 22. Jahrgang, Heft 1/2019, 
Gießen

Matthias Martin Becker, Übersetzer und 
freier Wissenschaftsjournalist u.a. für 
Deutschlandfunk, SWR und WDR, lebt in 
Berlin. 2020 übersetzte er das Buch »Was 
COVID-19 mit der ökologischen Krise, dem 
Raubbau an der Natur und dem Agro-
business zu tun hat« von Rob Wallace aus 
dem amerikanischen Englisch.
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�� Hintergrund

Am 24. Februar 2022 ist die russische 
Armee völkerrechtswidrig in die Uk-
raine einmarschiert und hat einen blu-
tigen Angriffskrieg entfesselt, der zum 
Zeitpunkt der Entstehung dieses Be-
richts bereits seit etwa drei Wochen 
andauert. Die Verantwortung für den 
Einmarsch und für den anschließenden 
bewaffneten Konflikt liegt allein bei 
der Regierung Putin, die seit zwei 
Jahrzehnten eine ultrareaktionäre im-
perialistische Politik verfolgt. Unsere 
Solidarität als Gesundheitsarbeiter*in-
nen gilt dem angegriffenen Land und 
seiner Bevölkerung sowie denjenigen 
in Russland, die sich der kriegerischen 
Politik ihrer Regierung widersetzen. 

Die NATO und mehrere westliche 
Staaten, die ihr angehören, verfolgen 
jedoch ebenfalls eine imperialistische 
Politik. Sie sind in ihrer Geschichte für 
völkerrechtswidrige Kriege verant-
wortlich, die massenhafte Verluste un-
ter der Zivilbevölkerung zur Folge hat-
ten. 

Diese unbestreitbare Tatsache kann 
jedoch nicht als mildernder Umstand 
für die niederträchtige Politik der rus-
sischen Regierung dienen. 

Die folgenden Überlegungen sollen 
zeigen, dass eine Analyse der gegen-
wärtigen Situation aus der Perspektive 
der Gesundheitsfürsorge, d.h. unter 
dem Gesichtspunkt des Schutzes und 
der Förderung der Gesundheit im 
Sinne des körperlichen, psychischen 
und sozialen Wohlbefindens, ein Weg-

weiser sein kann, um eine wirklich hu-
manitäre Position gegenüber dem ak-
tuellen Krieg zu finden und gleichzeitig 
einen Ausweg aus der gegenwärtigen 
globalen Unordnung in Richtung einer 
friedlicheren, dem Klimawandel ge-
genüber widerstandsfähigen Welt mit 
Gesundheit und Wohlbefinden für alle 
aufzuzeigen. Man muss nicht Ärzt*in 
oder Krankenpfleger*in sein, um diese 
Perspektive einzunehmen, wer aber im 
Gesundheitswesen tätig ist, hat eine 
Ausrede weniger, es nicht zu tun. 

�� Die Natur der modernen 
Kriegsführung

Die lehrbuchmäßige Führung eines 
modernen Krieges beinhaltet die Zer-
störung von Dämmen, Kraftwerken, 
Wasserversorgungssystemen, Kran-
kenhäusern, Straßen, Brücken, Eisen-
bahnen, Flughäfen und Industrien. Der 
gegenwärtige Konflikt in der Ukraine 
unterscheidet sich nicht von dem, was 
bereits bei den Interventionen der 
UN-Bündnisse (Golfkrieg 1991) oder 
der NATO (Bundesrepublik Jugosla-
wien 1999) und der anglo-amerikani-
schen Koalition (Afghanistan 2002, 
Irak 2003) oder Russlands in Tschet-
schenien und Syrien, Israels in Gaza 
und im Libanon usw. zu beobachten 
war. Das ultimative Ziel ist immer die 
absichtliche Zerstörung der physischen 
und sozialen Umwelt eines ganzen 
Landes/Territoriums.

Gemeinsame Merkmale von bewaffne-

ten Konflikten, an denen moderne Ar-
meen beteiligt sind:

1. Einsatz von Rüstungsgütern und 
militärischen Strategien, die es un-
möglich machen, zwischen zivilen 
und militärischen Zielen zu unter-
scheiden, die Bedeutung indirekter 
Auswirkungen bei der Bestimmung 
der unmittelbaren und langfristigen 
gesundheitlichen Folgen;

2. die Abzweigung wirtschaftlicher 
Ressourcen aus dem Sozial- und 
Gesundheitssektor zugunsten des 
Militärs;

3. die Verschärfung sozialer Ungleichhei- 
ten (sowohl im angegriffenen Land 
als auch im Land des Angreifers);

4. die teilweise Privatisierung des 
Krieges (Söldner*innen) und die 
Aushöhlung der Bürgerrechte (so-
wohl im angegriffenen Land als 
auch im Land des Aggressors);

5. das Risiko eines (auch versehentli-
chen) Einsatzes thermonuklearer 
Waffen und das Streben nach deren 
Entwicklung;

6. die Erosion räumlicher, zeitlicher 
und rechtlicher Grenzen im Zusam-
menhang mit der zunehmenden 
Weltunordnung.

�� Auswirkungen  
auf die Gesundheit 

Wir haben keine verlässlichen Daten 
über Tote und Verletzte im aktuellen 
Konflikt in der Ukraine, da auch der 
»Informationsblackout« immer ein 

Der Krieg in der Ukraine aus Sicht 
der Gesundheitsfürsorge
von Pirous Fateh-Moghadam

Als uns der Text »Der Krieg in der Ukraine aus Sicht der Gesundheitsfürsorge« des Arztes Pirous Fateh-Mo-
ghadam zugeschickt wurde, fanden die meisten Redaktionsmitglieder ihn gut und nützlich für eine Debat-
te. Redaktionsmitglied Felix Ahls meldete allerdings Kritik an, die wir in der Redaktion diskutierten und 
zunehmend für plausibel halten. Wir sind sehr froh, dass er seine Kritik nochmal zugespitzt und zu einem 
Text verarbeitet hat. Wir versuchen mit dem Druck beider Texte, der Debatte um den Krieg etwas Kons-
truktives hinzuzufügen, ohne einfache Lösungen anzubieten. (siehe Seite 37)
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Produkt des Krieges selbst ist. Es ist 
jedoch bekannt, dass selbst bei den 
direkten Auswirkungen in der Regel 
auf jeden getötete/n Soldat*in min-
destens ein ziviler Todesfall kommt1. 
Wir wissen auch, dass die durch indi-
rekte Auswirkungen verursachten To-
desfälle und Verletzungen ein Vielfa-
ches der direkten Auswirkungen 
betragen2. 

Indirekte gesundheitliche Auswir-
kungen können durch die Zerstörung 
oder Beschädigung der Stromversor-
gung, von Gesundheitseinrichtungen, 
der Lebensmittelversorgung und der 
Wasser-/Abwasserentsorgung, durch 
die Bombardierung von chemischen 
oder nuklearen Industrien, durch 
lange Latenzzeiten von Waffen (nuk-
lear/chemisch, Minen, Streubomben 
und andere nicht explodierte Muni-
tion), durch die Unterbrechung kultu-
reller Aktivitäten und des Bildungswe-
sens, durch allgemeines Chaos und die 
erzwungene Migration von flüchtenden 
Menschen verursacht werden. Außer-
dem ändern sich die Prioritäten: Men-
schen konzentrieren sich verständli-
cherweise auf das unmittelbare 
Überleben. Themen wie Umweltschutz 
oder langfristige Gesundheitsförde-
rung werden irrelevant. 

Ein konkretes Beispiel für dieses 
Konzept (neben vielen anderen) ergibt 
sich aus einer Analyse der bewaffne-
ten Konflikte auf dem afrikanischen 
Kontinent3, aus der hervorgeht, dass 
die Zahl der Kinder, die durch indirekte 

Ursachen sterben, 3–4 mal höher ist 
als die Zahl der Kinder, die während 
der Kampfphase sterben. Diese Wir-
kung hält auch noch viele Jahre nach 
Ende des Konflikts an. Sie erstreckt 
sich bis in eine Entfernung von 100 km 
vom Kampfgebiet und ist vergleichbar 
mit der von Unterernährung. 

Merkmale moderner bewaffneter 
Auseinandersetzungen sind insbeson-
dere das Fehlen räumlicher, zeitlicher 
und rechtlicher Grenzen, die Unmög-
lichkeit, zwischen militärischen und zi-
vilen Zielen zu unterscheiden, langfris-
tige indirekte Auswirkungen und die 
allgegenwärtige Gefahr einer thermo-
nuklearen Eskalation. Sie verbieten 
sich deshalb auch als dann als Mittel, 
wenn humanitäre Ziele verfolgt wer-
den sollen. Die einzig mögliche Hal-
tung ist die des Widerstands und der 
Prävention.

�� Kriegsprävention: primär, 
sekundär und tertiär

Die Verhütung von Kriegen ist Aufgabe 
der gesamten Gesellschaft, aber die 
Angehörigen der Gesundheitsberufe 
haben eine Ausrede weniger, sich nicht 
zu engagieren, denn Krieg ist ein be-
deutender Risikofaktor für die globale 
öffentliche Gesundheit. Aus Sicht der 
öffentlichen Gesundheit müssen Milita-
rismus und Krieg mindestens als 
gleichwertig mit anderen vermeidba-
ren Krankheits- und Todesursachen 
betrachtet werden. Wie in anderen Be-

reichen des öffentlichen Gesundheits-
wesens lassen sich auch bei der 
Kriegsprävention drei Ebenen unter-
scheiden: 

1. Primärprävention: Verhinderung 
des Ausbruchs eines Krieges oder 
Beendigung eines bereits begonne-
nen Krieges; 

2. Sekundärprävention: Verhinderung 
und Minimierung der gesundheitli-
chen und ökologischen Folgen eines 
laufenden Krieges; 

3. Tertiärprävention: Bewältigung der 
Kriegsfolgen (einschließlich der Auf-
nahme von Geflüchteten).

In diese Richtung geht auch der Appell 
der (italienischen d.Ü.) Verbände der 
Ärzt*innen in Weiterbildung zum Krieg 
in der Ukraine und zur anhaltenden 
humanitären Krise in Europa4, »diesen 
Konflikt zu beenden, indem man zu ei-
ner Lösung beiträgt, die eine sofortige 
Einstellung der Feindseligkeiten bein-
haltet«. In dem Appell wird auch be-
tont, dass es nicht nur um die Linde-
rung von Leiden und die Behandlung 
von Krankheiten geht, sondern auch 
um die Berücksichtigung der sozialen 
Determinanten von Gesundheit. 

Ich bin überzeugt, dass auch die 
Voraussetzungen von Kriegen berück-
sichtigt werden müssen, um die oben 
beschriebenen Aufgaben der primären 
Prävention richtig anzugehen. Es muss 
die Frage gestellt werden, welche Rolle 
die Gesundheitsberufe (und andere) 
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bei der Bekämpfung und ausdrückli-
chen Ablehnung des Militarismus, der 
Existenz des Militärs (das selbst in 
Friedenszeiten enorme Gesundheits- 
und Umweltschäden verursacht) spie-
len. Man muss sich aktiv für die Re-
duzierung/Abschaffung der Militär- 
ausgaben, das Verbot der Atomwaffen 
in der Welt, des Waffenhandels usw. 
einsetzen. 

Die Lieferung von Waffen in ein 
Kriegsgebiet ist unter diesem Ge-
sichtspunkt eine Schlüsselfrage, die 
gegenwärtig die italienische und euro-
päische Öffentlichkeit spaltet. Die Be-
urteilung der Frage, inwieweit die Lie-
ferung von Waffen an die Ukraine mit 
den gesundheitspolitischen Zielen der 
Vorbeugung oder der sofortigen Been-
digung der Feindseligkeiten vereinbar 
ist, kann ein nützlicher Kompass sein, 
um sich in dieser Debatte besser zu-
rechtzufinden und aus professioneller 
Sicht Stellung zu beziehen. 

Aus dieser Perspektive wird dann 
klar, dass die Lieferung von Waffen an 
den Kriegsschauplatz in der Ukraine, 
auch wenn sie politisch diskutabel ist, 
im Widerspruch zu den Aufgaben der 
öffentlichen Gesundheitsfürsorge steht 
und von denjenigen abgelehnt werden 
muss, die für die Förderung der Ge-
sundheit eintreten. Das Ersuchen um 
Waffen oder andere militärische Unter-
stützung durch diejenigen, die einen 
bewaffneten Kampf führen, um sich 
gegen eine Aggression zu verteidigen, 
ist legitim. Die Ablehnung eines sol-
chen Ersuchens mit der Begründung, 
eine weitere Eskalation des Konflikts 
zu verhindern, und in Anwendung des 
medizinischen Grundsatzes »primum 
non nocere« muss ebenfalls als legitim 
angesehen werden. 

Die Worte von Giorgio Cosmacini5 
über die professionelle Rolle der für 
die Gesundheit Tätigen bezüglich der 
Kriegsverhütung in den ersten beiden 
Weltkriegen sollten uns zu denken ge-
ben: »Die Tatsache, dass niemand – 
oder nur sehr wenige – unter den Pro-
tagonisten der Medizin (…) das 
Problem der Verhinderung einer der 
tödlichsten Pandemien in der Ge-
schichte der menschlichen Gesell-
schaften aufgeworfen hat, sollte uns 
über die tatsächliche Folgerichtigkeit 
einer medizinischen Wissenschaft 
nachdenken lassen, die zwar behaup-

tet, im Dienst des Lebens zu stehen, 
sich aber weigert, Position zu beziehen 
und sich für neutral erklärt. (…) Wenn 
die Ideologie und die Politik, die an der 
Macht sind, eine soziale und biologi-
sche Katastrophe wie den Krieg mit 
sich bringen oder ihr nicht wirksam 
entgegentreten, muss die Medizin, 
wenn sie nicht ›ein Modus der Macht‹ 
sein will, eine mutige Kritik an dem 
unheilvollen ideologisch-politischen 
Kontext üben. (…). Die Ärzte müssen 
ein neues Gebiet der Präventivmedizin 
erforschen: die Verhütung von Krie-
gen«.

�� Also: Was tun?

Unleugbar sind der Militarismus, die 
Präsenz von Atomwaffen (auch auf ita-
lienischem Boden), die Militärausga-
ben und der Waffenhandel Teil dessen, 
was Cosmacini einen »unheilvollen 
ideologisch-politischen Kontext« 
nennt. Zu den Forderungen im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit, die auch 
durch die verschiedenen wissenschaft-
lichen Gesellschaften des Sektors und 
die Ärztekammern unterstützt werden 
sollten, könnte daher ein öffentlicher 
Appell an die italienische Regierung 
gehören, den Vertrag über das Verbot 
von Kernwaffen (den Italien noch nicht 
unterzeichnet hat) zu unterzeichnen 
und zu ratifizieren; eine Verpflichtung 
zur Senkung der Militärausgaben, die 
in Mittel zur Förderung der globalen 
Gesundheit umgewandelt werden sol-
len (wer Frieden will, muss in Gesund-
heit und Wohlergehen investieren) und 
die unverzüglich freigegeben werden 
müssen, um als Hilfe für die Opfer des 
derzeitigen Krieges und zur Unterstüt-
zung der ukrainischen Gesundheits-
strukturen eingesetzt werden zu kön-
nen; die Umwandlung der Armee in 
eine unbewaffnete Zivilschutzorgani-
sation; die Aufnahme aller Migrant*in-
nen, die wegen Kriegen oder katastro-
phalen politischen, ökologischen und 
wirtschaftlichen Bedingungen gezwun-
gen sind, ihr Land zu verlassen.

Einigen werden diese Maßnahmen 
zu wenig Wirkung auf den aktuellen 
Konflikt versprechen. Unsere Ohn-
macht ist in der Tat frustrierend. Ihre 
Umsetzung ist jedoch von entschei-
dender Bedeutung, wenn ein Histori-
ker des Jahres 2050 über unsere un-

mittelbare Zukunft nicht zu den 
analogen Schlussfolgerungen kommen 
soll, wie Cosmacini angesichts der ers-
ten zwei Weltkriege. 

Wieder Anderen wird der Ansatz als 
unrealistische Utopie erscheinen. In 
Wahrheit ist die einzige Utopie hier 
aber die Überzeugung, dass wir künf-
tige Kriege vermeiden können, wenn 
wir die wirtschaftlichen und sozialen 
Bedingungen, die ihre Entstehung be-
günstigen, unverändert lassen. Wie 
Rodolfo Saracci vor 30 Jahren in einem 
Leitartikel in der Zeitschrift Epidemio-
logia e Prevenzione feststellte6, »füh-
ren Versuche, einen Krieg in letzter 
Minute zu verhindern, wenn dessen 
wesentliche Voraussetzungen bereits 
gegeben sind, unweigerlich zum 
Scheitern. (…) Die Vorbeugung von 
Kriegen muss viel früher beginnen, 
und zwar durch langfristige Maßnah-
men, zu denen wir als Fachleute des 
öffentlichen Gesundheitswesens einen 
Beitrag leisten müssen«. 

Wenn nicht jetzt, wann dann?

Pirous Fateh-Moghadam, Leiter der Epide-
miologischen Beobachtungsstelle, Abtei-
lung Prävention, Gesundheitsdienst Auto-
nome Provinz Trient

(Quelle: https://ilpunto.it/la-guerra-in-
ucraina-un-punto-di-vista-sanitario/ Über-
setzung: Andreas Umgelter)

1 Ergänzung des Übersetzers: C J L Mur-
ray, G King, A D Lopez, N Tomijima, E G 
Krug: Armed conflict as a public health 
problem, BMJ Volume 324 9, Februar 
2002

2 Ergänzung des Übersetzers: Levy BS, 
Sidel VW (Hg.): War and public health, 
New York: Oxford University Press, 
1997

3 Zachary Wagner, Sam Heft-Neal, Zulfi-
qar A. Bhutta, Robert E. Black, Marshall 
Burke, Eran Bendavid: Armed conflict 
and child mortality in Africa: a geospa-
tial analysis, The Lancet, published on-
line 30. August 2018

4 Comunicato congiunto Federspecializ-
zandi, CoSMEU e MeSLO sulla guerra 
in Ucraina e la crisi umanitaria in corso 
in Europa. Le associazioni dei medici in 
formazione specialistica sulla guerra in 
Ucraina e la crisi umanitaria in corso in 
Europa, Saluteinternazionale, info, 15. 
März 2022

5 Giorgio Cosmacini: Storia della me-
dicina e della sanità in Italia, Laterza 
1987, S. 426–427

6 Rodolfo Saracci: Prevenire la guerra, 
Epidemiologia e Prevenzione, n. 47, 
1991

https://ilpunto.it/la-guerra-in-ucraina-un-punto-di-vista-sanitario/
https://ilpunto.it/la-guerra-in-ucraina-un-punto-di-vista-sanitario/
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Reaktion und Fragen...
... zum Text über den Krieg in der Ukraine – von Felix Ahls

In dieser Reaktion auf den Text »Der Krieg in der Ukraine aus Sicht der Gesundheitsfürsorge«  (siehe 
dazu auch den Vorspann des Textes auf S. 34) von Pirous Fateh-Moghadam soll auf zwei Aspekte fo-
kussiert werden: Erstens seine Argumentation gegen Waffenlieferungen an die Ukraine und zweitens 
seine Forderungen zur Verhütung von Kriegen.

Angesichts der widersprüchlichen Verhältnisse, in de-
nen wir leben, ist es nicht überraschend, dass der 
Text von Pirous Fateh-Moghadam Widersprüche ent-

hält, eher unumgänglich. Ich denke jedoch, dass die Argu-
mentation des Autors Inkonsistenzen aufweist und dass sie – 
konsequent zu Ende gedacht – Fragen aufwirft, die er nicht 
beantwortet, und dass er Widersprüche scheinbar auflöst, 
sich eigentlich aber darin verwickelt. Mein Anspruch ist nicht, 
der Positionierung des Textes eine Gegenposition gegenüber-
zustellen. Beim redaktionellen Lesen schien er mir qualitativ 
nicht geeignet, die Debatte auf stabilere Füße zu stellen. Ich 
kritisiere ihn aber wohl gerade, weil ich seinen Versuch rich-
tig finde, der laufenden Debatte eine Argumentation hinzu-
zufügen, die über die Durchsetzung der jeweiligen staatli-
chen oder nationalen Interessen hinausgeht »in Richtung 
einer friedlicheren, dem Klimawandel gegenüber wider-
standsfähigen Welt mit Gesundheit und Wohlbefinden für 
alle«. Ich möchte mit dieser Reaktion Fragen formulieren, 
die der Text bei mir aufwarf und die hoffentlich der Debatte 
etwas Sinnvolles hinzufügen.

�� Argumentation zu Waffenlieferungen

Der Autor bezeichnet die Frage der Waffenlieferungen an die 
Ukraine als »Schlüsselfrage«, die die Öffentlichkeit spalte 
und für deren Beantwortung es hilfreich sei, sie in Bezug auf 
die »gesundheitspolitischen Ziele« der »Vorbeugung oder der 
sofortigen Beendigung der Feindseligkeiten« zu stellen. Sein 
Text soll dann eine spezifische Positionierung von Gesund-
heitsarbeiter*innen zu dieser Frage erarbeiten.

Zum »gesundheitspolitischen Ziel« der »sofortigen Been-
digung der Feindseligkeiten« äußert sich der Text dann aber 
nur implizit. Der Autor gibt an, dass diejenigen, »die für die 
Förderung der Gesundheit eintreten«, Waffenlieferungen an 
»den Kriegsschauplatz in der Ukraine« ablehnen müs- 
sen. Er vertritt demnach die Auffassung, dass Waffenliefe-
rungen, egal welcher Art und egal an welche Akteure, den 
Krieg in der Ukraine nicht sofort (oder schneller) beenden 
können und stattdessen eine Eskalation herbeiführen. Damit 
gibt er eine militärisch-politische Einschätzung ab und macht 
sie zur Grundlage seiner Argumentation. Für den entgegen-
gesetzten Fall, nämlich dass er Waffenlieferungen für ein Mit-
tel hielte, zu einer »sofortigen Beendigung der Feindselig-
keiten« beizutragen, würde dieses »gesundheitspolitische 

Ziel« umgekehrt auch die Basis für eine Befürwortung von 
Waffenlieferungen darstellen müssen. Immerhin hält er die-
ses Ziel für einen »nützlichen Kompass« in der Debatte und 
möchte sich daran orientieren.

Viele Menschen versuchen, sich anhand militärisch-politi-
scher Überlegungen in der Frage staatlichen Handelns und 
zivilgesellschaftlicher Forderungen in Bezug auf den Krieg in 
der Ukraine zu orientieren. Ich finde es unbefriedigend, dass 
der Autor nicht erklärt, wie er zu seiner militärisch-politi-
schen Einschätzung der aktuellen Kriegssituation kommt, ob-
wohl diese Einschätzung entscheidend für seine Argumenta-
tion ist. Zudem frage ich mich, ob militärisch-politische 
Spekulationen (denn das sind solche Einschätzungen wohl 
meistens, gerade wenn sie von Menschen kommen, die nicht 
über besondere Expertise in diesem Bereich verfügen) für 
Gesundheitsarbeiter*innen eine geeignete Grundlage für 
eine Positionierung darstellen. Es ist jedenfalls eine der 
Schwächen des Textes, die zur Unklarheit beitragen, dass er 
diese Einschätzung der militärischen Situation nicht explizit 
als die Grundlage seiner Argumentation benennt, obwohl sie 
es  offenbar ist. Von anderen gesundheitspolitischen oder gar 
allgemeinpolitischen Fragestellungen abstrahiert er im Übri-
gen, als ob diese kein Gewicht bei einer Positionierung hät-
ten. Würden wir den Kompass vom Beenden/Vermeiden von 
Kriegen zu Gesundheitsfürsorge im Allgemeinen erweitern, 
könnten wir beispielsweise die Frage stellen, ob die Folgen 
einer Kapitulation und Besatzung der Ukraine durch Russland 
mehr Gesundheitsschaden anrichten würden als ein jahre-
langer Krieg. Mir ist bewusst, dass es hier auf ein Prognosti-
zieren, Messen und Vergleichen von Leid hinausläuft, wenn 
ich über das vom Autor gesetzte Ziel der Vermeidung von 
Krieg hinausgehe. Und nur um das Ausmaß von möglicher-
weise auftretenden Folgen bestimmter Handlungen anzudeu-
ten, stelle ich hier diese Fragen: Könnte ein Fortführen oder 
eine Eskalation des Krieges in der Ukraine zu einem Ende 
des Putin-Regimes führen und damit vielleicht zum Ende 
oder zur Prävention anderer Kriege beitragen? Würde es im 
Gegenteil zu noch mehr Kriegen führen? Dies sind nur zwei 
von vielen Fragen, und nur in Bezug auf Krieg, weil der Be-
zugspunkt der Argumentation des Autors die Prävention und 
Beendigung von Kriegen ist.

Der Autor verstrickt sich außerdem in Widersprüchen, die 
möglicherweise auch nur durch die Unklarheiten des Textes 
als solche erscheinen. Er beschreibt einen Widerspruch zwi-
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schen dem aus seiner Sicht legitimen 
Ersuchen um Waffen, durch »diejeni-
gen, die einen bewaffneten Kampf füh-
ren, um sich gegen eine Aggression zu 
verteidigen«, auf der einen Seite und 
auf der anderen Seite der aus seiner 
Sicht ebenfalls legitimen Ablehnung 
dieser Bitten mit der Begründung, 
dass damit eine Eskalation des Krieges 
verhindert würde, auf Grundlage des 
medizinischen Grundsatzes des 
»Nicht-Schadens«.

Das Ersuchen um Waffen sei »poli-
tisch diskutabel« und »legitim«, stehe 
aber im Widerspruch zu den Aufgaben 
der Gesundheitsfürsorge und müsse 
deswegen abgelehnt werden. Zumin-
dest von jenen, die für die Förderung 
der Gesundheit eintreten.

Nach meinem Verständnis stehen 
sich hier also zwei »legitime« (ich ver-
stehe das im Sinne von »richtige«), 
sich aber gegenseitig ausschließende 
Positionen gegenüber: das Ersuchen 
um Waffen (das überhaupt nur Sinn 
ergibt, wenn dem auch entsprochen 
werden kann, in Form von Waffenliefe-
rungen) und die Ablehnung von Waf-
fenlieferungen.

Der Autor erklärt uns nicht explizit, 
wie das möglich ist. Seine Art der Ar-

gumentation impliziert allerdings, dass 
es durch die unterschiedlichen Ziele 
der jeweiligen Akteure möglich wird, 
was auch andere Maßstäbe zur Bewer-
tung von Legitimität bedingt. Um vor-
weg zu greifen: Ich denke, das ist we-
der logisch noch hilfreich.

Diejenigen, »die für die Förderung 
der Gesundheit eintreten«, müssen 
aus seiner Sicht gegen Waffenlieferun-
gen sein. Über Akteure, die für andere 
Ziele als die Gesundheitsförderung 
eintreten, äußert er sich nicht. Aus 
seiner Einschätzung, dass Waffenliefe-
rungen »politisch diskutabel« seien, 
lässt sich aber ableiten, dass es  
Akteure mit anderen Zielen als der 
Gesundheitsförderung (bswp. die Ver-
nichtung von Menschen, die Auf-
rechterhaltung kapitalistischer Herr-
schaft, die Verteidigung gegen eine 
angreifende Armee oder auch etwas 
völlig Anderes) gibt, die Waffenliefe-
rungen zustimmen könnten. Es wäre 
nämlich skurril, anzunehmen, dass er 
sagen möchte, dass zwar »politisch 
diskutiert« werden könne, aber als Er-
gebnis nur eine Ablehnung des Ersu-
chens um Waffen herauskommen 
kann. Implizit vertritt der Autor damit 
die Auffassung, dass im »Politischen« 

andere Maßstäbe gelten, als in der 
»Gesundheitsfürsorge«. Damit entfällt 
aus meiner Sicht aber die Grundlage, 
um Handlungen als legitim oder illegi-
tim zu bewerten, wenn nicht überall 
die gleichen Maßstäbe angelegt wer-
den, sondern es von den Akteuren 
bzw. ihren Zielen abhängt, was als le-
gitim zu betrachten ist. Wäre zum Bei-
spiel die Eroberung der Ukraine als le-
gitim zu bewerten, wenn man als Ziel 
den Machterhalt des Putin-Regimes 
annimmt? 

Es ergibt sich aber auch ein weite-
rer wichtiger Widerspruch aus dieser 
Art der Argumentation: Da diejenigen, 
»die sich für Gesundheitsfürsorge ein-
setzen«, nicht dieselben sind, die die 
Waffen liefern würden, sondern die je-
weiligen Regierungen, müsste an diese 
Regierungen die Forderung gestellt 
werden, keine Waffen zu liefern. Diese 
Regierungen können das dann »poli-
tisch diskutieren« und sich für oder 
gegen Waffenlieferungen entscheiden. 
Und wenn sie nicht als Ziel die Ge-
sundheitsfürsorge haben, kann die 
Lieferung legitim sein, da ja auch das 
Ersuchen um Waffen legitim ist. Die 
einen dürfen tun, was die anderen ab-
lehnen müssen. Aufgrund ihrer ver-
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schiedenen Ziele, befinden sie sich in 
anderen ethischen Dimensionen, gel-
ten andere Maßstäbe. Der Autor 
möchte möglicherweise etwas Anderes 
sagen, aus seiner Art der Argumenta-
tion ergibt sich aber genau dieser 
Schluss, der universellen ethischen 
Maßstäben widerspricht.

Es erscheint mir zudem inkonse-
quent, einerseits einen bewaffneten 
Kampf gegen einen Aggressor als legi-
tim zu bezeichnen, andererseits aber 
die dafür notwendigen Waffenlieferun-
gen abzulehnen. Diese Position wäre 
nur sinnvoll, wenn der Autor annimmt, 
dass sich die Ukraine oder deren Be-
völkerung auch ohne weitere Waffen-
lieferungen wirksam verteidigen könn- 
te oder dass es gar nicht um militäri-
sche Stärke geht, sondern andere 
Wege existieren, eine Besatzung (von 
Teilen) der Ukraine und die damit ein-
hergehenden Verbrechen zu verhin-
dern. Die Ansichten des Autors bleiben 
dazu jedoch im Unklaren. 

Sollte er diese beiden Annahmen 
nicht vertreten, bleibt eine wider-
sprüchliche Positionierung des Autors: 
Verteidigung ist richtig, die Waffen da-
für zu liefern, ist falsch. Das impliziert: 
Wenn die Ukraine durch den russi-
schen Staat und seine Armee einge-
nommen wird, ist das zu akzeptieren. 
Das stünde aber wiederum im Wider-
spruch zu vorherigen Aussagen. Er po-
sitioniert sich zu Beginn gegen die »ul-
trareaktionäre, imperialistische« und 
»niederträchtige« Politik der Regie-
rung Russlands und solidarisiert sich 
mit dem angegriffenen Land Ukraine 
und dessen Bevölkerung und dem Teil 
der Bevölkerung Russlands, der sich 
dem Krieg widersetzt. Wenn am Ende 
eine Ausweitung des Herrschafts-
bereichs der von ihm abgelehnten rus-
sischen Regierung und die zu erwar-
tende (weil angekündigte) Unter- 
drückung der ukrainischen Bevölke-
rung steht, könnte die Handlungsemp-
fehlung des Autors seine eigenen Ziele 
weit verfehlen. Immerhin würde die 
kriegerische, imperialistische Politik 
der russischen Regierung weiterhin er-
folgreich sein, was eher für die Aus-
weitung von Kriegen spricht als für de-
ren Prävention.

Die auch in dem hier vorgelegten 
Text etwas verwirrende Darstellung 
schätze ich als Folge der Unklarheit 

und Widersprüchlichkeit des bespro-
chenen Artikels und der Komplexität 
des besprochenen Themas ein.

�� Prävention von Kriegen

Der Autor plädiert für »Widerstand 
und Prävention« als die »einzig mögli-
che Haltung« gegenüber »modernen 
bewaffneten Konflikten«. Zur Präven-
tion von Kriegen auf die von ihm vor-
geschlagenen Ziele zu setzen, er-
scheint erst einmal sinnvoll: Redu- 
zierung oder Abschaffung der Mili-
tärausgaben, das Verbot von Atom-
waffen und des Waffenhandels. Sollten 
diese Ziele erreicht werden, wären 
Kriege wohl weniger verheerend, die 
Kriegsindustrie würde schrumpfen und 
vielleicht würden sogar weniger Kriege 
geführt werden. Dass das auch für den 
Fall gilt, dass diese Ziele nicht global 
umgesetzt werden, halte ich jedoch 
für zweifelhaft. Die Kriegsindustrie 
würde vermutlich für einige Zeit 
schrumpfen, wenn bspw. die Bundes-
republik Deutschland oder die Staaten 
der EU den Waffenhandel verbieten 
oder ihre Militärausgaben verringern 
würden. Ob das allerdings dauerhaft 
der Fall wäre, ist nicht abzusehen, 
schließlich existieren viele mit den eu-
ropäischen Konzernen konkurrierende 
Rüstungskonzerne, die bereit stünden, 
diese Lücke zu schließen und die euro-
päischen Konzerne würden versuchen, 
ihre Produktion und den Handel in an-
dere Regionen zu verlagern. Selbst-
verständlich ist trotzdem für ein Ver-
bot von Waffenexporten und für eine 
Senkung der Militärausgaben einzutre-
ten. Es soll hier nur versucht werden, 
einen nüchternen Blick auf die Realität 
zu werfen. So könnte es gelingen, 
konkrete kurz-, mittel- und langfris-
tige taktische und strategische Ziele 
auszumachen.

Der Autor benennt mit ein paar we-
nigen Worten die Notwendigkeit, die 
wirtschaftlichen und sozialen Bedin-
gungen zu verändern, um Kriege zu 
verhindern. Er bezeichnet es als Uto-
pie (im Sinne von einer Unmöglichkeit, 
einem Wunschtraum), diese Präven-
tion ohne eine solche Veränderung er-
reichen zu können. Dafür, dass es der 
zentrale Punkt in der Prävention von 
Krieg sei, äußert er sich leider er-
staunlich oberflächlich. Das scheint 

auch nicht die »mutige Kritik an dem 
unheilvollen ideologisch-politischen 
Kontext« zu sein, die er vorher zitiert.

Eine solche soll hier auch nicht ver-
sucht, aber zumindest Grundzüge ge-
nannt werden. Diese »wirtschaftlichen 
und sozialen Bedingungen« beinhalten 
die Grundlagen der kapitalistischen 
Gegenwart: Konkurrenz auf dem  
Weltmarkt, die den spezifisch kapita-
listischen Zwang, maximalen Profit 
verwirklichen zu müssen, global ver-
allgemeinert, also zu einem allgemei-
nen Imperativ macht. Es besteht die 
notwendige Unterordnung staatlichen 
Handelns unter diese Bedingungen, 
die Ausrichtung auf die Sicherstellung 
einer funktionierenden kapitalistischen 
Wirtschaft. Diese Unterordnung zeigt 
sich zunehmend offen in der Unfähig-
keit, tatsächlich wirksames Handeln 
gegen die weitere Zerstörung der na-
türlichen Lebensbedingungen anzuge-
hen. Ebenso in der Missachtung der 
proklamierten Menschenrechte, weil 
sie dem Abbau von Ressourcen, der 
Erweiterung des Marktes oder anderen 
Folgen der kapitalistischen Logik im 
Wege stehen. Und diese Dynamik ge-
schieht auf der Basis des Kolonialis-
mus und Neokolonialismus, der die für 
unsere Zeit typische Hierarchisierung 
der Staaten und Regionen zum Resul-
tat hat. Kriege der kapitalistischen 
Vergangenheit und Gegenwart resul-
tieren, wie auch andere Formen der 
Gewalt, aus diesem Wettstreit um 
Ressourcen, Arbeits vermögen und Ab-
satzmärkte. Nationalismus und Milita-
rismus sind Folgen dieser Konkurrenz 
und eines zu schwachen Widerstands 
sowie der fehlenden Durchsetzungs-
kraft einer globalen, emanzipatori-
schen Alternative.

Dass der Text allerdings nichts auch 
nur ansatzweise von dieser Realität 
oder dem Weg daraus beschreibt, ob-
wohl es laut eigener Aussage der ent-
scheidende Punkt in der Prävention 
von Kriegen ist, stellt die größte 
Schwäche des Textes dar. Und das gilt 
aus meiner Sicht auch für viele Teile 
der Debatte jenseits des besproche-
nen Textes.

Felix Ahls ist Arzt, Ko-Vorsitzender des 
vdää* und Redaktionsmitglied der GbP.



Verein demokratischer Ärzt*innen
– der Berufsverband für eine soziale Medizin  

und eine demokratische Gesellschaft

Viel zu tun – und noch mehr zu verändern
Es gibt viel zu tun. Nicht nur auf Station, in der Ambulanz, in der Praxis, im Studium. Auch die Bedin-
gungen und Umstände unserer ärztlichen Arbeit müssen angepackt und verändert werden.

Die allermeisten sind sich einig: Vieles läuft im Gesundheitswesen nicht so, wie es sollte. Auf der 
einen Seite steht das Ziel unserer Arbeit: das körperliche, psychische und soziale Wohlergehen der 
Menschen. Und als Hürden dahin erleben wir auf der anderen Seite Einsparungen 
am Personal, fließbandartige Abläufe und Profitorientierung privater 
Konzerne. Meist bleibt für alles zu wenig Zeit, für die Patient*innen, 
für uns selbst und erst recht dafür, sich für positive Veränderungen 
einzusetzen.

Außerhalb der Versorgung erleben wir, wie die gesellschaftlichen 
Verhältnisse die Gesundheit prägen. Menschen leben kränker und ster-
ben früher, weil sie arm und ggf. arbeitslos sind, weil sie psychisch und physisch 
krankmachenden Lebens-, Wohn- und Arbeitsverhältnissen ausgesetzt sind. Die Gesundheit vieler 
Menschen wird geschädigt, weil ihnen Ressourcen und Rechte, auch Gesundheitsversorgung, vorent-
halten werden, weil sie rassistisch benachteiligt werden, weil sie patriarchale Gewalt erleiden oder 
den Folgen von Kriegen, Klimakrise und Flucht ausgesetzt sind. Statt fundierter und konsequenter 
Analysen und kollektiver Lösungsstrategien dominieren individualistische Erklärungsmuster, ein ge-
sellschaftlicher Druck zur Selbstoptimierung und Resignation. Die Auswirkungen dieser sozialen Miss-
stände sehen wir in unserer täglichen Arbeit und sind teils selbst direkt betroffen.

Voneinander lernen – gemeinsam handeln
Im vdää* haben wir uns zusammengeschlossen, um miteinander zu begreifen, was schief läuft, uns 
klar zu werden, wie es besser gehen kann und wie wir da hin kommen.

All diese Probleme sind nicht vom Himmel gefallen und sie sind nicht unveränderlich. Warum sind 
Überstunden die Normalität, wieso müssen wir immer wieder einspringen und mehr arbeiten, teils 
mehr als legal ist? Warum schaffen wir es nicht, in der Weiterbildung tatsächlich strukturiert zu lernen, 
sind schon froh, wenn wir alle Aufnahmen, Entlassungen und Untersuchungen geschafft haben, die 
geplant sind? Warum gibt es so oft eine Kluft zwischen dem, was wir gelernt haben, was der Situation 
der Patient*innen angemessen wäre, und dem, was tatsächlich gemacht wird? Was sind wirksame 
Strategien gegen soziale Ungleichheit, Rassismus, Sexismus und wie helfen wir einzelnen Menschen, 
uns selbst oder Kolleg*innen direkt, wenn sie beleidigt werden oder im Getriebe untergehen?

Viele Fragen. Viel zu tun. Trotzdem – und gerade deswegen – schauen wir den Problemen nicht 
einfach zu. Wir sind Ärzt*innen aller Fachrichtungen, stationär und ambulant tätig, Zahnärzt*innen, 
Psychotherapeut*innen und Studierende. Uns eint die Überzeugung, dass positive Veränderungen im 
Gesundheitswesen und in der Gesellschaft möglich sind und gemeinsam erstritten werden müssen.

Lern uns kennen, werde Mitglied und unterstütze unsere Arbeit oder werde selbst aktiv!

www.vdaeae.de | www.facebook.com/vdaeae | Twitter: @demokrat_aerzte
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